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„Wer aufhört zu werben,
um Geld zu sparen, kann
ebenso seine Uhr anhalten,
um Zeit zu sparen“, meint
die Vorzimmerperle ge-
meinsam mit Henry Ford.
Ihr Bürgermeister schafft
Gelegenheiten, damit sich
Investoren, Neubürger und
Gäste positiv mit seinem
Städtchen auseinander set-
zen können. Seite 15
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Bücher aus
dem Feuer

Aufruf zum Mitmachen:

Bücher aus
dem Feuer

Lesungen zum Jahrestag der
Nazi-Bücherverbrennung

am 10. Mai

Verbrannt, verboten, ver-
bannt - die Namensliste der
Autorinnen und Autoren ist
lang. Unzählige Intellektuel-
le, Künstlerinnen und Künst-
ler wurden ihrer Heimat und
Arbeit beraubt, viele wur-
den ermordet oder in den
Tod getrieben. Das darf nicht
vergessen werden.

Deshalb finden alljährlich
am 10. Mai zahlreiche Ge-
denkveranstaltungen statt.
„Viele bayerische Kommu-
nen unterstützen seit Jahren
die Aktion Bücherlesung“,
bedankt sich der Initia-
tor, TV-Moderator Gerhard
Schmitt-Thiel.

Zum 76. Jahrestag der
Bücherverbrennung werden
auch heuer zahlreiche Le-
sungen aus den Werken je-
ner Autoren stattfinden, de-
ren Vernichtung die Nazis
beschlossen hatten. Schmitt-
Thiel konnte wieder viele
prominente Mitstreiter ge-
winnen.

Weitere Informationen gibt
es im Internet unter www.
buecherlesung.de ��

Europawahl 2009:

Forderungen der
Landkreise an die EU

Am 7. Juni finden die Wahlen zum Europäischen Par-
lament statt. Die Landkreise sind in vielen Politikfel-
dern von europäischen Einwirkungen berührt, sei es bei
Fragen der Daseinsvorsorge und der interkommunalen
Zusammenarbeit durch die Binnenmarktpolitik, der
Entwicklung und Förderung ländlicher Räume durch
die EU-Strukturpolitik, sei es im sozialen Bereich bei
der Verwirklichung von Chancengleichheit, sei es im
Bereich Migration, in der Gesundheitspolitik oder im
Umwelt- und Energiebereich über die Abfallentsorgung
bis hin zur Deregulierung von Netzen.

Dabei ist es vorrangig, das
„Projekt Europa“ mehr als zu-
letzt wieder bei den Bürgern zu
verankern und die Akzeptanz für
Europa bei der Bevölkerung zu
erhöhen. Das neue Europäische
Parlament und die neue Eu-
ropäische Kommission haben zu
einem wichtigen Zeitpunkt der

europäischen Entwicklung die
Möglichkeit, neue Impulse zu
setzen. Die deutschen Landkrei-
se sind bereit, sich intensiv ein-
zubringen. Sie dokumentieren
dies in der Broschüre „Europa-
wahl 2009: Forderungen der
Landkreise an die Europäische
Union“.

1. Vertrag von Lissabon

Mit dem Lissabon-Vertrag ver-
liert Europa nach Ansicht des
Landkreistags seine bisherige
„Kommunal-Blindheit“. Der Ver-
band fordert die deutschen Euro-
paabgeordneten eben-so wie die
neue Europäische Kommission
auf, sich bereits vor der Ratifizie-
rung dafür einzusetzen, dass die
genannten kommunalen Errun-
genschaften des Lissabon-Vertra-
ges konsequent zur Anwendung
kommen, d.h. der lokalen Bedeu-
tung bei der Erarbeitung von Ge-
setzgebungsvorschlägen durch die
Europäische Kommission schon
heute Rechnung getragen wird.

2. Bessere Rechtsetzung

Die kommunale Ebene ist die
wesentliche Ausführungsebene
europäischer Rechtsetzung. Der
Deutsche Landkreistag erwartet
daher, die Notwendigkeit des
Bürokratieabbaus durch euro-
päische Vorschriften mit Aus-
wirkungen auf die kommunale
Ebene stärker als bisher voran-
zutreiben.

3. Wettbewerbs-
und Beihilferecht

Der Deutsche Landkreistag
(Fortsetzung auf Seite 4)

KOMMUNALPOLITIK WIRTSCHAFT RECHT TECHNIK PRAXIS

GemeindeZeitungGemeindeZeitung
Power für Bayerns Kommunen:

GZ lädt zum Energie-Forum
Mehr Wissen setzt Energie frei. Nach dem erfolgreichen
Start im vergangenen Jahr lädt die Bayerische Gemeinde-
Zeitung erneut zum großen Info-Tag für Kommunen am
2. Juli 2009. Im Garchinger Bürgerhaus treffen die Pro-
fis der Kommunalpolitik auf die Profis der Energie-
Branche. Bitte merken Sie den Termin schon heute vor. ��
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Wertschöpfung im ländlichen Raum:

Zweckoptimismus
oder reale Chance?

11. Münchner Tage der
Bodenordnung und Landentwicklung

Mit über 200 Teilnehmern aus
dem deutschsprachigen Raum
waren die Münchner Tage der
Bodenordnung und Landent-
wicklung einmal mehr hervor-
ragend besucht. Namhafte Re-
ferenten und Diskutanten ga-
ben den Zuhörern zahlreiche
Denkstöße mit auf den Weg.

Chancen räumen die Experten
dem ländlichen Raum insbeson-
dere durch intelligente, d.h. quali-
tativ ausgerichtete Wertschöp-
fungsketten sowie gezielte und
professionell gemanagte Koope-
rationen, die Verbesserungspoten-
ziale und Innovationen freilegen,
ein. Wie Tagungsleiter O. Univ.-
Prof. Dr.-Ing. Holger Magel fest-
stellte, sei insbesondere der Be-
fund, „dass wir wider besseres
Wissen all zu oft in alten Strick-
mustern verharren“, an Eindeu-
tigkeit nicht zu überbieten.

Mut zum Anderssein

„Ländlicher Raum - das ist
Mut zum Anderssein“, meinte
Landwirtschaftsminister Helmut
Brunner. Gerade in Krisenzeiten
sei ein starker ländlicher Raum
unerlässlich und dessen Zu-
kunftssicherung eine zentrale po-
litische Aufgabe. Im Mittelpunkt
stünden die Wettbewerbsfähig-
keit der Agrarwirtschaft und die
Arbeitsplatzsicherung sowie eine
stetige Modernisierung von In-
frastruktur, Bildungseinrichtun-

gen und Lebensbedingungen auf
den Dörfern. Zur Bewältigung
dieser Herausforderungen müss-
ten alle Kräfte gebündelt werden.
„Nur mit den Menschen und den
Gemeinden in den ländlichen
Regionen wird es gelingen, die
Strukturprobleme zu lösen und
die Zukunftsfähigkeit der ländli-
chen Räume zu sichern“, so der
Minister. Es gebe keine einheitli-
che Lösung, keinen „zentralen
Masterplan“. Brunner: „Wir brau-
chen maßgeschneiderte, auf die
unterschiedliche Situation der Re-
gionen zugeschnittene Konzepte.“

Dorferneuerung

Eine zentrale Rolle bei der Be-
wältigung der Zukunftsaufgaben
spielen laut Brunner die Instru-
mente der Ländlichen Entwick-
lung, insbesondere die Dorfer-
neuerung. Dafür stünden heuer
mehr als 110 Millionen Euro zur
Verfügung. Damit gehe man
nicht nur die Lösung der Proble-
me konkret an, es würden so
auch Investition, Wachstum und
Beschäftigung angeschoben.
Denn die Fördermittel der Dorf-
erneuerung und Flurneuordnung
lösen laut Brunner ein Vielfaches
an Investitionen aus, von denen
vor allem der Mittelstand profi-
tiert. „In Zeiten wirtschaftlicher
Unsicherheit ist dies ein wichti-
ger Impuls zur Belebung der
Konjunktur und zur Sicherung
der Arbeitsplätze.“ Derzeit lau-
fen landesweit in 700 Gemein-
den mit 2.200 Ortsteilen Dorfer-
neuerungsmaßnahmen, in über

(Fortsetzung auf Seite 4)

Die bayerischen Landkreise im
europäischen Standortwettbewerb

Zum Bayerischen Landkreistag 2009 lädt Landräte-Präsident
Theo Zellner am 13. und 14. Mai in das Deggendorfer Kultur-
und Kongresszentrum ein.
Diskutiert werden mit Europa-, Bundes- und Landespolitikerin-
nen und -politikern die Handlungsspielräume der bayerischen
Landkreise im europäischen Standortwettbewerb und ihre Rolle
in der regionalen Wirtschaftspolitik. Mit den Landräten disku-
tieren hierüber Staatsministerin Emilia Müller, Staatssekretärin
Katja Hessel und und Manfred Weber, MdEP. �

Kommission Zukunft
Soziale Marktwirtschaft
Seehofer fordert bei Auftaktsitzung Aufbruchsignal in der Krise

Eine eigene Kommission „Zukunft Soziale Marktwirtschaft“
hat Bayerns Ministerpräsident Horst Seehofer unter der Lei-
tung von Dr. Stephan Götzl, Präsident des Bayerischen Genos-
senschaftsverbands, eingerichtet. Der Ministerpräsident erwar-
tet von der hochkarätig besetzten Arbeitsgruppe ein Aufbruchs-
signal in der Krise.

Seehofer: „Ich bin überzeugt:
Die Zeit ist reif für ein neues und
breites Bündnis für die Soziale
Marktwirtschaft der Zukunft.
Wir müssen diese große Chance
jetzt nutzen. Denn es kann kei-
nen Zweifel geben, dass unsere
Soziale Marktwirtschaft mit dem
einzigartigen Zusammenspiel
von sozialer Verantwortung und

wirtschaftlicher Wettbewerbs-
fähigkeit das Erfolgsmodell der
Zukunft ist und künftig noch
stärker zum Exportschlager wer-
den kann.“

Wetterfeste Ordnung

Seehofer erklärte zum Auftakt
der Kommissionsarbeit: „Die

ganze Welt steht in dieser inter-
nationalen Finanz- und Wirt-
schaftskrise in einer Situation,
für die die Lehrbücher der Öko-
nomie und der Politik keine Pa-
tentrezepte bereithalten. Wir
wissen, dass der Spekulationska-
pitalismus genauso gescheitert
ist, wie die sozialistische Plan-
wirtschaft. Aber wir wissen noch
nicht, wie wir unsere Finanz-
und Wirtschaftsordnung künftig
wetterfest machen können, so
dass wir gestärkt aus der Krise
kommen und die Wiederholung
eines solchen „Tsunamis“ ver-
hindern.“ Alles spricht jedoch
nach den Worten Seehofers dafür,

(Fortsetzung auf Seite 4)

Das Podium (v. l.): MDirig. Rainer Beckedorf, Vorsitzender der Arge Nachhaltige Landentwick-
lung, Hannover, Staatsminister Helmut Brunner, MdL, Prof. Dr.-Ing. Holger Magel und Dr. Rai-
ner Klingholz, Direktor des Berlin-Instituts. ��
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Bürgermeister
Hans-Peter Laschka

96268 Mitwitz
am 9.5.

Bürgermeister Peter Mahl
86694 Niedernschönenfeld

am 9.5.

Bürgermeister
Harald Schlegel
95482 Gefrees

am 14.5.

ZUM 50. GEBURTSTAG
Bürgermeister

Friedrich Gleismann
96193 Wachenroth

am 13.5.

ZUM 45. GEBURTSTAG
Bürgermeister

Dieter Möhring
97491 Aidhausen

am 13.5.

ZUM 35. GEBURTSTAG
Bürgermeister

Alexander Eberl
95126 Schwarzenbach a.d. Saale

am 18.5.

ZUM 65. GEBURTSTAG
Bürgermeister Horst Rauh

95473 Haag
am 11.5.

Bürgermeister
Korbinian Hillmeier
82290 Landsberied

am 13.5.

ZUM 60. GEBURTSTAG
Bürgermeister Karl Engelhard

91725 Ehingen
am 5.5.

Bürgermeister Alois Zellner
94547 Iggensbach

am 7.5.

Bürgermeister Georg Hölzl
84335 Mitterskirchen

am 8.5.

ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeister

Johann Weininger
94256 Drachselsried

am 7.5.

Bürgermeister Franz Schmuck
90614 Ammerndorf

am 8.5.

Wir gratulieren

Hinweis in eigener Sache:
Trotz aller Bemühungen sind unsere Daten nicht vollständig. Wir bitten des-
halb um rechtzeitige Bekanntgabe der bevorstehenden runden Geburtstage.

Landtags-FDP sucht Kontakt zur Basis:

Erster Kommunalpolitischer
Kongress im Maximilianeum

In einem Kommunalpolitischen Kongress im Maximilianeum
hat die FDP-Landtagsfraktion den Auftakt für enge Zusam-
menarbeit mit der kommunalen Ebene gegeben. Fraktionsvor-
sitzender Thomas Hacker und sein Stellvertreter Dr. Andreas Fi-
scher wie auch Wirtschaftsminister und stellvertretender Mini-
sterpräsident Martin Zeil werteten den relativen Erfolg ihrer
Partei bei der Kommunalwahl im März letzten Jahres als
Grundlage für den Wiedereinzug in den Bayerischen Landtag
nach 14 Jahren im September. „Wir bringen Bewegung in die
Politik“, fasste Hacker zusammen und Zeil ergänzte, die Kom-
munalpolitiker seien dafür entscheidende Akteure.

In der Diskussion mit 80 FDP-
Repräsentanten aus Gemeinden,
Städten, Landkreisen und Bezir-
ken -hier wieder flächendeckend
vertreten, wie betont wurde -
ging es zunächst um das kommu-
nale Wahlsystem. Zur Debatte
standen die Dauer der Wahlperi-
ode und die Altersgrenze für
hauptamtliche Bürgermeister.
Kommunalpolitiker und Fraktion
fanden sich nach teilweise kon-
troverser Aussprache mit Mehr-
heit auf der Basis, die Wahldauer
von sechs auf fünf Jahre zu ver-

ringern, aber dies nicht mit Rück-
sicht auf das Jahr 2014 zu tun,
wenn Kommunal- und Europa-
wahl zusammenfallen. Dem Vor-
schlag, die Bezirkstagswahlen
nicht mehr mit der Landtags-
sondern mit der Kommunalwahl
zusammenzulegen standen die
Bedenken entgegen, dass dies bei
den umfangreichen Stimmzetteln
der Kommunalwahl die Auszäh-
lung erschweren würde.

Bürgermeister bis 67

Als Bürgermeister sollen Kan-
didaten entsprechend dem Ren-
tenalter bis 67 antreten können;
in jedem Alter aber andererseits
in ihrer Amtszeit auf zwei bis
drei Legislaturperioden begrenzt
werden. Über die von den Jung-
liberalen vorgeschlagene Herab-
setzung des passiven Wahlrechts
von 21 auf 18 Jahre wurde nicht
abgestimmt. Keine klare Mei-
nung gab es in der Frage, ob die
Regierungsbezirke als Mittel-
behörden zwischen Kommunen
und Staatsregierung bestehen
bleiben sollen.

Die als Diskussionsteilnehmer
eingeladenen Vertreter der kom-
munalen Spitzenverbände nah-
men dazu Stellung. Übereinstim-
mend waren Bürgermeister Ru-
dolf Heiler (Grafing) für den Ge-
meindetag, Reiner Knäusl als
Geschäftsführendes Vorstands-
mitglied des Städtetags, Landrat
Thomas Karmasin (Fürstenfeld-
bruck) und Norbert Kraxenber-
ger, Geschäftsführendes Präsi-
dialmitglied des Verbandes der
bayerischen Bezirke, gegen eine
Änderung der Wahlperiode.
Ebenso fand eine Änderung oder
gar Abschaffung der Regierun-
gen keine Zustimmung. Kraxen-
berger war insbesondere gegen
einen Bezirkspräsidenten an Stel-
le des Regierungspräsidenten.

Neue Kommunalsteuer

Eine harte Kontroverse gab es
zwischen den FDP-Landespoliti-
kern und den Spitzenverbänden
in Sachen Gewerbesteuer. Ihr
Aufkommen werde katastrophal
einbrechen und es werde in den
Kommunen Heulen und Zähne-
klapperen geben, prophezeite
Zeil. Stattdessen eine Kommu-
nalsteuer einzuführen, gebe Si-
cherheit, meinte auch Brigitte
Meyer für die Fraktion. Die Ab-
schaffung der Gewerbesteuer soll
Thema der erwarteten Koalitions-

verhandlungen mit der Union
nach der Bundestagswahl sein.
Die Vertreter von Gemeinden,
Städte- und Landkreistag wider-
sprachen. Die Gewerbesteuer ha-
be ihre Schattenseiten, aber „es
gibt nichts Besseres“, fasste
Knäusl zusammen. Für die Städte
war und ist sie kein Thema.

Enge Kommunikation

Ein Hauptanliegen der FDP-
Kommunalpolitiker an Land-
tagsfraktion und Staatsregierung
war die enge und rasche Kom-
munikation. Es gehe nicht an,
erst aus der Presse von Initiati-
ven der Abgeordneten zu erfah-
ren. Die Fraktionssprecher, dar-
unter auch Landtagsvizepräsi-
dent Jörg Rohde, sicherten zu,
den direkten Draht zu verbes-
sern. Dieser erste Kommunal-
kongress sei der Auftakt. Er soll
künftig möglichst mehrmals pro
Jahr stattfinden. rm

Probleme der
Breitbandversorgung
Staatsregierung sieht Aufrüstung des ländlichen Raumes

nicht gefährdet - Opposition sorgt sich um Funkmikrofone

Die Staatsregierung ist Befürchtungen entgegengetreten, die
Breitbandversorgung des länd1ichen Raumes könne durch eine
Umverteilung des Frequenzbandes von 790 bis 862 Megaherz
(MHz) empfindlich gestört bis verhindert werden. Es geht um
eine EU-Neuregelung, die auf Vorlage der Bundesregierung am
15. Mai im Bundesrat verabschiedet werden soll. Im Landtag
hat die Opposition Aussetzung der Beratung verlangt, bis alle
technischen Probleme mit den Beteiligten von Rundfunk, Kul-
tur- und Sportveranstaltern bis zu öffentlichen und privaten Be-
treibern von Stadthallen geprüft und beseitigt sind.

„Frequenzbereichszuweisungsplanverordnung“

Es geht um die „Zweite Verordnung zur Änderung der Fre-
quenzbereichszuweisungsplanverordnung“, wie es EU-amtlich
heißt. Dr. Linus Förster (SPD) und Ulrike Gote (Grüne) be-
gründeten im Landtag ihre Dringlichkeitsanträge, im Bundesrat
noch nicht zu entscheiden.

Im betroffenen Frequenzbereich seien rund 700.000 Funkmi-
krofone in Betrieb, für welche die Bundesnetzagentur eine Nut-
zung bis 2015 zugesagt habe. Die Neuregelung bringe erhebli-
che Störungen des Betriebs. Ein Austausch der Funkmikrofone
werde mehrere Milliarden Euro kosten. Allein für die mit Steu-
ergeldern finanzierten Kultureinrichtungen würden von Exper-
ten zwei bis drei Milliarden Euro geschätzt. Es gehe darum,
dem ländlichen Raum statt Glasfaserkabeln Anschlüsse mit
Übertragungsraten von mindestens 50 Megabit pro Sekunde zur
Verfügung zu stellen.

Staatskanzleiminister Dr. Siegfried Schneider erachtete die
Verordnung mit dem langen Namen gerade für diesen Zweck
notwendig. So könne die Breitbandversorgung im ländlichen
Raum mit realistischen Mitteln verwirklicht und dessen Be-
nachteiligung gegenüber den städtischen Zentren verhindert
werden. Um noch Spielraum in der Umsetzung zu haben, wer-
de dem Bundesrat eine Begleitentschließung des Bundeswirt-
schaftsministeriums vorgelegt.

Schneiders Amtsvorgänger Eberhard Sinner versicherte als
Sprecher der CSU-Fraktion, die Neuverteilung des Frequenz-
bandes sei in jahrelangen Verhandlungen vorbereitet worden.
Jetzt „bringen wir die Voraussetzungen, um die Breitbandlücke
auf dem Land zu schließen“. Die im Bundesrat zu verabschie-
dende Frequenzzuweisungsverordnung ermögliche eine Koexi-
stenz der Nutzer.

Joachim Hanisch (Freie Wähler) entgegnete, die Gespräche
mit der Vielzahl der Betroffenen seien noch nicht ausreichend
geführt worden. Er befürwortete die Dringlichkeitsanträge. Für
die FDP schloss sich Julika Sandt der Stellungnahme Schnei-
ders an. Sie verwies auch auf das entsprechende Verhalten an-
derer Bundesländer. Beide Anträge wurden jedoch im Plenum
gegen die Stimmen der Opposition abgelehnt. rm

Kommunen können Anfang Mai mit dem Konjunkturpaket II loslegen:

Umsetzung läuft planmäßig
Herrmann: „Nachfrage bei den Kommunen zeigt richtige Schwerpunktsetzung

Wachstumsimpuls für Bayern zum richtigen Zeitpunkt “
Die Umsetzung des Konjunkturprogramms II läuft in Bayern
plangemäß. Bayerns Bauminister Joachim Herrmann zog im
Kabinett eine positive Zwischenbilanz. „Das Interesse der
bayerischen Kommunen am Konjunkturpaket II des Bundes ist
enorm. Die Förderbehörden melden eine deutliche Überzeich-
nung des Programms. Ich bin ganz sicher, dass das knapp 2 Mil-
liarden umfassende Investitionspaket einen kräftigen Konjunk-
tur- und Wachstumsimpuls in Bayern setzen wird. Diese Inves-
titionen kommen zur richtigen Zeit. Vor allem die regionale Bau-
wirtschaft und das Handwerk werden davon spürbar profitie-
ren“, so Herrmann.

Er unterstrich, dass der enge
Zeitplan für die Bewilligungs-
behörden unbedingt gehalten
werden muss und wird. Herr-
mann: „Die ausgewählten Kom-
munen werden Anfang Mai über
die Förderentscheidung infor-
miert und können dann nach der
Bewilligung des vorzeitigen
Maßnahmenbeginns sofort losle-
gen.“ Die endgültige Auszah-
lung der Mittel erfolge dann, so
Herrmann, nach Baufortschritt -
also dann, wenn die ersten Rech-
nungen vorgelegt würden. „Die
große Beteiligung der Kommu-
nen zeigt, dass wir mit den Be-
reichen Bildung, Klimaschutz
und Infrastruktur die richtigen
Schwerpunkte gesetzt haben“,
betonte Herrmann.

Gute Zusammenarbeit

Als außerordentlich konstruk-
tiv bezeichnete Herrmann die
Zusammenarbeit mit den bayeri-
schen Kommunen bei der Um-
setzung des Pakets. Herrmann:
„Schon jetzt steht fest, dass sich
die frühzeitige Einbindung der
kommunalen Spitzenverbände
beim Konjunkturpaket II durch
die Staatsregierung auszahlt.“
Die Bezirksregierungen als die
zentralen Förderstellen melden,
dass die Beiräte bei den Bezirks-
regierungen zur Begutachtung
der Anträge gut arbeiten. Herr-
mann: „Überall sind die Vertreter
der Kommunen eingebunden.

Dieser bayerische Weg bei der
Umsetzung ist genau der richti-
ge, um den Anliegen unserer
Städte, Gemeinde und Kreise im
Flächenland Bayern gerecht zu

werden, keine kurzfristig auf-
flackernden Konjunktur-Stroh-
feuer anzufachen, sondern nach-
haltige Modernisierungsinvesti-
tionen anzuschieben.“

Transparente Auswahl

Etwa 6000 Anträge sind laut
Herrmann bisher bei den Förder-
behörden eingegangen. Ende
April würden nun die Regierun-
gen und die dort eingerichteten
Beiräte mit Vertretern aus kom-
munalen Spitzenverbänden und
der Freien Wohlfahrtspflege die

Mittel verteilen: „Angesichts der
starken Nachfrage ist die Aus-
wahl sicher keine leichte Aufga-
be. Sie wird in jedem Fall sorg-
fältig und transparent durchge-
führt“, so Herrmann. Die einzel-
nen Förderprogramme seien teil-
weise stark überzeichnet.

70 Prozent für Kommunen

Für Bayern stellt der Bund
in den Jahren 2009 bis 2011 ein-
schließlich der Kofinanzierungs-
mittel von Freistaat und Kommu-
nen 1,96 Milliarden Euro für zu-
sätzliche Investitionen zur Verfü-
gung. 70 Prozent der Mittel kom-
men unmittelbar den Kommunen
zu Gute. Der Löwenanteil bei den
Investitionen des Freistaats in
Höhe von gut 500 Millionen Euro
fließt in die Bereiche Hochschu-
len und Forschung. �

Berichte über katastrophale Zustände:

Asylanten sollen
menschenwürdig wohnen

Landtagsanhörung zur Situation in den Unterkünften
Dass die Situation von Asylbe-
werbern in Gemeinschaftsun-
terkünften verbessert werden
muss, war einhellige Meinung
der Landtagsfraktionen nach
einer auf Antrag der Grünen
durchgeführten Anhörung von
26 Experten aus städtischen
Ämtern, sozialen und karitati-
ven Verbänden wie auch Spre-
chern der Flüchtlinge. Sie be-
richteten von katastrophalen
Zuständen in den derzeit 117
Gemeinschaftsunterkünften
mit fast 7500 Bewohnern.

Für die CSU fasste Joachim
Unterländer als Arbeitskreisvor-
sitzender zusammen, Menschen,
die in Bayern Zuflucht suchen,
müssten nach den humanitären
Grundsätzen einer auf dem
christlichen Menschenbild ru-
henden Politik untergebracht
werden. Sozialministerin Christi-
ne Haderthauer hatte erklärt, zur
zeitgemäßen Asylpolitik gehöre
eine adäquate Wohnqualität.

Schließung gefordert

Die Grünen forderten die
Schließung der Gemeinschafts-
unterkünfte, was die CSU nicht
zusagte. Innenminister Joachim
Herrmann hatte vor der An-
hörung betont, die Abschaffung
staatlicher Unterkünfte und teure
Integrationsmaßnahmen hätten
mit einer sinnvollen, gesell-
schaftlich akzeptierten Integrati-
onspolitik nichts zu tun. Vorrang
habe die Rückführung abgelehn-
ter Asylbewerber. Für etwa die
Hälfte der Bewohner in den Ge-

meinschaftsunterkünften besteht
nach den Zahlen des Sozialmini-
steriums eine vollziehbare Aus-
reiseverpflichtung.

Der Flüchtlingszustrom ist
2008 weiter gesunken, weshalb
es derzeit statt 144 nur noch 117
Gemeinschaftsunterkünfte gibt.
Zunächst werden die Metallcon-
tainer in Oberbayern abgebaut.

Übereinstimmend forderten
Oliver Jörg (CSU) und Volkmar
Halbleib (SPD) vor allem für Fa-

milien, Kinder und Kranke besse-
re Lösungen. Die SPD-Sozial-
sprecherinnen Diana Stachowitz
und Angelika Weikert verlangten
mehr Personal für die Flüchtlings-
betreuung, insbesondere speziell
geschulte Ärzte, Psychotherapeu-
ten, Juristen und Sozialarbeiter.

Zweifel an Politikwende

Während die Grünen-Frakti-
onsvorsitzende Margarete Bause
auf eine Wende in der bayeri-
schen Asylpolitik hofft, zweifelt
Halbleib, dass den schönen Wor-
ten von Staatsregierung und
CSU Taten folgen werden. Die
Grünen haben einen Änderungs-
antrag zum Asylbewerberlei-
stungsgesetz angekündigt. rm

Bayerischer Erfolg in Brüssel:

Neuabgrenzung verschoben
Mit Genugtuung hat Land-

wirtschaftsminister Helmut
Brunner die Entscheidung der
EU-Kommission aufgenom-
men, die geplante Neuabgren-
zung der sogenannten benach-
teiligten Gebiete frühestens
2014 vorzunehmen. Brüssel
trage damit den wiederholten
Forderungen Bayerns Rech-
nung, die ursprünglich für das
nächste Jahr vorgesehene Neu-
abgrenzung zu verschieben.

Laut Brunner bleibt jetzt den
gebeutelten Landwirten eine wei-
tere Verunsicherung erspart.
Rund zwei Drittel der landwirt-
schaftlichen Betriebe im Freistaat
liegen in benachteiligten Gebie-
ten. Der Minister erwartet nun in-
tensive Abstimmungsprozesse
zwischen der EU und den Mit-
gliedsstaaten. Zentraler Maßstab
für die Abgrenzung müsse dabei
auch in Zukunft die sogenannte
„landwirtschaftliche Vergleichs-

zahl“ als von allen Seiten akzep-
tiertes Indexsystem bleiben.

Acht Förderkriterien

Die EU-Kommission hatte ei-
ne Strategie vorgeschlagen, wie
benachteiligte Gebiete künftig
EU-weit nach einheitlichen Stan-
dards gefördert werden sollen.
Danach soll es künftig statt bis-
lang 100 nur mehr acht Förder-
kriterien geben: Niedrige Tempe-
raturen, Wärmebelastung, Bode-
nentwässerung, Bodentextur und
steinige Struktur, Wurzeltiefe,
chemische Eigenschaften des
Bodens, Bodenwasserbilanz und
Gefälle. Die 27 EU-Staaten sol-
len nun Simulationen vorlegen,
in denen die Folgen der neuen
Kriterien durchgerechnet wer-
den. Danach will die EU-Kom-
mission einen Gesetzesvorschlag
unterbreiten. Das neue System
soll 2014 in Kraft treten. �
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Liebe Leserinnen
und Leser,

viele Bürgerinnen und Bür-
ger wollen gerade jetzt im
Frühjahr ihre überflüssigen
Pfunde loswerden und be-
kämpfen den Winterspeck mit
Diätprogrammen und Fitness-
angeboten. Leider wird dabei
schnell vergessen, dass gesun-
de Ernährung nicht erst mit
der Volljährigkeit beginnen
darf. Dieses Thema geht auch
unsere Kinder etwas an. Das
wird besonders deutlich, wenn
man sich die neuesten Ergebnisse der Schulein-
gangsuntersuchungen ansieht. In Bayern ist je-
des zehnte Vorschulkind übergewichtig. Des-
halb müssen sich vor allem Kindergärten und
Schulen vermehrt mit den Themen „gesunde

Ernährung“ und „Sport“ beschäftigen. Wir dür-
fen unseren Kindern nicht nur schulisches Wis-
sen vermitteln, sie müssen auch den bewussten
Umgang mit gesunden Lebensmitteln erlernen.

Der Landkreis Mühldorf ist bereits vom Re-
den zum Handeln übergegangen. Zusammen
mit engagierten Apotheken aus dem Landkreis
hat das Gesundheitsamt das Projekt „Essen mit
Köpfchen“ ins Leben gerufen. Ziel dieser Ko-
operation ist es, den Schülerinnen und Schülern
in der Grundschule spielerisch zu zeigen, wie
sie sich gesund ernähren können. Apotheker aus
dem Landkreis informieren über gesunde und
ungesunde Nahrungsmittel und bereiten zusam-
men mit den Kindern ein gehaltvolles und vor
allem leckeres Schulfrühstück zu. Auf diese Wei-
se lernen die Kinder, dass gesundes Essen nicht
nur fit und aktiv hält, sondern auch gut
schmeckt.

Das Projekt „Essen mit Köpfen“ ist mittler-
weile ein Selbstläufer geworden, das auf große
Resonanz bei den Lehrkräften, aber auch bei
den Kindern trifft. So konnte vor kurzem ein
stolzes Jubiläum gefeiert werden. Im Beisein

von Kultusstaatssekretär Dr.
Marcel Huber fand das 100.
Gesunde Schulfrühstück statt.
Gefördert wird das Projekt aus
Mitteln des Bayerischen Staats-
ministeriums für Umwelt und
Gesundheit aus der Offensive
Gesund - leben - Bayern. Da-
rüber hinaus unterstützen hei-
mische Firmen die Aktion, in-
dem sie kostenlos Lebensmittel
zur Verfügung stellen. Dafür
mein herzlicher Dank! Der
Erfolg und die Nachhaltigkeit
dieser Aktion liegt auch darin,
dass das Projekt keine Ein-

tagsfliege bleibt, sondern auch die Lehrerinnen
und Lehrer sowie die Eltern mit eingebunden
werden und das Thema gesunde Ernährung das
ganze Schuljahr hindurch behandelt wird.

Doch gesunde Ernährung ist nur eine Seite,
ausreichend Bewegung ist für ein aktives Leben
genauso unverzichtbar. Computer und Fernse-
her verursachen einen Bewegungsmangel, der
unsere Kinder immer träger und lustloser wer-
den lässt. Anstatt herum zu toben und die eige-
nen körperlichen Grenzen auszuprobieren, sit-
zen viele Kinder zu Hause. Die Motorik wird
nicht richtig gefördert und dadurch der Körper
immer schwächer. Dabei ist Sport nicht nur eine
Möglichkeit, aktiv und fit zu bleiben, in den Fitn-
ess- und Sportvereinen können die Kinder auch
neue Freundschaften schließen, sich im Wett-
kampf messen und soziale Kompetenz aufbauen.

Die Städte und Gemeinden beherbergen di-
rekt vor Ort ein hervorragendes Netz an Verei-
nen und Organisationen, die mit zahlreichen
haupt- und ehrenamtlichen Helfern den Kin-
dern und Jugendlichen ein breites Freizeitpro-
gramm anbieten. In der Vereinsarbeit werden
den Jugendlichen genauso sportliche Fähigkei-
ten vermittelt wie die Regeln für ein geordnetes
und respektvolles Miteinander. Damit leisten
die Vereine einen wichtigen Beitrag zu Bildung,
Erziehung und Integration der Kinder in die
Gesellschaft.

Es ist daher unverzichtbar, die örtlichen Ver-
eine von staatlicher und kommunaler Seite in
ihrer Arbeit so gut wie möglich zu unterstützen
und damit das gesunde und aktive Leben unse-
rer kommenden Generationen zu fördern.

Ihr Georg Huber

KolumneGZ Georg Huber

Mit vereinten Kräften
zum Wohl unserer Kinder

Initiative „Zukunft Bauen Bayern“:

Brennpunkt München
Baukonferenz mit Innenminister Herrmann

Im Rahmen einer Baukonferenz bei der Regierung von
Oberbayern wurde über aktuelle Vorhaben im Groß-
raum München informiert. Innenminister Joachim Her-
mann bezog sich auf die drei großen Bereiche, die das
staatliche Baugeschehen in Verdichtungsräumen prägen:
den staatlichen Hochbau, den Straßenbau und die Wohn-
raum- und Städtebauförderung.

Als einen Tätigkeitsschwer-
punkt im staatlichen Hochbau
bezeichnete Herrmann die Pro-
jekte der bayerischen Hochschu-
len. Neben den jetzt schon stei-
genden Studentenzahlen sei auch
der doppelte Abiturjahrgang
2011 zu bewältigen. Die Bauver-
waltung arbeite dazu mit Hoch-
druck an der Realisierung zahl-
reicher Bauprojekte mit neuen
Lehrsälen und Laborflächen.
Rechtzeitig bis zum Jahr 2011
würden an den Hochschulen die
Lehr- und Lernbedingungen ent-
scheidend verbessert.

Hochschulbau

Mit dem Konjunkturpaket II
könnten zusätzliche 200 Millio-
nen Euro investiert werden. Ins-
gesamt verfügten die Sonderpro-
gramme im Hochschulbau, ver-
teilt über die nächsten drei Jahre,
über ein Investitionsvolumen
von 1,2 Milliarden Euro. Ein be-
deutender Baustein zum Klima-
schutz stelle das Sonderpro-
gramm zur energetischen Sanie-
rung staatlicher Liegenschaften
in Bayern dar. Über eine Lauf-
zeit von vier Jahren investiere
der Freistaat 150 Millionen Eu-
ro, davon heuer voraussichtlich
rund 55 Millionen Euro.

Ministerialdirigent Friedrich
Geiger nannte als Beispiele für
geplante bzw. bereits fertig ge-
stellte Projekte im staatlichen
Hochbau u. a. das Forschungs-
zentrum für Nanotechnologie
und Nanomaterialien am Gar-
chinger Campus, das Biomedizi-
nische Zentrum in Martinsried,
das Besuchergebäude für die KZ-
Gedenkstätte Dachau, den Neu-
bau der Justizvollzugsanstalt Mün-
chen sowie die Polizeihubschrau-
berstaffel in Oberschleißheim.

Beim Wohnungswesen und
der Städtebauförderung wurden
nach Herrmanns Angaben im

Verdichtungsraum München För-
derdarlehen in Höhe von über 82
Millionen Euro bewilligt. Wie
auch in früheren Jahren erhielt
München als Brennpunkt des
Bedarfs damit wiederum einen
im Vergleich zur Einwohnerzahl
überproportional hohen Anteil
an den gesamten Fördermitteln.
Für die Städtebauförderung stel-
len der Freistaat Bayern, der
Bund und die EU dieses Jahr 154
Millionen Euro bereit. Das ist
der höchste Wert seit 1990. Mit
ihren Finanzhilfen trägt die Städ-
tebauförderung auch im Verdich-
tungsraum München entschei-
dend zur Stärkung der Städte
und Gemeinden bei.

Aktive Ortsteilzentren

Ein Schwerpunkt in diesem
Verdichtungsraum ist das 2008
neu eingeführte Programm „Ak-
tive Stadt- und Ortsteilzentren“.
Es führt die erfolgreiche Initiati-
ve „Leben findet Innenstadt“
fort. Ziel des Programms ist, die
Innenstädte, Orts- und Stadtteil-
zentren durch privates Engage-
ment und durch eine erhöhte In-
vestitionstätigkeit zu stärken.
Ebersberg, Freising, Fürstenfeld-
bruck und München engagieren
sich hier, wie Herrmann erläuter-
te. Allein diese Kommunen er-
halten im Programmjahr 2009
insgesamt 1,5 Millionen Euro
staatliche Finanzhilfen. Und das
wirkt auch in andere Bereiche
hinein: Die Städtebauförderung
hat hohe Anstoßwirkungen auf
weitere öffentliche und private
Aktivitäten.

Straßenbau

Stichwort Straßenbau: Für die
wichtigsten Verkehrsadern, die
Autobahnen und Bundesstraßen,
wurden bereits zum Jahresan-
fang über 1,1 Milliarden Euro

bereitgestellt - 100 Millionen
Euro mehr als 2008. Beträchtli-
che Mittel stammen Herrmann
zufolge aus den Konjunkturpa-
keten des Bundes und aus den
Mehreinnahmen bei der seit Ja-
nuar erhöhten Lkw-Maut. Sie er-
möglichten einen zügigeren,
weiteren Ausbau und auch die
bedarfsgerechte Erhaltung der
Bundesfernstraßen in Bayern.
„In unseren Verdichtungsräumen
werden wir damit auch die Ver-
kehrstelematik verstärkt ausbau-
en“, erklärte der Minister.

Hohes Niveau sichern

Wichtig sei es nunmehr, dieses
hohe Finanzniveau auch über die
Laufzeit der Konjunkturpro-
gramme hinaus zu sichern, fuhr
Herrmann fort. Allerdings be-
trachte er mit Sorge die mittelfri-
stige Finanzplanung der Bundes-
regierung. Danach soll der An-
satz für die Autobahnen und
Bundesstraßen in den Jahren ab
2011 wieder deutlich zurückge-
hen. Herrmann: „Zusätzliche
Einnahmen aus der erhöhten
Lkw-Maut müssen auch künftig
zusätzlich in den Ausbau der
Verkehrsinfrastruktur fließen.
Nach dem Auslaufen der Ver-
kehrsprojekte Deutsche Einheit
müssen nun entsprechende Mit-
tel in den Ausbau wichtiger Ost-
West-Achsen gelenkt werden,
die durch die EU-Osterweite-
rung starke Verkehrszuwächse
verzeichnen, wie beispielsweise
die A 8 München–Salzburg. Das
Programm des Bundes zur Ver-
wendung der Mehreinnahmen
aus der erhöhten Lkw-Maut
kann nur ein erster Schritt sein.“

Verkehrssicherheit

Für den Staatsstraßenbau sind
im Staatshaushalt 156 Millionen
Euro für den Umbau und Ausbau
sowie für die Bestandserhaltung
der Staatsstraßen vorgesehen.
Zusätzlich hat die Staatsregie-
rung für die Jahre 2009 bis 2011
Mittel in Höhe von 100 Millio-
nen Euro aus dem Konjunktur-
paket II für den Staatsstraßenbau
eingeplant. Davon stehen in die-
sem Jahr bereits 63 Millionen
Euro zur Verfügung. „Damit ha-
ben wir finanziellen Spielraum
für zusätzliche Maßnahmen der
Bestandserhaltung und zur Ver-
besserung der Verkehrssicher-
heit“, meinte der Minister.

Gute Erschließung

Eine gute Erschließung spiele
vor allem für die wirtschaftliche
Entwicklung der Verdichtungs-
räume eine bedeutende Rolle,
sagte Herrmann. „Wir unterstüt-
zen die Städte und Gemeinden
dabei mit staatlichen Fördermit-
teln nach dem Bayerischen Ge-
meindeverkehrsfinanzierungsge-
setz und dem Finanzausgleichs-
gesetz.“ Diese Fördertöpfe wür-
den auch kräftig genutzt. Für den
Ausbau kommunaler Straßen
stünden heuer allein nach dem
Bayerischen Gemeindeverkehrs-
finanzierungsgesetz 160 Millio-
nen Euro und insgesamt 226 Mil-
lionen Euro Fördermittel zur Ver-
fügung. Der durchschnittliche
Fördersatz lag 2008 bei 53 % der
zuwendungsfähigen Kosten.

Bei der Realisierung von
Staatsstraßenumgehungen in
kommunaler Sonderbaulast un-
terstützt der Freistaat die Städte
und Gemeinden mit jährlich 17
Millionen Euro. Bisher wurden
56 Ortsumgehungen bayernweit
nach diesem Finanzierungsmo-
dell gebaut, davon vier im Ver-
dichtungsraum München. Auf
diese Weise haben die Gemein-
den dafür gesorgt, dass ihre Orts-
kerne vom Durchgangsverkehr
entlastet wurden. DK

Jahrestagung der bayerischen Finanzamtsleiter:

Steuern senken,
Leistung honorieren

Bei der Jahrestagung der bayerischen Finanzamtsleiter in Deg-
gendorf warb Finanzminister Georg Fahrenschon für das Steu-
erreformkonzept der CSU. Für die neue Legislaturperiode ste-
he für die Staatsregierung fest, dass über die bereits durchge-
setzten Steuererleichterungen hinaus weitere Entlastungen
benötigt werden. Die Menschen litten unter einer zu hohen Steu-
er- und Abgabenlast, wodurch Konsum und Binnenkonjunktur
geschwächt seien. Um Wachstumskräfte zu entfesseln, müssten
auf breiter Front die Steuern gesenkt werden.

Die Leistung des Bürgers müs-
se bei der Steuer wieder in das
Blickfeld gerückt werden, sagte
der Minister. Schon dieAnkündi-
gung von Steuererhöhungsplä-
nen sei verantwortungslos, „egal
ob getarnt als Reichensteuer oder
als Rückzahlung an die Gesell-
schaft“. Jetzt sei eine Entlastung
vor allem der Leistungsträger das
Gebot der Stunde.

Deutschland benötige einen
Einkommensteuertarif, der das
berufliche Engagement der Bür-
gerinnen und Bürger honoriert,
fuhr Fahrenschon fort. Hierzu
müsse das Problem der kalten
Progression bei der Lohn- und
Einkommensteuer angegangen
werden.

Breiter Impuls

Probleme mit der Gegenfinan-
zierung von Steuersenkungen
sieht der Minister indes nicht.
Für die Verlängerung des Kurz-
arbeitergeldes sei genauso Geld
da wie für die Aufstockung der
Abwrackprämie, da müsse man
auch einen „breiten Impuls ge-
ben und die privaten Haushalte
steuerlich entlasten“.

Bayerns Finanzamtchefs spre-
chen sich in Deggendorf dafür
aus, mehr Steuerangelegenheiten
über den Computer abzu-

wickeln. Fahrenschon stimmte
mit den Finanzbeamten überein.
Ab dem Jahr 2011 sollen zum
Beispiel Unternehmensteuerer-
klärungen einschließlich der Bi-
lanzen und Gewinn- und Verlust-
rechnung ausschließlich elektro-
nisch übermittelt werden. Bereits
jetzt würden die Finanzämter Er-
klärungen, die per Elster-Formu-
lar eingehen schneller behan-
deln, als jene in handschriftlicher
Form, so der Präsident des
Bayerischen Landesamtes für
Steuern, Dr. Roland Jüptner.
Spitzenreiter in Niederbayern ist
das Finanzamt in Zwiesel, bei
dem 50 Prozent der Steuerzahler
ihre Steuererklärung mit „Elster“
papierlos abgeben. Der Vorteil
liege auf beiden Seiten, so Jüpt-
ner: Die Finanzamtsbediensteten
müssten die Daten nicht mehr
per Hand eingeben und die Steu-
erzahler bekämen ihre Steu-
errückzahlung schneller.

Mehr Personal

Fahrenschon wies darauf hin,
dass auch organisatorische wie
personelle Anpassungen unum-
gänglich seien. Strukturen und
Geschäftsprozesse sowie die Ar-
beitsweisen müssten so ausge-
staltet werden, dass die begrenzt
vorhandenen Personalressourcen

möglichst effektiv eingesetzt
werden: „Dieses Ziel wird mit
dem Ausbau des maschinellen
Risikomanagements konsequent
weiterverfolgt.“ Bearbeitet wür-
den derzeit auch die Stellenplä-
ne. Für die nächsten beiden Jahre
seien 500 neue Stellen in den Fi-
nanzämtern und knapp 1.700 zu-
sätzliche Beförderungsmöglich-
keiten vorgesehen.

„Die Finanzämter sind die tra-
gende Säule der Steuerverwal-
tung und Garant für die Siche-
rung der Staatseinnahmen“, hob
Finanzstaatssekretär Franz-Josef
Pschierer hervor. Er verwies auf
die stetig steigenden Aufgaben
der Finanzämter, beispielsweise
im Zusammenhang mit der Ren-
tenbesteuerung, und erklärte:
„Gerade vor diesem Hintergrund
ist eine gute EDV-Unterstützung
für die tägliche Arbeit eine unab-
dingbare Voraussetzung.“

Bayerns IT
bundesweit Vorreiter

Der Staatssekretär lobte auch
die starke Stellung Bayerns im
IT-Bereich: „Die bayerische
Steuersoftware genießt im Län-
dervergleich hohes Ansehen.“
Nicht zuletzt die gute Anwender-
software in Bayern - als Beispiel
nannte Pschierer das Dialogver-
fahren UNIFA - habe den Aus-
schlag gegeben, dass künftig alle
Länder die bayerische Software
bis 2011 einsetzen. Pschierer zu-
folge „sind wir damit dem Ziel,
eine einheitliche Steuersoftware
in allen Ländern zum Einsatz zu
bringen, einen großen Schritt
näher gekommen“. DK

Frühjahrsklausur der FW-Landtagsfraktion:

Schwerpunktthema
Kommunale Ebene

Im Rahmen der diesjährigen Frühjahrsklausur der FW-Land-
tagsfraktion kam es erneut zu einem politischen Meinungsaus-
tausch mit den FW-Landräten. Drängendes Thema ist die für
die Kommunen nicht befriedigende Situation des Finanzaus-
gleichs zwischen ihnen und dem Freistaat.

Die Landräte fordern für die
Kommunen mehr finanziellen
Handlungsspielraum und eigene
Entscheidungskompetenz. Sie
müssen sich künftig auf eine ge-
regelte Finanzierungbasis verlas-
sen können, gerade auch auf
dem Gebiet der Sozialleistung-
en wie zum Beispiel der Einglie-
derungshilfe und Jugendsozial-
arbeit. Aiwanger: „Wenn der
Staat Leistungskriterien defi-
niert, muss er auch die entspre-
chende Finanzausstattung si-
cherstellen.“

Klare Perspektiven für
Hauptschulstandorte

Bildung ist und bleibt wichti-
ges Thema. Es zeigt sich immer
mehr, dass für viele Hauptschul-
standorte eine engere Kooperati-
on mit Realschulen unumgäng-
lich sein wird. Unabhängig da-
von fordern Landräte und FW-
Landtagsfraktion klare Perspek-
tiven für die noch existierenden
Hauptschulstandorte, kleinere
Klassen und ausreichende Leh-
rerversorgung. Frühkindliche
Förderung wird immer wichti-
ger, Nachmittagsbetreuung auch

an den Grundschulen ist unum-
gänglich. Personalkosten müs-
sen komplett vom Staat über-
nommen werden, Sachaufwand-
sträger sind ohnehin die Kom-
munen. Die FW fordern Pla-
nungssicherheit im Schulbe-
reich. Die jetzige Situation führt
nach Ansicht der Landräte zum
„Krieg in den Landkreisen um
Schulstandorte“.

Grüne Gentechnik

Ein weiteres Thema mit direk-
ter Auswirkung auf die Land-
kreise ist die Grüne Gentechnik.
Landrätin Tamara Bischof be-
richtete von ständigen Querelen
in ihrem Landkreis Kitzingen.
„Das Verbot der Genmaisaus-
saat, das angesichts der bevorste-
henden Wahlen von der Bundes-
agrarministerin ausgesprochen
wurde, ist zwar zunächst einmal
zu begrüßen. Aus Sicht der FW
muss aber weitgehend verhindert
werden, dass „Patente auf Le-
ben“ zugelassen werden, die da-
zu führen, dass auf Kosten auf
Verbraucher und Bauern Lizenz-
strukturen in der Landwirtschaft
etabliert werden.“ �
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(Fortsetzung von Seite 1)
500 Gemeinden und in etwa 70
Gemeindeallianzen werden Ent-
wicklungskonzepte erstellt.

Bayerische Clusterpolitik

Nach Ansicht von Neumarkts
Landrat Albert Löhner müssen
Verwaltungen stärker als Impuls-
geber und Motor fungieren -
möglicherweise auch als Finan-
zierer. „Die Zukunft gehört dem
ländlichen Raum - sie gehört
uns“ lautete die Vision einer ei-
genständigen und zukunftsfähig-
en Regionalentwicklung im
Landkreis Neumarkt, die zu ei-
ner Neuausrichtung von Verwal-
tung und Politik geführt habe.
Für die Umsetzung der kommu-
nalen Wirtschafts- und Agrarpo-
litik und die Erschließung neuer
Bereiche sei 1997 die Regionale
Innovationsagentur Regina GmbH
ins Leben gerufen worden. Grün-
dungsinitiativen, Unternehmer-
stammtische und -schulen sowie
die enge Zusammenarbeit mit
Hochschulen und dem Mittel-
stand stellten wichtige Faktoren
dar. Löhner: „Wir sind froh, dass
die bayerische Clusterpolitik
auch das Regionalmanagement
fördert und dass die Kooperation
mit der Europäischen Metropol-
region Nürnberg hervorragend
funktioniert. Ländliche Entwick-
lung braucht Qualifikation, Netz-
werke - und Leidenschaft.“

Entwicklungspotenziale

Die Interkommunale Allianz
Oberes Werntal liegt im Herzen
Unterfrankens und ist nicht nur
interkommunal, sondern auch
landkreisübergreifend aufge-
stellt, wie Arthur Arnold, 1. Bür-
germeister der Mitgliedsgemein-
de Euerbach, darstellte. Eine Be-
standsaufnahme im Modellpro-
jekt „Flächenmanagement in in-
terkommunaler Zusammenar-
beit“ habe ein Innenentwick-
lungspotenzial von insgesamt
252 Hektar innerörtlicher Bau-
flächen ergeben – bei einem pro-
gnostizierten Baulandbedarf von
nur 26 Hektar bis 2020. „Dem-
nach liegt im Bestand zehnmal
mehr Potenzial als Baulandbe-
darf“, so Arnold. Im April 2008
verpflichteten sich die neun Mit-
gliedsgemeinden in der „Oerlen-
bacher Erklärung“ zur Innenent-
wicklung und zum Flächenspa-
ren. Ziel sei es nun, Eigentümern
und Interessenten Handlungs-
perspektiven aufzuzeigen und
die Bevölkerung sowie regiona-
le Banken als Partner zu gewin-
nen. Die „Bauhütte Obbach“ et-
wa sei ein solches Demonstra-
tionsprojekt für ortstypisches,
aber innovatives Bauen im In-
nenbereich.

Talente, Technologie
und Toleranz

Dr.-Ing. E.h. Hans G. Huber,
CEO Hans Huber AG, Berching,
meinte: „Der Mittelstand ist Trä-
ger der regionalen Entwicklung.
Er ist es, der Arbeitsplätze
schafft, Ausbildung gewährlei-
stet und die regionalen Struktu-
ren bestimmt! Auch bei uns ist
permanente Weiterbildung der
Mitarbeiter ein zentrales Anlie-
gen.“ Der ländliche Raum biete
durchaus einen guten Standort
für wirtschaftliche Ansiedlung
und Entwicklung. Verkehrstech-
nisch sei er gut erschlossen, ver-
füge üblicherweise über die not-
wendigen Bildungseinrichtun-
gen und vor allen Dingen fänden
sich dort loyale, leistungsbereite
Mitarbeiter.

„Der Theorie des amerikani-
schen Ökonomen Richard Flori-
da zufolge entstehen die Arbeits-
plätze der Zukunft vor allem
dort, wo die drei Komponenten
Talente, Technologie und Tole-
ranz zusammenkommen“, beton-
te Dr. Reiner Klingholz, Direktor

(Fortsetzung von Seite 1)
begrüßt die Aussagen des Liss-
abonner Vertrages, in dem die na-
tionale, regionale und lokale
Kompetenz und die Ermessens-
spielräume hinsichtlich der Er-
bringung, Organisation und Ver-
gabe von Diensten von allgemei-
nem wirtschaftlichen Interesse be-
tont werden.Allerdings beinhaltet
Art. 14 des neuen Vertrags weiter-
hin eine neue EU-Gesetzgebungs-
zuständigkeit zur Regelung der
Daseinsvorsorge. Aus Verbands-
sicht widerspricht eine solche Ver-
lagerung der Regelungskompe-
tenz auf die europäische Ebene
dem Prinzip der Subsidiarität. Der
Deutsche Landkreistag fordert da-
her, sich dafür einzusetzen, dass
die neuen Kompetenzen im Be-
reich der Daseinsvorsorge nur
dort zur Anwendung kommen,
wo es unbedingt notwendig ist.

Beklagt wird die durch die
Rechtsprechung des EuGH aus-
gelöste Rechtsunsicherheit im
Umgang mit Institutionalisierten
öffentlich-privaten Partnerschaf-
ten IÖPP. Lediglich die Vorlage
konkreter und klarer, einfacher
und praxisnaher legislativer Re-
gelungsvorschläge auf europäi-
scher Ebene durch die Kommis-
sion unter Beteiligung des Parla-
ments und des Rates kann dieser
Situation abhelfen.

4. Kohäsions- und
Strukturpolitik

Der Deutsche Landkreistag
verlangt unter Abkehr von Me-
tropolkonzepten eine gleichbe-
rechtigte Förderung des ländli-
chen Raumes durch die Struktur-
fonds. Die finanzielle Ausstat-
tung der Regionalförderung
muss gesichert bleiben, denn sie
leistet einen wichtigen Beitrag
zur Förderung regionaler Ent-
wicklungspotenziale und zum
Entstehen von Arbeitsplätzen. Es
wäre nur konsequent, die Land-
kreise auch in die konkreten Ent-
scheidungen der Mittelvertei-
lung einzubinden und ihnen
mehr Eigenverantwortung beim
Mitteleinsatz zu übertragen.

5. Agrarpolitik

Die Landkreise sprechen sich
dafür aus, die Vereinfachung von
Anbauvorgaben (Cross-Compli-
ance) im Sinne des Bürokratieab-
baus zugunsten der Landwirt-
schaft weiter voranzutreiben.
Auch die ganzheitliche Förderung
des ländlichen Raumes mit allen
Wirtschaftsbereichen sollte kon-
sequent weitergeführt werden.
Dabei ist darauf zu achten, dass
bei der Landwirtschaft Kürzun-
gen nicht einseitig zulasten einzel-
ner Wirtschaftsregionen gehen.

6. Energiepolitik

Der Wettbewerb der Energie-

(Fortsetzung von Seite 1)
dass die Antwort in einer Politik
liegt, deren Grundprinzipien und
Wertmaßstäbe bereits bekannt
sind, „nämlich in der von Lud-
wig Erhard entwickelten Sozia-
len Marktwirtschaft. Diese
Grundprinzipien müssen heute
neu in konkrete Maßnahmen und
Lösungen übersetzt werden, da-
mit die Menschen spüren: Es
geht erstens gerecht zu und
zweitens hoher Wohlstand und
alles, was darauf an sozialer Si-
cherheit, ökologischer Balance
und persönlicher Freiheit beruht,
ist auch weiterhin in Deutsch-
land möglich,“ so Seehofer. In
seiner Regierungserklärung vor
Weihnachten hat der Minister-
präsident eine solche Wieder-
kehr der Sozialen Marktwirt-
schaft bereits angekündigt. See-
hofer: „Die Renaissance der So-
zialen Marktwirtschaft wird von
München ausgehen. Die Kom-
mission „Zukunft Soziale Markt-
wirtschaft“ ist dafür ein wichti-
ger Baustein.“

Sozialer Friede und
gesellschaftlicher
Zusammenhalt

Finanzstaatssekretär Franz Jo-
sef Pschierer unterstrich, dass in
der Vergangenheit des Öfteren
vergessen wurde, dass Markt
und Wettbewerb allein nicht aus-
reichen, um nachhaltig Stabilität
und Wohlstand für alle zu garan-
tieren. Pschierer: „Und deshalb
brauchen wir einen wertgebun-
denen Ordnungsrahmen, eine
Wirtschaftsordnung, die nach-
haltig materielle Werte, sozialen
Frieden und gesellschaftlichen
Zusammenhalt schafft.“ Bayerns
Wirtschaftsstaatssekretärin Katja
Hessel erinnerte an die Vision
Ludwig Erhards und Müller-Ar-
macks von einer Gesellschaft der
Freiheit, der Verantwortung, der
Chancengerechtigkeit und der
Solidarität. Hessel: „Diese Visi-
on hat nicht das Geringste an
Strahlkraft verloren.“

Hochkarätige Besetzung

Der Ministerpräsident hat in
die Kommission elf renommier-
te Persönlichkeiten berufen, um
einerseits für die Politik konkrete
Vorschläge zur Überwindung
der aktuellen Finanz- und Wirt-
schaftskrise zu erarbeiten sowie
anderseits Ideen zu generieren,
wie die Begeisterung der Men-
schen in Deutschland für das
„Erfolgsmodell Soziale Markt-
wirtschaft“ wieder stärker ge-
weckt werden kann. Seehofer:
„Ich habe den Kreis bewusst
klein gehalten, um effektiv ar-
beiten und intensiv diskutieren
zu können. Die Zeit drängt: Bis
zur Sommerpause sollen konkre-
te Vorschläge auf dem Tisch lie-
gen.“

Innovation und Fortschritt

Die Kommissionsmitglieder
stehen, so Seehofer in ihren je-
weiligen Aufgabenfeldern in der
Wirtschaft in ganz besonderer
Weise für Innovation und techni-
schen Fortschritt, für konsequen-
te Modernisierung und Erneue-
rung, aber vor allem auch für ei-
ne gelungene Partnerschaft von
Unternehmen und Arbeitneh-
mern in den Betrieben. Das hat

des Berlin-Instituts für Bevölke-
rung und Entwicklung, in seinem
Festvortrag. Demnach sammle
sich in den urbanen Zentren jene
kritische Masse an Kreativen, die
aus Ideen Produkte machen, die
mit neuen Technologien neue
Jobs schaffen, wodurch wieder-
um weitere Talente angelockt
werden. Für den ländlichen
Raum blieben in diesem TTT-
Konzept wenige Chancen.

Fleiß und Solidarität

Klingholz verwies auf eine
Region, „die sich in Europa von
anderen abhebt“: Im Oldenbur-
ger Münsterland hätten es die
Bewohner fertig gebracht, auf
Basis der Landwirtschaft über-
durchschnittlich viele Arbeits-
plätze zu schaffen. Grundlage
seien Fleiß und Solidarität sowie

versorgungsunternehmen darf
nicht zu einer Konzentration auf
die Versorgung städtischer Bal-
lungsräume führen. Die Energie-
versorgungsunternehmen und
Netzbetreiber müssen deshalb
rechtliche Rahmenbedingungen
vorfinden, die es ihnen erlauben,
auch in Zukunft die Versorgung
des ländlichen Raums mit siche-
rer und preisgünstiger Energie zu
gewährleisten. Vor diesem Hin-
tergrund lehnt der Deutsche
Landkreistag insbesondere die
zwangsweise eigentumsrechtli-
che Entflechtung der Energie-
versorgungsunternehmen ab.
Die Entflechtungsvorschläge der
Kommission sind mit nicht uner-
heblichen ökonomischen Risiken
und rechtlichen Problemen ver-
bunden. Es kann nicht ausge-
schlossen werden, dass sich die
Investitionsanreize der Netzbe-
treiber deutlich reduzieren, was
zwangsläufig zu einer Gefähr-
dung der Versorgungssicherheit
führen würde.

7. Raum der Freiheit, der
Sicherheit und des Rechts

Die Europäische Union ver-
fügt mit Blick auf Fragen der
Migration und des Asyls nur
über beschränkte Kompetenzen.
Davon sollte zurückhaltend Ge-
brauch gemacht werden. Natio-
nale Regelungen sind besser als
europäische Regelungen geeig-
net, eine an den besonderen Be-
dürfnissen des nationalen Ar-
beitsmarktes orientierte Steue-
rung der Zuwanderung zu er-
möglichen. Unterstützung ver-
dient dagegen der Ansatz der Eu-
ropäischen Union zur Entwick-
lung einer gemeinsamen Strate-
gie, mit der die Armutsmigration
bereits im Heimatland verhindert
werden kann.

Der Katastrophenschutz in
Europa muss auch in Zukunft
unter Beachtung der nationalen
Kompetenzen und des Subsi-
diaritätsprinzips organisiert sein.
Der Deutsche Landkreistag lehnt
die Übertragung operativer
Kompetenzen auf eine europäi-
sche Einsatzzentrale ab. Die na-
tionalen Katastrophenschutzbe-
hörden müssen auch in Zukunft
darüber entscheiden können,
welche Hilfe sie benötigen und
anfordern.

8. Europäische Sozial- und
Arbeitsmarktpolitik

Die Anwendung des europäi-
schen Beihilfen- und Wettbe-
werbsrechts auf soziale Dienst-
leistungen von allgemeinem In-
teresse konterkariert die Anwen-
dung des europäischen Beihil-
fen- und Wettbewerbsrechts um
einen sozialen Zusammenhalt im
Unionsgebiet. Sie hätte gerade
im kommunalen Bereich gravie-
rende Folgen für das System der

sozialen Sicherung und wird da-
her abgelehnt.

Der Deutsche Landkreistag
begrüßt grundsätzlich die Be-
mühungen der EU zur Verbes-
serung des sozialen Zusammen-
halts. Da die EU jedoch zu hete-
rogen ist, um einen einheitli-
chen Sozialstaat oder ein So-
zialmodell zu bilden, wird ein
legislativer Ansatz mit Blick auf
das Subsidiaritätsprinzip abge-
lehnt. Wichtig sind vielmehr
flexible Politikmittel vor Ort,
die auf den großen bestehenden
Gemeinsamkeiten in der sozia-
len Struktur der Mitgliedstaaten
aufbauen. Eine flexiblere Hand-
habbarkeit der bestehenden För-
derinstrumente sollte ebenso
gewährleistet sein wie die Ein-
bindung der kommunalen Ebe-
ne in die Entscheidung der kon-
kreten Mittelverteilung vor Ort.

9. Umwelt und Verkehr

Bei der Festlegung von eu-
ropaweiten Emissionsnormen
kann die EU einen zusätzlichen
Mehrwert schaffen. Im Bereich
der kommunalen Verkehrspolitik
besitzt die EU jedoch keine
Kompetenz für verbindliche
Vorgaben. Hier kann es auf eu-
ropäischer Ebene nur darum ge-
hen, „best practice“- Beispiele
zu vermitteln.

Der Deutsche Landkreistag
bedauert, dass sich das Grün-
buch vornehmlich auf städtische
Fragestellungen konzentriert.
Mobilität ist ein wichtiges Ele-
ment für nachhaltiges Wachs-
tum und Beschäftigung gerade
auch in den weniger dicht besie-
delten Regionen und ländlichen
Räumen, in denen die wirt-
schaftliche Tragfähigkeit alter-
nativer Verkehrsträger natur-
gemäß weniger gegeben ist. Zur
Vermeidung von Maut-Aus-
weichverkehren sollte zudem ei-
ne Ausweitung der Eurovignet-
ten-Richtlinie („City- Maut“)
auch auf ländliche Regionen er-
wogen werden.

10. Europäische
Gesundheitspolitik

Der Richtlinienentwurf wirft
Fragen hinsichtlich seiner Ver-
einbarkeit mit den Grundsätzen
der Subsidiarität auf. Detaillierte
Regelungen, welche Leistungen
von wem und in welcher Höhe
zu erbringen sind, erscheinen als
deutlich zu weitgehend. Die vor
Ort in kommunaler Selbstver-
waltung möglichen Entschei-
dungen sollten auch dort getrof-
fen werden, da der Anteil grenz-
überschreitender Patientenver-
sorgungen auch bei Erleichte-
rung durch die europäischen Be-
stimmungen nur einen sehr klei-
nen Teil der Gesamtversorgung
in einem deutschen Kranken-
haus darstellt. DK

Deutschland und Bayern groß
gemacht. Seehofer: „Auf diese
Erfolgsrezepte müssen wir künf-
tig noch stärker setzen.“ Gleich-
zeitig wurde bei der Besetzung
Wert darauf gelegt, Vertreter der
Finanzwelt zu berufen, die eine
große Nähe zum Mittelstand auf-
weisen und die dortigen Sorgen
und Nöte aus der täglichen Pra-
xis genau kennen.

Unkonventionelle
Vorschläge

Auf der Wissenschaftsseite
stehen Persönlichkeiten, die sich
keiner wirtschaftspolitischen De-
batte entziehen und gleichzeitig
immer mit hohem wissenschaft-
lichem Anspruch für die beste
Lösung im Sinne des Gemein-
wohls streiten. Seehofer: „Ich
bin sicher, dass beispielsweise
die Diskussion zwischen dem
ifo-Präsidenten Professor Sinn
und dem Sozialethiker Erzbi-
schof Marx ein außerordentlich
kreativer Prozess werden wird.
Unkonventionelle und über den
Tag hinaus reichende Vorschläge
sind heute gefragter denn je.“

Neue Wege der öffentlichen
Kommunikation

Seehofer betonte zudem, dass
mit der Kommission „Zukunft
Soziale Marktwirtschaft“ auch
neue Wege in der öffentlichen
Kommunikation gegangen wer-
den. Seehofer: „ Wir werden erst-
mals konsequent das Internet
über www.bayern.de nutzen, um
den Diskussionsprozess inner-
halb der Kommission abzubilden
und vor allem auch um die Bevöl-
kerung aktiv mitdiskutieren zu-
lassen. Auch das ist ein Beitrag
für meine „Politik des Dialogs“
und für eine neue politische Kul-
tur im Lande, für die ich mich
ganz persönlich einsetze. Ich ap-
pelliere an alle Bürgerinnen und
Bürger, ihre Beiträge und Mei-
nungen zur Zukunft der Sozialen
Marktwirtschaft aktiv via Internet
(unter www.sozialemarktwirt-
schaft.bayern.de) in die Kommis-
sionsarbeit der nächsten knapp
drei Monate einzubringen.“

Bekannte Namen

Dr. h.c. Stephan Götzl (Vor-
sitz), Präsident des Genossen-
schaftsverbandes Bayern

Prof. Dr. Ann-Kristin Ach-
leitner, Lehrstuhl für Entrepre-
neurial Finance, TU München

Prof. Dr. Michael Hüther,
Präsident des Instituts der Deut-
schen Wirtschaft

Frieder C. Löhrer, Vor-
standsvorsitzender der Loewe
AG

Prof. Dr. Reinhard Marx,
Erzbischof

Prof. Dr. Paul Nolte, Lehr-
stuhl für Neuere Geschichte, FU
Berlin

Dr. Hagen Pfundner, Vor-
stand von Roche Deutschland

Prof. Dr. Hans-Werner
Sinn, Präsident des Ifo-Instituts
München

Manfred Schoch, Betriebs-
ratsvorsitzender der BMW AG

Dr. Rudolf Staudigl, Vor-
standsvorsitzender der Wacker
Chemie

Harald Strötgen, Vorstands-
vorsitzender der Stadtsparkasse
München. �

Zweckoptimismus oder ...
eine hohe regionale Verflech-
tung, wirtschaftlich wie sozial.
Die gesamte Wertschöpfungs-
kette liege so in einer Hand.

Engagierte Bevölkerung

Laut Univ.-Prof. Dr. habil. Ga-
bi Troeger-Weiß von der TU
Kaiserslautern gehören Kultur-
und Freizeitangebote, freie
Flächen und Infrastruktur sowie
Wirtschaftsfreundlichkeit und
Zukunftsorientierung zu den Er-
folgsfaktoren. Der ländliche
Raum brauche aber auch starke
Führungspersönlichkeiten als Bot-
schafter, ein hoch qualifiziertes
Regionalmanagement und eine
engagierte Bevölkerung sowie
ein breit angelegtes Entwick-
lungskonzept und gezielte Pro-
jektgenerierung. Eine Übertrag-
barkeit sei grundsätzlich mög-

lich, freilich benötige dies einen
langen Atem. Erfolgreiche Re-
gionen blickten oft auf einen 10
bis 20-jährigen Entwicklungs-
prozess zurück.

Wertsicherungsbeauftragte

Wie Prof. Dr. -Ing. Winrich
Voß vom Geodätischen Institut
der Leibniz Universität Hanno-
ver bemerkte, werden Neubau-
gebiete künftig nicht mehr das
Aushängeschild der Dörfer sein -
die Zukunftsfähigkeit werde sich
in der Innenentwicklung bewei-
sen (müssen). Es sei wichtiger,
Substanzverlust im Gebäudebe-
stand zu minimieren, sprich die
Qualität zu sichern, als allgemei-
ne Wertschwankungen ausglei-
chen zu wollen.

Die große Zahl an sektoral zu-
ständigen Fachbehörden er-
schwere die Steuerbarkeit im
Flächen- und Immobilienmana-
gement. Ein „Kümmerer“ sei
aber wichtig - am besten etwa

Forderungen der Landkreise ...

ein „Wertsicherungsbeauftrag-
ter“ mit entsprechender Unter-
stützungsstruktur.

Vertiefende Diskussion

Eine abschließende Talkrunde
diente dazu, das Tagungsthema
nochmals zu vertiefen. Als Dis-
kutanten fungierten:

Prof. Dr. Hermann Schlag-
heck, Universität Bonn, O.
Univ.-Prof. Dr. techn. Gerlind
Weber, Universität für Bodenkul-
tur Wien, Theo Augustin, Bun-

desministerium für Ernährung,
Landwirtschaft und Verbraucher-
schutz, Prof. Dr.-Ing. Joachim
Thomas, Ministerium für Um-
welt und Naturschutz, Landwirt-
schaft und Verbraucherschutz des
Landes Nordrhein-Westfalen, Dr.
Jürgen Busse, Geschäftsführen-
des Präsidialmitglied des Bayeri-
schen Gemeindetags und Vize-
präsident der Bayerischen Aka-
demie Ländlicher Raum sowie
Rudolf Faltermeier, Vizepräsi-
dent des Sparkassenverbandes
Bayern. DK

Soziale Marktwirtschaft ...
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Haus- und Sachversicherung

Das Haus-Mittel gegen Unwetter: Unsere neue Wohngebäude-Versicherung
mit KlimaKasko. Denn dass das Wetter verrückt spielt, wird immer normaler:
Schon heute sind Unwetterschäden doppelt so häufig wie Feuerschäden.
Dank KlimaKasko jagen Ihnen weder Sturm, Hagel, Überschwemmung noch
Schneemassen einen Schauer über den Rücken. Verlassen Sie sich auf die
Versicherungskammer Bayern, den Wohngebäude-Versicherer Nr. 1 in Bayern
und der Pfalz. Denn wir schützen Ihr Zuhause – als wär’s unser eigenes. Fragen
Sie Ihren Berater nach dem Rundum-Schutz KlimaKasko – er berät Sie gerne
und kümmert sich um alles. Sie finden ihn auf Ihrer Wohngebäude-Police oder
auf www.versicherungskammer-bayern.de

Wir versichern Bayern.

Wir schützen Ihr Zuhause –
als wär's unser eigenes.

Trotz Beschwerden über Wettbewerbsverzerrung:

Bayerns Sparkassen auch in
der Krise stabil und erfolgreich

Appell des Verbandes an die Politik / Landesbank-Desaster drückt den Gewinn

Die 75 bayerischen Sparkassen haben sich auch in Zeiten der
Welt-Finanzkrise erfolgreich behauptet. Sie konnten ihre Kun-
deneinlagen und Kundenkredite deutlich steigern. Kein einziges
Institut hat 2008 rote Zahlen geschrieben. Zusammen erzielten
sie 175 Millionen Euro Jahresüberschuss und zahlten 185 Mil-
lionen Euro gewinnabhängige Steuern. Nicht ohne Genugtuung
verkündeten Siegfried Naser, Geschäftsführender Präsident des
Sparkassenverbandes Bayern und Vizepräsident Rudolf Falter-
meier in der Jahresspressekonferenz, dass sich die Sparkassen
mit ihrem breiten Privatkunden- und Mittelstandsgeschäft in
der Krise als „Risiken abschirmend“ und damit als „stabilisie-
rend“ erwiesen hätten. Trotz intensiver Nachfrage wollte sich
Naser nicht detailliert zur Bayerischen Landesbank (BayernLB)
äußern. Da der Verband nur noch mit 6 Prozent an der Landes-
bank beteiligt sei, stehe ihm das nicht zu.

Der Verbandspräsident wies
darauf hin, dass es noch vor we-
nigen Jahren geheißen habe,
Sparkassen seien nicht zeit-
gemäß, nicht renditestark genug
und behinderten die Großbanken
in ihrer Expansion. Selbst die
Deutsche Bundesbank habe 2003
die Kritik des Internationalen
Währungsfonds (IWF) an dem
vermeintlich starren Drei-Säu-
len-Modell des deutschen Ban-
kensektors übernommen, wo-
nach die am Gemeinwohl orien-
tierte Geschäftspolitik der Spar-
kassen eine Fehlallokation von
Ressourcen und Effizienzeinbu-
ßen tendenziell fördere. Und die
EU habe in einem jahrelangen
ProzessAnstaltslast und Gewähr-
trägerhaftung für öffentliche In-
stitute abgeschafft. Heute aber
sei vieles anders als der damali-
ge Zeitgeist. So habe eine Um-
frage des Forsa-Instituts von En-
de Januar 2009 für die Sparkas-
sen die höchste Vertrauensquote
unter den Kreditinstituten in
Deutschland ergeben.

Lob für Geschäftsmodell

Man frage sich heute schon, so
Naser, wie es in Deutschland
und insbesondere bei der Finan-
zierung des Mittelstandes aus-
sähe, hätte man auf die Empfeh-
lungen von vermeintlichen Ex-
perten gehört, die die Sparkassen
privatisieren und manchmal auch
vertikalisieren wollten. Heute lo-
be selbst der kritische Sachver-
ständigenrat zur Begutachtung
der gesamtwirtschaftlichen Ent-
wicklung das Geschäftsmodell
der Sparkassen. Mit Erstaunen
sehe man, dass manch private
Großbanken, die ein Mehrfaches
ihres Börsenwertes als staatliche
Unterstützung erhalten haben,
den Wettbewerb ungeniert mit
Hilfe dieser staatlichen Stüt-
zungsmaßnahmen zu Lasten je-
ner Kreditinstitute wie Sparkas-
sen und Genossenschaftsbanken
verzerrten, die ihre Arbeit ohne
staatliche Unterstützungen erfolg-
reich leisteten. Der Präsident rief
die Politik auf, die notwendige
und im Kern sicher sinnvolle
Stützungspolitik so zu gestalten,
dass Wettbewerbsverzerrungen
vermieden werden.

Keine Kreditklemme

Durch deutliche Geschäfts-
ausweitungen im Kreditgeschäft
und bei den Kundeneinlagen
stieg die addierte Bilanzsumme
der bayerischen Sparkassen um
4,2 Prozent auf 166,7 Milliarden
Euro. Das Kreditvolumen nahm
um 1,5 Prozent auf 95,9 Milliar-
den Euro zu, und zwar aus-
schließlich durch Unterneh-
menskredite. Selbst im vierten
Quartal, als sich bundesweit eine
Abschwächung der Kreditnach-
frage zeigte, blieb der Trend zu
mehr Neukrediten stabil.Ausleih-
ungen an Privatpersonen dage-
gen stagnierten. Die Kreditver-
gabe bei den Sparkassen habe
sich in Zeiten der Finanzkrise
grundsätzlich nicht verändert.
Bei ihnen habe es keine Kredit-
klemme gegeben, „da sie über

hinreichend Eigenkapitalpolster
und Liquiditätsreserven verfü-
gen“. Beim Einsatz zinsgünsti-
ger öffentlicher Fördermittel et-
wa der KfW-Bankengruppe, der
LfA Förderbank Bayern sowie
der Landwirtschaftlichen Ren-
tenbank seien die Sparkassen mit
2,34 (Vorjahr: 2,0) Milliarden
Euro Marktführer in Bayern.

Kredite für die Region

Die Kundeneinlagen erhöhten
sich um 3,9 Prozent auf 128,3
Milliarden Euro, vor allem durch
denAbzug von Geldern durch die
Kunden bei Auslandsbanken und
durch Umschichtungen. Krediten
von 96 Milliarden Euro und Ein-
lagen von 128 Milliarden Euro
zeigten deutlich, dass das Kredit-
geschäft der Sparkassen durch

Kundeneinlagen refinanziert und
nicht durch internationale Liqui-
ditätsengpässe beeinträchtig wer-
de. Naser: „Bei den Sparkassen
werden Gelder aus der Region zu
Krediten für die Region.“

Wertberichtigungen
wegen der Finanzkrise

Bei leicht gesunkenem Zins-
und Provisionsüberschuss ging
das Betriebsergebnis vor Bewer-
tung auf 1,34 (1,42) Milliarden
Euro zurück. Während sich die
Risikovorsorge im Kreditge-
schäft um 80 Millionen Euro auf
die beste Marke seit 15 Jahren
verbesserte, sorgte die Finanz-
marktkrise im Wertpapierbereich
für eine deutliche Verschlechte-
rung um 160 Millionen Euro.
Ein großer sonstiger Wertberich-
tigungsbedarf um 520 Millionen
Euro ergab sich jedoch durch die
Neubewertung der Beteiligun-
gen der Sparkassen am Stamm-
kapital des Verbandes. Hierin
spiegeln sich Abschreibungen
auf die Beteiligung des Verban-
des an der BayernLB wider. Das
gesamte Bewertungsergebnis fiel
um etwa 300 Millionen Euro
schlechter aus als im Vorjahr. Es
wäre wohl noch schlechter ausge-
fallen, hätten die Sparkassen nicht
Stille Reserven gehoben, zum
Beispiel durch Höherbewertung

ihrer Beteiligung an der Versiche-
rungskammer Bayern. Einzelhei-
ten dazu wollte Naser aber nicht
nennen („Still heißt still“).

Die gewinnabhängigen Steu-
ern machten mit 185,0 (276,6)
Millionen Euro mehr aus als der
der durch die Belastungen stark
geschrumpfte Jahresüberschuss
von 175 (272) Millionen Euro.
Dennoch werden eine Kernkapi-
talquote von 10,5 Prozent und ei-
ne Eigenkapitalquote von 15,6
Prozent ausgewiesen, womit die
Sparkassen weit über den gesetz-
lich vorgegebenen Werten von 4
bzw. 8 Prozent liegen.

Fusion der Landesbanken

Auch wenn die Beteiligung der
Sparkassen an der Landesbank
von einst 50 auf jetzt 6 Prozent
geschrumpft ist, wollen diese ihre
Zusammenarbeit mit der Bayern-
LB ausbauen. Weitere Abschrei-
bungen auf ihre Beteiligungen er-
warten sie nicht, wohl aber die
Wiederaufnahme der Verzinsung
ihrer Stillen Einlagen über insge-
samt etwa eine Mrd. Euro, „weil
die Landesbank operativ wieder
im Plus arbeitet“. Für 2008 war
diese Verzinsung ausgefallen.
Außerdem tritt der Sparkassen-
verband für eine „Verdichtung
der Landesbanken“ in Deutsch-

land ein, womit Fusionen ge-
meint sind, die sich jedoch „auf
Sicht“ nicht abzeichnen. Wenn es
aber einmal dazu komme, müsse
sichergestellt bleiben, dass die
Landesbausparkasse und Landes-
bodenkreditanstalt in bayerischer
Hand, also bei den Sparkassen,
bleiben, forderte Naser.

Fokus auf Beratung

Faltermeier nannte als Garant
für den künftigen Sparkassen-
Erfolg die Renaissance der klas-
sischen Beratung und das dichte
Filialnetz mit 2.562 stationären
Geschäftsstellen, 406 Beratungs-
centern und 314 Selbstbedie-
nungscentern. Selbst Privatban-
ken folgten inzwischen wieder
diesem Kurs und investierten
jetzt verstärkt in ihr Filialnetz.
Ausgebaut werden auch die
übers Internet angebotenen Lei-
stungen wie etwa das elektroni-
sche Postfach oder die Online-
Immobiliendatenbank mit bun-
desweit knapp 62,000 Objekten.
Insgesamt sollen Maßnahmen
zur Ertragssteigerung und zur
Kostensenkung die Zukunft si-
chern, wobei dies zur Eigenopti-
mierung der einzelnen Sparkas-
sen durch Outsourcing von Akti-
vitäten ergänzt werden soll. Als
Beispiel nannte Faltermeier die

Fusion der Rechenzentren auf
nur noch einen bundesweiten
Dienstleister. Die Zahl der Aus-
zubildenden haben die Sparkas-
sen um 7,9 Prozent auf 3388 ge-
steigert. 2009 werde es noch ein-
mal eine Steigerung um 8,4 Pro-
zent geben.

Orientierung
am Gemeinwohl

Mit verhaltenem Stolz weisen
die Sparkassen darauf hin, dass
sie als Kreditinstitute in kommu-
naler Trägerschaft keinen Ak-
tionärsinteressen verpflichtet
sind und sich darauf konzentrie-
ren, am Gemeinwohl orientiert
zu arbeiten. Dies erlebten die
Bürger in vielfältiger Form, an-
gefangen bei Stiftungen und
Spenden bis zur Unterstützung
der reginonalwirtschaftlichen Ent-
wicklung. So haben die bayeri-
schen Sparkassen 2008 insge-
samt 56 Millionen Euro an
Spenden, Stiftungsausschüttungen
und Förderbeiträgen für ge-
meinnützige Zwecke und Ein-
richtungen bereitgestellt. In Bay-
ern gibt es 96 Sparkassen-Stif-
tungen. Hinzu kommen die über-
regional arbeitende Bayerische
Sparkassenstiftung und die
Sportjugendstiftung der bayeri-
schen Sparkassen. Zusammen
haben Bayerns Sparkassen 182,9
Millionen Euro Stiftungskapital
aufgebracht. Die Förderleistun-
gen werden für soziale, kulturel-
le, breitensportliche und umwelt-
bezogene Vorhaben verwendet.

Abschließend mochte Naser
keine Prognose für das Gesamt-
jahr abgeben. In der Kreditnach-
frage sei jedenfalls keine erneute
Belebung zu erwarten. Den-
noch seien die bayerischen
Sparkassen zuversichtlich, im
laufenden Jahr eine zufrieden
stellende Geschäftsentwicklung
zu erreichen. dhg

Nach den existenzbedrohenden Stürmen:

Vorsichtige Zuversicht
in der Krise

Die Bayerische Landesbank ist mit der
Herkules-Arbeit ihrer Restrukturierung beschäftigt

Zwar ist das existenzbedro-
hende Unwetter, in das sich die
Bayerische Landesbank (Bay-
ernLB) durch allzu leichtferti-
ge Geschäfte hineinmanövriert
hat oder - wie es auch abwie-
gelnd heißt - durch die welt-
weite Finanzkrise hineingezo-
gen worden ist, noch längst
nicht vorüber, doch scheint im-
merhin das Allerschlimmste
überstanden. Die Bank selbst
zeigt jedenfalls wieder vorsich-
tige Zuversicht. Diesen Ein-
druck vermittelte Michael
Kemmer, der Vorstandsvorsit-
zende der zweitgrößten deut-
schen Landesbank, in der Bi-
lanzpressekonferenz.

Das Jahr 2008 sei mit einem
Konzernverlust von 5,4 Milliar-
den Euro für die BayernLB zwar
eines der schwierigsten Jahre in
ihrer nunmehr 125-jähigen Ge-
schichte gewesen, doch habe es
in den ersten beiden Monaten
des laufenden Jahres in allen
Konzernteilen wieder positive
Ergebnisse gegeben, so dass eine
spürbare Verbesserung im opera-
tiven Ergebnis des Konzerns zu
erwarten sei. Hier hatte es im
Berichtsjahr 5 Milliarden Euro
Verlust gegeben.

2009 wieder Gewinn

Dennoch sei angesichts der fi-
nanziellen Belastungen durch
die unumgängliche Restrukturie-
rung der Bank und der heute
noch nicht abschätzbaren Bela-
stungen aus der weltweiten Wirt-
schaftskrise derzeit eine Jahres-
prognose nicht möglich. Es sei
jedenfalls kaum damit zu rech-
nen, dass 2009 die Gewinn-
schwelle wieder erreicht werde,
sagte Kemmer. Der BayernLB-
Chef bedauerte sehr, dass die
bayerischen Steuerzahler in An-
spruch genommen werden mus-
sten, um die existenzbedrohende
Lage der Bank abzuwenden.

Denn Ende des Jahres 2008 gab
es einen Kapitalbedarf von 10
Milliarden Euro, den der Frei-
staat Bayern aufbringen musste,
um das Überleben der Bank zu
sichern. Davon gelten 3 Milliar-
den Euro als Stille Einlage, die
mit 10 Prozent verzinst werden
muss. Außerdem hat Bayern das
ABS-Investmentportfolio der
Bank für minderwertig gesicher-
te Anlagen (Asset Backed Secu-
rities) mit einer Garantie über 4,8
Milliarden Euro abgeschirmt.
Hinzu kommt noch ein Garantie-
rahmen des staatlichen Sonder-
fonds Finanzmarktstabilisierung
(SoFFin) für Emissionen der
BayernLB über 15 Milliarden
Euro. Insgesamt hat die Landes-
bank in München Staatshilfen
über 30 Milliarden Euro in An-
spruch genommen. Ob und ggf.
wann die zurückgezahlt werden
steht in den Sternen. Einen Til-
gungsplan gibt es bisher jeden-
falls nicht. Immerhin hat die
Bank, auf den staatlichen Garan-
tien basierend, bereits Anfang
des Jahres eine Anleihe über 5
Milliarden Euro erfolgreich plat-
zieren können.

Spuren der Finanzkrise

Die tiefen Spuren, die die Fi-
nanzkrise im operativen Ergeb-
nis der Bank hinterlassen hat, re-
sultieren aus Abschreibungen
von 3,6 Milliarden Euro auf fau-
le Wertpapiere in den Invest-
mentportfolios, darunter 500
Millionen Euro aus dem Enga-
gement bei Lehman Brothers,
aus 400 Millionen Euro Ab-
schreibungen und 500 Millionen
Euro Kreditvorsorge auf dem is-
ländischen Markt und aus der er-
höhten Risikovorsorge bei we-
sentlichen Konzernbeteiligun-
gen, besonders bei der Hypo
Group Alpe Adria (HGAA)
in Kärnten. Der Bedarf von

(Fortsetzung auf Seite 6)

Siegfried Naser, Geschäftsführender Präsident des Sparkassen-
verbandes Bayern und Vizepräsident Rudolf Faltermeier. ��
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Klimaschutz – von der Theorie zur Praxis
Neuer Service der Commerzbank zeigt konkrete Umsetzungsmöglichkeiten auf

Der Klimawandel und seine Folgen sind end-
gültig nicht nur in den Köpfen der politisch
Verantwortlichen angekommen: Neun von
zehn deutschen Unternehmen sind der An-
sicht, dass die Wirtschaft eine be-
sondere Verantwortung trägt,
wenn es darum geht, die Folgen
des Klimawandels einzudämmen
- so das Ergebnis einer entspre-
chenden Studie der Initiative
UnternehmerPerspektiven der
Commerzbank. Für 45 Prozent
ist der Klimawandel eine der
ganz großen Herausforderungen
des 21. Jahrhunderts, weitere 42
Prozent halten ihn für ein emi-
nent wichtiges, wenn auch nicht
alles beherrschendes Thema.

Im Anstieg der Energiepreise, in
der geplanten Senkung des Treib-
hausgas-Ausstoßes und im Druck zum verant-
wortungsvollen Umgang mit endlichen Ressour-
cen steckt nicht nur eine Herausforderung für
private und öffentliche Unternehmen, sondern
auch eine Chance im Wettbewerb. Denn die Er-
wartungen der Öffentlichkeit an klimabewusstes
Verhalten der Gesellschaften sind hoch - wer
sich hier profilieren kann, spart langfristig nicht
nur Kosten, sondern gewinnt mit seinem verant-
wortungsbewussten Handeln auch an gesell-
schaftlicher Akzeptanz.

Will man diese Chance nutzen, müssen jetzt
die entsprechenden Voraussetzungen geschaffen
werden. Dazu gehört als erstes, die Kosten- und
Mengenstruktur seines Energieverbrauchs im
Blick zu behalten. Auf dieser Basis sind dann ge-
zielte Maßnahmen möglich, um den eigenen Ener-
giemix und CO2-Ausstoß günstiger als bran-
chenüblich zu gestalten, sinnvolle Energieein-
sparmöglichkeiten zu identifizieren und die Ener-
gieversorgung der Gesellschaft und Kommunen
langfristig kalkulierbar zu machen.

Keine Frage: Klimaschutz bleibt einer der
Megatrends des 21. Jahrhunderts und wird damit
zum Business Case für weite Teile der Eigenge-
sellschaften. Soweit die allgemeine Einsicht.
Was aber bedeutet das ganz konkret in der Pra-

xis? Wie sieht ein optimales Energiekostenma-
nagement aus? Und wie schafft man erst einmal
die nötige Transparenz über Ressourcenver-
brauch und -abhängigkeit im eigenen Bereich?

Bei den individuellen Antworten
auf diese Fragen hilft ab sofort ein
neuer Service der Commerzbank,
der klima:coach.

Der klima:coach analysiert dazu
in Bezug auf Energieintensität und
-effzienz. Anhand von Bench-
marks* deckt er Abweichungen ge-
genüber branchenähnlichen Unter-
nehmen auf. Er berechnet aus Ver-
brauchsdaten, CO2-Äquivalenten
und aktuellen Marktzahlen die
mögliche Entwicklung der Energie-
kosten, zeigt deren zukünftige Be-
deutung für die Gewinn- und Ver-
lustrechnung und ermittelt Poten-

ziale zur Steigerung der Energieeffzienz. Aus all
dem leitet er schließlich individuell auf das ein-
zelne Unternehmen zugeschnittene Handlungs-
empfehlungen ab.

Für Kommunen und deren Eigengesellschaf-
ten gibt es maßgeschneiderte Lösungen. Hier
bietet die Commerzbank mit spezialisierten und
leistungsstarken Kooperationspartnern ein brei-
tes Beratungsangebot an. Beispielsweise bei der
Energieoptimierung und beim Facility Manage-
ment von Schulen und anderen öffentlichen Ge-
bäuden wurden Lösungen durch die Commerz-
bank und ihre Kooperationspartner erfolgreich
implementiert.

Zur Umsetzung entwickelt die Commerzbank
auf Wunsch entsprechende Finanzierungskon-
zepte. Finanz- und Klimaexpertise verbinden
sich auf diese Weise zugunsten der Gesellschaft.

*) Momentan können nur folgende Branchen gegen
Benchmarken verglichen werden: Metallindustrie, Pa-
pier & Pappe, Maschinenbau, Kunststoffverarbeitung,
Transport & Logistik, Glas & Keramik, Textilindustrie,
Krankenhäuser, Nahrungsmittelindustrie.

Markus Plöger ist Senior Produktmanager
Klimaberatung der Commerzbank AG;
Kontakt: markus.ploeger@commerzbank.com

Markus Plöger. ��

Kreissparkasse München Starnberg zieht Bilanz:

Ein sicherer Hafen
im Sturm der Finanzkrise

Neue Kunden im Anlagen- und Kreditgeschäft / Wechsel an der Spitze

Trotz der zunehmend schwierigeren wirtschaftlichen Umstände
hat die Kreissparkasse München Starnberg das Berichtsjahr 2008
mit einem beachtlichen Wachstum auf beiden Seiten der Bilanz
und einem stabilen Ergebnis „zufriedenstellend“ abgeschlossen.
Zustatten gekommen ist ihr dabei gewiss die Tatsache, dass ihr
Geschäftsgebiet mit den Landkreisen München und Starnberg
„stabiler ist als Bayern insgesamt“. Dies jedenfalls räumte der
Vorstandsvorsitzende Karl-Ludwig Kamprath in seiner letzten
Bilanzpressekonferenz ein. Er geht zum 1. Mai nach 32 Jahren im
Vorstand der Kreissparkasse in Pension. Sein Nachfolger wird das
bisherige Vortandsmitglied Anton Hummer. Ihm werden mit Jo-
sef Bittscheidt und Walter Fichtel nur noch zwei Kollegen im Vor-
stand zur Seite stehen, denn das Gremium wird, wie es bei der Fu-
sion der Münchener und Starnberger Kreissparkassen vereinbart
wurde, auf drei Mitglieder reduziert.

Wohl mehr noch als über das
gute Abschneiden haben sich
Kamprath und seine Kollegen
über den Imagegewinn gefreut,
den die Finanz- und Wirtschafts-
krise den Sparkassen beschert
hat, die lange als „biedere Kredit-
institute“ gegolten hätten, jetzt
aber als eine der wichtigsten Säu-
len der Wirtschaft und als erste
Anlaufstelle für Privatkunden,
Kommunen, das Handwerk, den
Mittelstand und auch für größere
Unternehmen gälten. Aus Vorur-
teilen sei ein richtiges und faires
Urteil geworden, sagte Kamp-
rath. Auch der Bundesfinanzmi-
nister habe festgestellt, dass das
dreisäulige deutsche Kreditwe-
sen als Strukturelement des deut-
schen Bankenwesens von ent-
scheidender Bedeutung sei.

Belastungen durch Krise

Der Chef der Kreissparkasse
verhehlte nicht, dass die Finanz-
krise massive Konsequenzen
auch für die Sparkassen habe.
Neben den Hilfen für die IKB,
die KfW und besonders für die
Hypo Real Estate nannte er die
Schutzschirme für die Landes-
banken und stellte insbesondere
auf die unerfreuliche Entwick-
lung der Bayerischen Landes-
bank (BayernLB) ab, was in der
bayerischen Sparkassenorgani-
sation ein wichtiges Thema war
und ist. Die Sparkassen in
Deutschland tendierten dazu,
sich aus ihren Beteiligungen an
den Landesbank zurückzuzie-
hen, weil sie nicht bereit seien,
weiter ins Risiko zu gehen.
Kamprath sagte, dass die Ent-
wicklung bei der BayernLB die
Kreissparkasse 2008 insgesamt
mit etwa 20 Millionen Euro be-
lastet habe. Er plädiere für Fusio-
nen unter den Landesbanken.
Leider seien seitens der Politik
noch keine Ergebnisse vorzu-
weisen. Jetzt drohe die Gefahr,
dass Partikularismus und Fö-
deralisierung zunähmen.

Wettbewerbsverzerrungen

Auf einen speziellen Aspekt
wies der scheidende Sparkassen-
chef noch eigens hin. Vor nicht
allzu langer Zeit sei die Gewähr-
trägerhaftung für die Sparkassen
weggefallen, da sie als unzuläs-
siger Wettbewerbsvorteil ange-
sehen wurden. Die Kommunen
haften also nicht länger für ihre
Sparkassen. Aber vier Jahre spä-
ter spanne die Bundesregierung
nun Schutzschirme in Milliar-
denhöhe über den Geschäftsban-
ken auf und vergebe eine staatli-
che Einlagengarantie. Dazu aber
habe die EU-Kommission nichts
gesagt. Die Konkurrenten der
unterstützten Banken beklagten
mit Recht eine massive Wettbe-
werbsverzerrung, was selbst der
Bundesfinanzminister zugebe.

In der Finanzmarktkrise hätten
die Geschäfts- und Direktbanken
einen herben Imageverlust erlit-
ten. Viele Kunden hätten Angst
um ihre Einlagen gehabt. Zwar
gebe es in Deutschland einen ge-
setzlichen Einlagesicherungs-
fonds der Geschäftsbanken,

doch der könne in seinem Um-
fang und seiner Deckung nicht
mit den Sicherungseinrichtun-
gen der Sparkassen-Finanzgrup-
pe oder auch der Genossen-
schaftsbanken gleichgesetzt wer-
den. Deshalb hätten viele Bürger
ihr Geld zu den Sparkassen ge-
bracht, die einen bisher noch
nicht da gewesenen Einlagenzu-
wachs verzeichnen konnten. Die
Sparkassen hätten sich im Sturm
der Finanzmarktkrise als siche-
rer Hafen erwiesen.

Mittelstandsfinanzierer

Als Mittelstandsfinanzierer
hätten die Sparkassen, die laut
Umfragen als besonders kunden-
orientiert und vertrauenswürdig
gelten und für Sicherheit, Stabi-
lität und Seriosität stehen, eine
Kreditklemme in Deutschland
verhindert. Sparkassen verkauf-
ten keine Kundenkredite, son-
dern seien Partner, „die nicht
gleich die Schirme einsammeln,
wenn es mal regnet“. Dieses Ge-
schäftsmodell sei schon vor mehr
als 200 Jahren verfolgt worden,
als die ersten Sparkassen aus den
Spar- und Leihkassen im frühen
19. Jahrhundert entstanden. Wie
eh und je übten Sparkassen nur
Geschäfte aus, von denen sie et-
was verstünden und deren Risi-
ken überschaubar seien.

Mehr Kundeneinlagen

Die Bilanzsumme des Instituts
verzeichnete mit einem Plus von
15,2 Prozent auf 7,3 Milliarden
Euro den höchsten Zuwachs in
seiner Geschichte. Basis des
Wachstums waren die Kunden-
einlagen, die um 10,1 Prozent
auf 5,69 Milliarden zulegten. Im
bayerischen Durchschnitt wuch-
sen die Einlagen um 3,9 Prozent,
im bundesdeutschen Durch-
schnitt um 3,5 Prozent. Hier
zeigt das Bevölkerungsbild im
Geschäftsgebiet der drittgrößten
bayerischen Sparkasse (hinter
den Instituten von München und
Nürnberg) seine besondere Wir-
kung. Bevorzugt waren kurzfris-
tige Anlagen. Die Ausleihungen
nahmen um 4 Prozent auf 4,37
Milliarden Euro zu. Besonders
im vierten Quartal habe es einen
deutlichen Kreditschub gegeben.
Zeitweise seien die Kreditanfra-
gen so zahlreich gewesen, dass
sie kaum zu bewältigen waren.
Die Entwicklung habe sowohl
bei den Einlagen als auch bei
der Kreditgewährung zahlreiche
Neukunden gebracht. Man werde
sich bemühen, diese Kunden auf
Dauer zu halten.

Viele Existenzgründer

Wegen Zurückhaltung bei den
Großbanken seien zahlreiche
Bauträger zur Kreissparkasse
gekommen. Das private Woh-
nungsbaukreditgeschäft habe
sich deutlich erholt. Auch Exis-
tenzgründungsdarlehen seien
sehr gefragt gewesen. Kleine und
mittelständische Unternehmen
werden über die Beteiligungsge-
sellschaft BeGes mit standardi-
sierten Beteiligungen von 50.000

bis 250.000 Euro als Genuss-
rechtskapital unterstützt. Größere
Unternehmen können zur Stär-
kung der Eigenkapitalbasis eine
individuelle Beteiligung ab
250.000 Euro erhalten.

Das Betriebsergebnis vor Be-
wertung erreichte mit 0,75 Pro-
zent der durchschnittlichen Bi-
lanzsumme (DBS) oder 48,9
Millionen Euro ungefähr das Ni-
veau des Vorjahres. Dazu beige-
tragen haben eine leicht verbes-
serte Zinsspanne (2,03 Prozent
der DBS), ein etwas gesunkener
Provisionsüberschuss und in et-
wa gleich gebliebene Aufwen-
dungen.

Neben den Belastungen durch
die BayernLB schlugen, obwohl
die Kreissparkasse zu keiner Zeit
Subprime-Wertpapiere in ihrem
Eigenbestand hatte, 9 Millionen
Euro Abschreibungen auf eigene
Wertpapiere (wegen der Kurs-
rückgänge an der Börse) zu Bu-
che. Da die Papiere bis zur Fäl-
ligkeit gehalten werden sollen,
dürften auf Grund der Bonität
des Portfolios später Einlösungs-
gewinne anfallen. Dieses Vorge-
hen ist möglich, weil die Kreis-
sparkasse die Belastungen pro-
blemlos aus dem operativen Ge-
schäft heraus tragen kann, ohne
Reserven anzutasten. Denn als
Jahresergebnis werden immer
noch 11 Millionen Euro ausge-
wiesen - „keine Selbstverständ-
lichkeit in diesem Ausnahme-
jahr“, so Kamprath.

Soziales Engagement

Der Gewinn reicht aus, um
wieder 1,12 Millionen Euro zur
Förderung sozialer, kultureller
und sportlicher Projekte bereit-
zustellen. Kommunen, Kinder-
gärten, Schulen, kirchliche Insti-
tutionen, Altenheime, Sportver-
eine sowie Künstler könnten sich
nach wie vor auf die Kreisspar-
kasse München Starnberg als ei-
nen der größten Förderer in der

Region verlassen. Die Kreisspar-
kasse werde auch in schwierigen
Zeiten ihr Engagement im Ge-
schäftsgebiet nicht einschränken.

Für 2009 sieht sich die Kreis-
sparkasse für alle Eventualitäten
gut aufgestellt. Auch wenn sich
die Erfolggeschichte von 2008
nicht einfach fortsetzen lasse,
sehe man zuversichtlich in die
Zukunft. dhg

(Fortsetzung von Seite 5)
10 Milliarden Euro Eigenkapi-
talhilfe stammt aber nicht nur
aus dem erwähnten Konzernver-
lust, sondern auch aus erhöhten
Eigenkapitalanforderungen auf
Grund der Finanzmarktkrise und
den strengeren Basel-II-Vor-
schriften in deren Gefolge.

Kemmer räumte ein, dass das
öffentliche Ansehen der Bayern-
LB im vergangenen Jahr stark
gelitten hat. Auf Grund der staat-
lichen Stützungsmaßnahmen ver-
füge die Bank jetzt aber wieder
über eine stabile und solide wirt-
schaftliche Basis. Dies ermögli-
che, „mit einem fokussierten Ge-
schäftsmodell“, dem so genann-
ten Projekt „Herkules“, das Un-
ternehmen bis 2013 zu restruktu-
rieren. Die Bank werde im Rah-
men des Projektes „Herkules“
kleiner und regionaler werden,
sich also auf ihr Kerngeschäft,
auf bestimmte Kundengruppen,
Regionen und Produkte konzen-
trieren. Was nicht zum Kernge-
schäft gehöre, werde konsequent
abgebaut. Aber es werde keinen
Portfolio-Abverkauf um jeden
Preis, keine Notverkäufe geben.
Dadurch werde die Summe der
riskanten Geschäfte um 70 Milli-
arden Euro abgebaut.

Konzentration auf
das Kerngeschäft

Im Zentrum der Geschäfts-
tätigkeit sollen der Mittelstand
und die Zusammenarbeit mit den
Sparkassen als Kunden und stra-
tegischen Vertriebspartnern ste-
hen. Dazu werde man mit 100

Vorsichtige Zuversicht in der Krise...
Millionen Euro einen Sanie-
rungsfonds BayernLB Private
Equity für die bayerische Wirt-
schaft auflegen. Als weitere
Kundenkreise gelten schwer-
punktmäßig Großkunden in
Deutschland, ausgewählte inter-
nationale Adressen, Immobilien-
kunden, die öffentliche Hand in
Deutschland, darunter nicht zu-
letzt die Kommunen, sowie in-
stitutionelle Anleger, aber auch
Finanzinstitutionen, um ein Kor-
respondenznetzwerk von Part-
nerbanken aufrechtzuerhalten.
Bei dem Geschäft mit den Kom-
munen werde das Konjunktur-
programm II eine wichtige Rolle
spielen. Die Landesbank will die
dort vorgesehenen staatlichen
Hilfen mit Krediten aufstocken
und auch Public-Private-Part-
nerships (PPP-Projekte) fördern.

Arbeitsplatzabbau

Bei all dem soll die Bank mit
ihrer Bilanzsumme von 422 Mil-
liarden Euro um etwa ein Drittel
verkleinert und zugleich ihre Effi-
zienz erhöht werden. Interessante
Geschäftspotenziale sieht Kem-
mer in den Bereichen nachhaltige
Energieerzeugung und Energieef-
fizienz sowie nachhaltige Mobi-
lität und Wasserwirtschaft. Die
Zahl von derzeit etwa 20.000
Mitarbeitern soll bis 2013 um et-
wa ein Viertel reduziert werden,
dabei um circa 1.000 im Inland.
Die Geschäfte der Gruppe will
man künftig bündeln und zentral
steuern. Von einer Fusion mit an-
deren Landesbanken war absolut
nicht die Rede.

Als Großkunden gelten DAX-,
MDAX- und Familienunterneh-
men ab 1 Milliarde Euro Um-
satz, und zwar sowohl auf dem
europäischen als auch auf dem
nordamerikanischen Markt. Als
interessante Branchen nannte der
Landesbank-Chef Bauwirt-
schaft, Chemie, Technologie, Öl
und Gas sowie Versorgung. Aus
einer Vielzahl anderer Aktivitä-
ten werde man sich sukzessive
zurückziehen, so aus der Finan-
zierung von Schiffen und Flug-
zeugen und den Akquisitionsfi-
nanzierungen mit Finanzinvesto-
ren und dem Produkt Secured
Lending (Besicherte Ausleihun-
gen) in den USA. Aufgegeben
werden auch die Finanzierungs-
geschäfte mit der Öffentlichen
Hand außerhalb Deutschlands.
Deutlich eingeschränkt werden
soll das Kreditgeschäft mit Fi-
nanzinstitutionen.

Ausbau des
Privatkundengeschäfts

Geschlossen werden die Nie-
derlassungen und Repräsentan-
zen in Asien, Mailand und Mon-
treal. Deutlich verkleinert wer-
den die Standorte New York und
London. Im Immobilengeschäft
will die Bank über die bloße Fi-
nanzierung hinausgehen und
sich dabei auf Deutschland, den
wichtigsten Immobilienmarkt in
Europa, konzentrieren, aber se-
lektiv auch in Europa und außer-
halb Europas tätig werden.

Ausgebaut werden soll das
Privatkundengeschäft der Berli-
ner Tochter Deutsche Kredit-
bank (DKB) als „Hausbank im
Internet“, dies besonders auch in
Ostdeutschland. Die DKB soll
aus eigener Kraft ohne Investi-
tionen der Mutter als Vollbank
etabliert werden. Im Kundenvi-
sier sind die Bereiche Woh-
nungsunternehmen, Kommunen,
Energie, Landwirtschaft und
Tourismus. Wichtige Töchter im
Retailgeschäft (Einzelkundenge-
schäft) bleiben laut Kemmer
auch die Landesbausparkasse
(LBS) – die also nicht verkauft

werden wird - und die Bayeri-
sche Landesbodenkreditanstalt
(BayernLabo).

Insgesamt will die BayernLB
bis 2013 die Zahl ihrer Beteili-
gungen auf etwa 65 halbieren.
Beteiligungen soll es nur noch
für Kernaktivitäten und zur Si-
cherstellung des öffentlichen
Auftrags geben. Die BayernLB
werde auch künftig die Zentral-
bankfunktion für die Sparkassen
im Lande haben.

Die Sanierungsmaßnahmen
müssen noch von der EU-Kom-
mission genehmigt werden, was
vermutlich im Sommer der Fall
sein werde.

Finanzvorstand Stefan Er-
misch teilte mit, dass 2008 das
verlustreiche ABS-Wertpapier-
portfolio von 24,9 Milliarden
Euro Ende 2007 bereits um ein
Viertel abgebaut werden konnte.
In den Safes liegen also immer
noch minderwertige Wertpapiere
über 19,6 Milliarden Euro. In
sieben Jahren soll dieses Portfo-
lio zu 90 Prozent abgebaut sein.
Die echten Ausfälle bei diesem
Portfolio sind bisher unter 100
Millionen Euro geblieben. Er-
heblich verstärkt wurde mit 1,7
Milliarden Euro die Kreditrisi-
kovorsorge. Etwa je ein Drittel
entfällt auf das Engagement bei
Lehman Brothers, auf die Kre-
ditvergabe in Island und auf die
Österreich-Tochter HGAA.

Kein weiterer Finanzbedarf

Die Kostensenkungsmaßnah-
men begännen zu greifen, sagte
Ermisch. Es stehe nicht zu er-
warten, dass über die 15 Milliar-
den Euro hinaus weitere Kapital-
zuführungen durch den Freistaat
nötig würden.

Mit sichtlicher Genugtuung
konnte Ermisch aber auch von
„Lichtblicken“ sprechen. So sei
trotz der krisenhaften Umfeldbe-
dingungen das Kundengeschäft
stabil geblieben. Rechne man die
direkten Krisen-Belastungen aus
dem operativen Ergebnis heraus,
sei sogar ein Plus von 300 Mil-
lionen Euro erzielt worden. dhg
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*In einem Zeitraum von 15 Jahren für eine Familie mit zwei Kindern, davon eines in 2008 oder später geboren.
Es gelten Fördervoraussetzungen.

Freie Fahrt!
Mehr als 11.000¤*

vom Staat sichern!

Mit der eigenen
Immobilie auf
der sicheren Seite!

Wir geben Ihrer Zukunft ein Zuhause.
www.lbs-bayern.de

Sparkassen-Finanzgruppe

Grünes Licht für Ihre Wohnwünsche! Freuen Sie sich über das beste LBS-Bausparen aller Zeiten –
denn so viel Förderung gab’s noch nie. Sichern Sie sich attraktive Prämien, Zulagen und Steuervorteile.
So können Sie Ihren Traum von den eigenen vierWänden noch schneller und leichter verwirklichen.

Welche der Förderungen sich für Sie eignen undwie Sie davon profitieren können, erfahren Sie bei
Ihrem Berater in den Sparkassen oder LBS-Geschäftsstellen.

Neue Programme für die Kommunen:

LfA solide Stütze des Mittelstandes
Bayerns Förderbank ruft zu Vertrauen und Zuversicht auf / Rekordförderung in 2008

Die Finanzmarkt- und die Wirtschaftskrise bringt für die LfA
Förderbank Bayern zwei Probleme mit sich, obwohl sie selbst
keine Schäden aus der Finanzmarktkrise davon getragen hat,
wie ihr Vorstandsvorsitzender Michael Schneider in der LfA-Bi-
lanzpressekonferenz sagte. Zum Einen nämlich muss die Bank,
die in erster Linie der Förderung der kleinen und mittleren Un-
ternehmen im Freistaat verpflichtet ist, heuer mit nicht uner-
heblichen Kreditausfällen rechnen, und zum Anderen muss sie
dafür sorgen, dass ihre spezielle Kundschaft auch in schwierigen
Zeiten die Kredite bekommt, die sie braucht. Für beide Heraus-
forderungen sieht sich die Bank, die als Anstalt des öffentlichen
Rechts zu 100 Prozent dem Freistaat Bayern gehört, gut gerü-
stet. Profitieren werden von den Anstrengungen auch die Kom-
munen, für die die LfA in Kooperation mit der KfW neue För-
derprogramme anbietet.

Im Berichtsjahr 2008 hat die
1951 als Landesanstalt für Auf-
baufinanzierung gegründet Bank
einen Förderrekord von 2,55
(Vorjahr: 1,96) Milliarden Euro
erzielt. Die Bilanzsumme stieg
um 15 Prozent auf den Höchst-
wert von 18,9 Milliarden Euro.

Bevor Schneider auf die De-
tails der Bilanz einging, rief Bay-
erns Wirtschaftsminister Martin
Zeil als Vorsitzender des LfA-
Verwaltungsrates dazu auf, die
Zuversicht und das Vertrauen in
die fundamentale Leistungskraft
der bayerischen Unternehmen zu

bewahren. Niemand könne se-
riös voraussagen, wie lange und
wie tief die konjunkturelle Tal-
fahrt ausfallen werde. Dennoch
könne man auch weiterhin auf
die Stärken der bayerischen
Wirtschaft bauen. Die Wirt-
schaftspolitik müsse jetzt alles
daran setzen, möglichst schnell
die Basis für einen neuen Auf-
schwung zu legen.

Bayern gut aufgestellt

Bayern habe dank seiner breit
diversifizierten Wirtschaftsstruk-
tur sowie den vielen hochinno-
vativen und international wettbe-
werbsfähigen Unternehmen in
Industrie, Handwerk und Dienst-
leistung gute Chancen, die kon-
junkturelle Flaute besser zu
überstehen als andere. Weltunter-

gangsstimmung sei daher fehl am
Platze.

Die Staatsregierung habe zur
Stabilisierung der Konjunktur
schon im Herbst letzten Jahres
mit einem Sofortprogramm rea-
giert und zum 1. Januar 2009
einen Mittelstandschirm für
bayerische Unternehmen aufge-
spannt und damit 200 Millionen
Euro zur Verfügung gestellt. Mit
diesen Mitteln und den zusätzli-
chen Rückbürgschaften des
Bundes aus dem Konjunkturpa-
ket II kann die LfA 2009 und
2010 insgesamt 600 Millionen
Euro neue Bürgschaften für den
Mittelstand übernehmen. Damit
dürfte, so Zeil, ein Finanzie-
rungsvolumen von rund 700 bis
800 Millionen Euro mobilisiert
werden. Das helfe an sich gesun-
den Unternehmen, kurzfristige
Liquiditätsengpässe zu überwin-
den und trotz geringerer Sicher-
heiten und schlechterer Bonität
zu Krediten zu kommen. Darü-
ber hinaus steht den Unterneh-
men weiterhin die breite Palette
an Förderangeboten der LfA un-
eingeschränkt zur Verfügung.
Zeil rief die Hausbanken - alle
LfA-Maßnahmen laufen über
die Hausbanken der Förderkun-
den - auf, diese Möglichkeiten
noch stärker zu nutzen.

Risikoentlastung

Betätigungsfelder der LfA
sind Gründung, Wachstum, In-
novation, Umweltschutz und
Stabilisierung. Die Förderange-
bote umfassen langfristige Darle-
hen zu durchweg günstigen
Zinsen, Risikoentlastungen in
Form von Haftungsfreistellun-
gen, Bürgschaften oder Garanti-
en, wenn notwendige bankübli-
che Sicherheiten fehlen , und Be-
teiligungsfinanzierungen über
die Töchter BayBG und Bayern

Kapital. Alle LfA-Kredite wer-
den über die Hausbank ausge-
reicht, sodass die LfA nicht in
Konkurrenz zu den Geschäfts-
banken steht. Die überragende
Bedeutung von Risikoentlastun-
gen für die Mittelstandsfinanzie-
rung ist offensichtlich, denn die
LfA hat im Durchschnitt der ver-
gangenen fünf Jahre jährlich
rund 85 Millionen Euro an Bürg-
schaften und mehr als 90 Millio-
nen Euro an Haftungsfreistellun-
gen übernommen.

Kommunale Infrastruktur

Die LfA arbeitet eng mit der
bundeseigenen Kreditanstalt für
Wiederaufbau (KfW) zusam-
men. Diese Kooperation wird zur
Förderung kommunaler Infra-
strukturfinanzierungen deutlich
ausgeweitet, teilte Zeil mit. In
Zukunft werden im Rahmen des
„Infrakredit Kommunal“ neben
den bisherigen Förderbereichen
Wasserversorgung,Abwasserent-
sorgung und Verkehr auch Pro-
jekte in Bereichen wie Tourismus
und Energieeinsparung geför-
dert. Auf diese Weise soll die In-
vestitionsfähigkeit der Kommu-
nen angeregt werden.

Schneider wies mit Genugtu-
ung darauf hin, dass die LfA ei-
ne gesunde Bank mit hoher Risi-
kofähigkeit sei und bleibe. Ihre
Kernkapitalquote liege bei 15,9
Prozent. Das gesetzliche Mini-
mum beträgt 4 Prozent. Als
Gründe für die Ausweitung des
Fördergeschäfts auf 2,5 Milliar-
den Euro nannte er starke Zu-
wächse bei den Konsortialdarle-
hen und Globaldarlehen um je-
weils 700 Millionen Euro sowie
gleichzeitig die Stabilisierung
des Kernfördergeschäfts für klei-
ne und mittlere Unternehmen auf
hohem Niveau. Rund 4800 Un-
ternehmen finanzierten mit LfA-

Programmen Investitionen von
1,8 Milliarden Euro. Diese Be-
triebe, so Schneider, konnten
durch die Förderung 65.000 Ar-
beitsplätze sichern und 6.000 neu
schaffen. Im Durchschnitt wur-
den pro Unternehmen 240.000
Euro bereitgestellt.

Ausführliche Beratung

Zusätzlich bietet die LfA
Gründern, Unternehmern und
Freiberuflern eine kostenfreie,
schnelle und neutrale Beratung
durch das Kundencenter, die Re-
präsentanz in Nürnberg und bei
regelmäßigen Sprechtagen in al-
len Regierungsbezirken an. 2008
hat es 4.500 persönliche Einzel-
beratungen gegeben.

Den Bilanzzahlen gehörte hin-
ter den wirtschaftspolitischen
Anliegen etwas weniger Auf-
merksamkeit, obwohl sie sich
durchaus sehen lassen können.
Der Jahresüberschuss ging von
64 Millionen Euro im Jahr 2007
auf 31 Millionen Euro zurück.
Die Risikovorsorge (z.B. für aus-
fallende Kredite) hat sich als
Folge der aktuellen Wirtschafts-
krise mit 40 Millionen Euro fast
verdreifacht. Der jetzige Gewinn
liege aber, so Schneider, den-
noch in der Größenordnung
früherer Jahre. Die wahren Ver-
hältnisse zeigt denn auch besser
das Betriebsergebnis vor Risiko-
vorsorge, dass bei nahezu unver-
ändertem Personal- und Verwal-
tungsaufwand nur von 78 Mil-
lionen auf 71 Millionen Euro
zurückging. Der Grund ist das
Auslaufen guter Anlagegeschäf-
te aus der Hochzinsphase Ende
der 90er Jahre, was den Zinsü-
berschuss von 110 Millionen auf
103 Millionen Euro drückte. Für
das laufende Jahr sei aber mit ei-
ner Stabilisierung zu rechnen,
stellte Schneider fest. dhg

Neues Landesbankgesetz
Verwaltungsrat der BayernLB wird mit externen Mitgliedern verstärkt

Rechtlicher Rahmen für Zukunftsoptionen geöffnet
Das Kabinett hat den Entwurf zur Änderung des Bayerischen
Landesbankgesetzes beschlossen und damit das neue Landes-
bankgesetz auf den Weg gebracht. Schwerpunkte bilden die
neue Zusammensetzung des Verwaltungsrats, die Öffnung des
rechtlichen Rahmens für Zukunftsoptionen der BayernLB und
die Präzisierung der Aufgaben der Bank. Finanzminister Fah-
renschon betonte: „Die BayernLB ist im Umbau - dazu gehören
die Arbeiten der Bank am Geschäftsmodell ebenso wie das neue
Landesbankgesetz, das der Bank künftig den rechtlichen Rah-
men vorgeben wird.“

Notwendig geworden ist die
Änderung des Landesbankgesetz-
es laut Fahrenschon zum Einen,
weil sich durch die Stabilisie-
rungsmaßnahmen des Freistaats
die Beteiligungsverhältnisse zwi-
schen Sparkassen und Freistaat
grundlegend geändert haben,
und zum Anderen wird dadurch
die anstehende Restrukturierung
der Bank unterstützt. „Die Stabi-
lisierung der BayernLB im letz-
ten Jahr war alternativlos. Jetzt
konzentrieren wir uns darauf, die
Bank so aufzustellen, dass wir
als Treuhänder der Steuerzahler
das eingesetzte Geld so weit wie
möglich zurückerhalten. Das
neue Landesbankgesetz bildet
hierzu einen wichtigen Bau-
stein“, so Fahrenschon.

Der Gesetzentwurf sieht vor,
dass erstmals vier externe Mit-
glieder in den Verwaltungsrat der
BayernLB aufgenommen wer-
den sollen. „Alle externen Mit-
glieder sollen das volle Stimm-
recht erhalten - das belegt, wie
ernst wir die externen Sachver-
ständigen nehmen“, betonte Fah-
renschon.

Neue Zusammensetzung
des Verwaltungsrats

Insgesamt soll der Verwal-
tungsrat künftig aus folgenden
Mitgliedern bestehen:
z dem Staatsminister der Finan-
zen, dem Staatsminister des In-
nern, dem Staatsminister für
Wirtschaft, Infrastruktur, Ver-

kehr und Technologie und einem
weiteren Vertreter des Staatsmi-
nisteriums der Finanzen, jeweils
mit Doppelstimmrecht
z einem Vorstandsmitglied ei-
ner bayerischen Sparkasse,
z einem Vertreter der bayeri-
schen kommunalen Spitzenver-
bände,
z einem Vertreter der Personal-
vertretung der BayernLB,
z und vier weiteren externen
Mitgliedern.

Die Benennung und Bestel-
lung der Mitglieder wird nach
Abschluss des Gesetzgebungs-
verfahrens erfolgen. „Die Staats-
regierung steht in der Verantwor-
tung für die BayernLB. Dieser
Verantwortung werden wir uns
nicht entziehen, indem wir uns
aus dem Verwaltungsrat zurück-
ziehen oder dort nur noch in ei-
ner Minderheitenstellung vertre-
ten sind“, betonte Fahrenschon.

Strategische Optionen

Bisher kann die Landesbank -
auch im Vergleich mit anderen
Landesbanken - die Möglichkei-
ten des Umwandlungsrechts nur
in sehr eingeschränktem Um-
fang nutzen. Mit dem Gesetzent-
wurf sollen deshalb auch Ver-
schmelzungen oder Fusionen,
der Rechtsformwechsel in eine
Aktiengesellschaft und die Ab-
spaltung und Ausgliederung von
Vermögensteilen sowie Vermö-
gensübertragungen ermöglicht
werden. Damit werden Restruk-
turierungsmaßnahmen innerhalb
der Bank erleichtert und be-
schleunigt, aber auch für die An-
teilseigner zusätzliche strategi-
sche Optionen eröffnet. Fah-
renschon unterstrich: „Keine
dieser Maßnahmen steht derzeit
unmittelbar bevor. Wir sollten
uns aber im Sinne größtmögli-
cher Flexibilität die Möglichkei-
ten hierzu offen halten.“

Neu formulierte
Aufgabenbeschreibung

Zukünftig wird die Aufgaben-
beschreibung der Bank präziser
gefasst und der öffentliche Auf-
trag stärker betont. „Für die Lan-
desbank steht Bayern im Vorder-
grund. Hier hat sie ihren Beitrag
zur angemessenen und ausrei-
chenden Versorgung der Wirt-
schaft, insbesondere des Mittel-
stands und der öffentlichen Hand
mit geld- und kreditwirtschaftli-
chen Leistungen sicherzustellen.
Die Bayerische Landesbank bleibt
Sparkassenzentralbank. Sie ist
eine im Wettbewerb stehende
Bank, die sich auf Bayern,
Deutschland und angrenzende
Wirtschaftsräume Europas kon-
zentriert“, so Fahrenschon. �

Hagelversicherung feiert Jubiläum:

125 Jahre Partner der Landwirte
Versicherungskammer Bayern bietet Rundum-Schutz

Die Hagelversicherung für
landwirtschaftliche Kulturen
der Versicherungskammer Ba-
yern feiert 125. Geburtstag. Als
königlich Bayerische Hagelver-
sicherungsanstalt gegründet
war sie die erste öffentlich-
rechtliche Hagelversicherung
der Welt. Seitdem bietet sie
Landwirten Versicherungs-
schutz gegen Hagelschäden an
landwirtschaftlichen Kulturen.

Vor rund 250 geladenen Gä-
sten sagte Gerd Sonnleitner, Prä-
sident des Bayerischen und
Deutschen Bauernverbandes, in
seiner Festrede im Hause der
Versicherungskammer Bayern:
„Für den landwirtschaftlichen
Betrieb gibt es für die Hagelver-
sicherung als Instrument zur
Einkommenssicherung von Ele-
mentarschäden nach wie vor kei-
ne Alternative.“

Einkommenssicherung

Friedrich Schubring-Giese,
Vorstandsvorsitzender der Versi-
cherungskammer Bayern, ließ
keinen Zweifel daran, dass der
größte öffentliche Versicherer
Deutschlands diesenAnforderun-
gen auch in Zukunft gerecht wird:
„Mit der erfolgversprechenden
Kombination aus moderner Tech-
nik, bedarfsgerechten Produkten
und höchster Qualifikation der
Mitarbeiter steht die Versiche-

rungskammer Bayern auch in Zu-
kunft den Landwirten als zuver-
lässiger Partner zur Seite.“

Ein Hagel kann die komplette
Ernte eines Landwirts vernich-
ten. Als im Jahr 1884 per Gesetz
die Bayerische Hagelversiche-
rungsanstalt gegründet wurde,
waren erst 2,5 Prozent der
bayerischen Landwirte gegen
Hagelschäden versichert. Heute
schützen sich rund 85 Prozent
der landwirtschaftlichen Betrie-
be in Bayern mit einer Hagelver-
sicherung vor Ernteausfällen.
Wie wichtig diese ist, zeigt sich
jährlich.Allein in 2008 zählte die
Versicherungskammer Bayern
an 48 Schadentagen rund 5.500
Hagelschäden An die betroffe-
nen versicherten Landwirte
überwies sie hierfür insgesamt
rund 15 Millionen Euro.

Kostenloser Internetdienst

Neben der Hagelversicherung
bietet die Versicherungskammer
Bayern ihren Kunden viele ko-
stenlose Zusatzangebote, so bei-
spielsweise das „Landwirt-
schaftswetter“. Dieser innovati-
ve Internetdienst stellt tagesaktu-
ell präzise und bedarfsgerecht
aufbereitete Wetterdaten post-
leitzahlengenau zur Verfügung.
Er hilft so bei der Planung wich-
tiger Arbeitsschritte in der
Außenwirtschaft. �
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Volks- und Raiffeisenbanken:

„Die Eichen unter den Banken“
Bilanz des bayerischen Genossenschaftsverbandes

Präsident Götzl: Heftige Kritik an Politik und Bankenaufsicht
Zwar konnte Stephan Götzl, Vorstandsvorsitzender und Ver-
bandspräsident des Genossenschaftsverbandes Bayern (GVB),
in der Bilanzpressekonferenz von einem glänzenden Geschäft-
jahr 2008 für seine 317 (Vorjahr: 328) bayerischen Volks- und
Raiffeisenbanken berichten, doch war ihm die Beschäftigung
mit der aktuellen Finanz- und Wirtschaftskrise fast noch wich-
tiger. Denn diese Krise habe enorme Ausmaße angenommen.
Die weltweiten Verluste entsprächen inzwischen dem jährli-
chen deutschen Bruttoinlandsprodukt. Eine Besserung sieht
Götzl frühestens 2010.

Der Zusammenbruch der Ban-
ken sei laut Götzl nicht schick-
salhaft gekommen, sondern Fol-
ge verfehlter Geschäftsstrategien
und politischer Fehleinschätzun-
gen. Es gebe aber Banken, die
ursächlich mit der Finanzkrise
nichts zu tun hätten. Dazu zähl-
ten zuvorderst die Volks- und
Raiffeisenbanken. Sie, die keine
Subventionen erhielten und auch
gar keine beanspruchten, zahlten
jetzt die Steuern, mit denen ihre
eigenen Konkurrenten gestützt
werden.

Kein Wasser aus den
staatlichen Gießkannen

Götzl nannte die bayerischen
Volks- und Raiffeisenbanken,
„die auch ohne die Hilfe des
Steuerzahlers erfolgreich arbei-
ten“, die Eichen unter den Ban-
ken. Sie seien in der Heimat tief
verwurzelt und bräuchten des-
halb kein Wasser aus den staatli-
chen Gießkannen „wie manch
anderes Gewächs“. Während
andere Milliardenverluste ein-
führen, verdienten die bayeri-
schen Volks- und Raiffeisenban-
ken gutes Geld, stellte der Ver-
bandspräsident fest.

Nachhaltiges Bankgeschäft

Da die Selbstheilungskräfte
des Marktes angesichts der Fehl-
entwicklungen nicht mehr hätten
wirken können, brauche man
jetzt auf allen Seiten neue Denk-
ansätze und Verhaltensweisen.
Vor allen bei Geschäfts- und
Landesbanken sei eine klare
Rückbesinnung auf die Tugen-
den eines seriösen und nachhal-
tig arbeitenden Bankiers unver-
zichtbar. Kurzfristige Gewinno-
rientierung müsse durch nach-
haltiges Bankgeschäft ersetzt
werden. Für die Genossen-
schaftsbanken jedenfalls sei Ge-
winnmaximierung nicht oberstes
Ziel. In diesem Zusammenhang
ging Götzl kritisch mit der
Bayerischen Landesbank und
ihren Gesellschaftern ins Ge-
richt. Es sei bemerkenswert, dass
die Sparkassen sich zurückzögen
und das Risiko auf den Staat ab-
wälzten. Das sei eine Wettbe-
werbsverzerrung. Die Hilfen für
die Landesbank hätten über
Nacht die Pro-Kopf-Verschul-
dung in Bayern verdoppelt. Die
Landesbank müsse auf ihre ei-
gentlichen Aufgaben verschlankt
werden. Sie habe viel zu viele
Mitarbeiter.

Strengere Bankenaufsicht

Auf Seiten des Staates seien
endlich feste Regeln in Verbin-
dung mit einer strengen Banken-
aufsicht nötig. Internationale Fi-
nanzmärkte ohne Leitplanken
provozierten schon jetzt neue Fi-
nanzkrisen. Was es heute an
Bankenaufsicht gebe, werde die-
sem Anspruch nicht gerecht. In
Deutschland habe sich das Ne-
beneinander von BaFin (Bun-
desanstalt für Finanzdienstlei-
stungsaufsicht) und Bundesbank
nicht bewährt. Besser wäre die
alleinige Zuständigkeit der Deut-
schen Bundesbank, stellte Götzl
fest. Die bisherige Bankenauf-
sicht habe zwar von Verbrie-
fungspraktiken und Zweckge-
sellschaften gewusst, aber die
systemische Gefahr nicht er-
kannt. Die Bankenaufsicht sei

ihrer ureigenen Aufgabe nicht
gerecht geworden. Die Prü-
fungsleistung der Bankenauf-
sicht müsse sich mehr als bisher
am Kriterium der Systemrele-
vanz orientieren.

Heftige Kritik übte der Präsi-
dent der bayerischen Genossen-
schaftsbanken auch an den No-
tenbanken. Sie hätten jahrelang
die Märkte mit billigem Geld
versorgt, was nicht nur den An-
stieg der Immobilienpreise und
den Höhenflug der Aktienmärk-
te, sondern auch die immer wei-
ter steigende Verschuldung er-
möglicht habe. Die politischen
Entscheidungsträger müsse man
fragen, wie weit die Staatsver-
schuldung noch ausgeweitet
werden solle. Die starke Beto-
nung der Nachfragepolitik dürfe
nur eine kurzfristige Krisenpoli-
tik bleiben. Deshalb müsse die
staatliche Hilfe zeitlich begrenzt
bleiben. Besonders sollten die
bereitgestellten Mittel und Ga-
rantien den Wettbewerb nicht
verzerren. Deshalb habe die
Bundesregierung dafür zu sor-
gen, dass bei den Banken, die sie
stützt, keine Quersubventionen
stattfänden. In einer Marktwirt-
schaft sorgten schließlich Krisen
für eine notwendige Marktberei-
nigung.

Hohe Akzeptanz

Die Benotung „glänzendes
Geschäftsjahr 2008“ für Bayerns
Volks- und Raiffeisenbanken
machte Götzl vor allem an der
addierten Bilanzsumme der 317
Institute fest, die trotz der aufzie-
henden Finanzkrise um 5,5 Pro-
zent auf 114,3 Milliarden Euro
anstieg. Die durchschnittliche
Bilanzsumme einer bayerischen
Kreditgenossenschaft beträgt
nun 361 (Vorjahr: 330) Millio-
nen Euro. Getrieben wurde das
Bilanzwachstum vor allem
durch die Einlagen der 7 Millio-
nen Kunden, die um 5 (4,3) Pro-
zent auf 90,4 Milliarden Euro
zunahmen. In diesen Zahlen
spiegele sich die hohe Akzeptanz
der bayerischen Volks- und Raif-

feisenbanken mit ihrer soliden
und konservativ-erfolgreichen
Geschäftspolitik wider. „Für die
Bevölkerung“, so Götzl, „sind
die Genossenschaftsbanken das
Fort Knox im Freistaat.“

Marktführer
bei LfA-Förderkrediten

Auch bei den Ausleihungen,
die vor allem an Privatkunden
und kleine und mittlere Unter-
nehmen gehen, gab es ein Plus
von 1,6 (1,2) Prozent auf 61,9
Milliarden Euro. Einen wichti-
gen Anteil daran hatte das Ge-
schäft mit LfA-Förderkrediten.
In diesem Geschäft sind nach der
Stückzahl die Genossenschafts-
banken Marktführer in Bayern.
2008 brachte den höchsten Kre-
dit-Zuwachs seit Ende der 90er
Jahre. Götzl: „Bei uns, die wir
bei jedem zweiten Mittelständler
mit im Boot sitzen, gab es keine
Kreditklemme. Und es wird kei-
ne geben, weil unsere Eigenka-
pitalquote von 15 Prozent - fast
das Doppelte von dem, was Ba-
sel II verlangt - weitere Kredite
im zweistelligen Milliardenbe-
reich möglich macht.“

Keine weiteren
Wertberichtigungen nötig

Im Gesamt-Betriebsergebnis
schlugen sich die Erfolge mit 834
(820) Millionen Euro nieder. Da-
zu trug die Provisionsspanne aus
der Vermittlung von Bausparver-
trägen und Versicherungen bei,
die mit 800 Millionen um 30 Mil-
lionen Euro besser ausfiel als im
Jahr zuvor. Zwar schrumpfte „er-
wartungsgemäß“ die Zinsspanne,
die 2005 einmal 2,57 Prozent der
durchschnittlichen Bilanzsumme
(DBS) betragen hat, auf 2,13
(2,22) Prozent, doch konnte die-
ses Minus durch Einssparungen
auf der Kostenseite aufgefangen
werden. So gab denn die Cost-In-
come-Ratio (Kosten-Ertrags-Re-
lation), die 2005 nur 71,6 Prozent
betragen hatte, immerhin wieder
auf 75,2 (75,9) Prozent nach.
Götzl zeigte sich mit diesem Wert
sehr zufrieden. Heuer werde die
Rate weiter sinken. Auch die Ge-
nossenschaftsbanken bekamen
die Verwerfungen an den interna-
tionalen Finanzmärkten zu spü-
ren. Da im Gegensatz zu manch
anderen Instituten und privaten
Großbanken, „die noch einen ho-
hen Bestand an illiquiden Werten
haben, bei uns konsequent und

mit kaufmännischer Härte“ abge-
schrieben wurde, nahm das Be-
wertungsergebnis auf -0,37 (mi-
nus 0,15) Prozent der DBS zu.
Nach heutigem Stand sei mit wei-
teren nennenswerten Korrekturen
bei den Eigendepots im laufen-
den Jahr nicht zu rechnen, sag-
te Götzl, der als Gesamtergebnis
nach Steuern 230 (273) Millionen
Euro nannte.

Für den weiteren Verlauf des
Jahres 2009 zeigte sich Götzl auf
Grund einer Bankenumfrage zu
den Geschäftserwartungen durch-
aus optimistisch. Die bayerischen
Genossenschaftsbanken bewerte-
ten ihre Situation durchaus posi-
tiv und blickten zuversichtlich in
die Zukunft. Sehr zufrieden seien
14 Prozent der Befragten. Weite-
re 80 Prozent bewerteten ihre Ge-
schäftslage mit zufriedenstellend.
Nur 7 Prozent sähen derzeit ihre
Geschäftslage als schlecht an.

Hohe Bürokratiekosten

Ein ständiges Ärgernis sind für
den Genossenschaftsverband die
bürokratischen Belastungen, „die
besonders die kleinen und mittle-
ren Banken treffen“. Als Beispie-
le nannte Götzl die Sonderprü-
fungen, das ausufernde Beauf-
tragtenwesen und die Neurege-
lung bei der Anlageberatung.
Während Großunternehmen im
Durchschnitt 2 Prozent ihres Um-
satzes für Bürokratiekosten auf-
wenden müssten, seien es bei
kleinen und mittleren Unterneh-
men oft bis zu 10 Prozent. We-
sentlich geringereAnforderungen
als zum Beispiel an die Volks-
und Raiffeisenbanken würden an
Direktbanken ohne Filialnetz und
Kundenberater vor Ort gestellt.
„Das ist für unsere Banken ein
eindeutig behördlich erzwunge-
ner Wettbewerbsnachteil.“

Mängel im Bildungssystem

Sehr unzufrieden zeigen sich
Bayerns Genossenschaftsbanker
mit der Ausbildung junger Men-
schen. Man müsse zunehmend
Unzulänglichkeiten und nicht hin-
nehmbare Schwächen bei vielen
Schulabgängern feststellen. Aktu-
ell seien lediglich 4 Prozent der
Genossenschaftsbanken mit den
Leistungen und der Qualität der
Realschulen oder der Gymnasien
zufrieden. Es mangele vor allem
an sozialer Kompetenz und dem
wirtschaftlichen Grundverständ-
nis der Schulabgänger. Was die
soziale Kompetenz betreffe, seien
aber nicht nur die Schulen gefragt,
sondern vor allem auch die Eltern.

Bei den bayerischen Genossen-
schaftsbanken seien 2.264Auszu-
bildende beschäftigt, denn: „Die
Ausbildung junger Menschen hat
bei uns oberste Priorität.“ dhg

Nach Beobachtungen des bayerischen Verbandes:

Genossenschaften
erleben Gründungsboom

Quer durch alle Branchen
Milchwirtschaft vor schwierigen Zeiten

Die genossenschaftliche Unter-
nehmensform erlebt eine Re-
naissance. Davon ist Stephan
Götzl, Präsident des Bayeri-
schen Genossenschaftsverban-
des, überzeugt, wie er bei der
Jahrespressekonferenz der 800
bayerischenWaren- und Dienst-
leistungsgenossenschaften mit-
teilte. Denn 2008 gab es in Bay-
ern mit 29 Neugründungen ei-
nen Boom. Das waren zweiein-
halb mal so viele wie im Jahr
zuvor.

Zu dem größten genossen-
schaftlichen Bereich in Bayern
zählt die Milchwirtschaft. Ihr
sagte Götzl wegen des unver-
meidlichen und notwendigen
Strukturwandels im Milchmarkt
schwere Zeiten voraus. Eine
nachhaltige Erholung am
Milchmarkt sei nicht in Sicht.

Als wesentlichen Grund für
den genossenschaftlichen Auf-
wärtstrend nannte Götzl die No-
vellierung des Genossenschafts-
gesetzes im Jahre 2006, die den
Gründungsprozess stark verein-
facht habe. Kaum eine Unter-
nehmensform verbinde die An-
forderungen einer liberalen
Marktordnung so gut mit den
Bedürfnissen der Betroffenen
wie Genossenschaften, die sich
vor allem als wirtschaftliche
Selbsthilfeorganisationen in Zei-
ten des Wandels bewährt und
sich stets zur Marktwirtschaft
bekannt hätten.

Heimatunternehmen

Die neuen Genossenschaften
stammen aus nahezu allen Re-
gierungsbezirken im Freistaat,
wobei mehr als die Hälfte aus
Oberbayern und Schwaben
kommt. Die Neugründungen
decken ein weites Feld an Wirt-
schaftsbranchen ab, von der
Landwirtschaft über die Vered-
lungsbereiche (Käse und Wein),
den Einzelhandel bis hin zu mo-
dernen Dienstleistungsgenossen-
schaften im Bereich der Energie
und Gesundheitsversorgung.
„Genossenschaften sind Heimat-
unternehmen, aus dem Ort für
den Ort, sie bieten Stabilität.“
Große Entwicklungspotenziale
sieht Götzl für Energiegenossen-
schaften (Biogas-Anlagen), im
Gesundheitsbereich (Gemein-
schaftspraxen, Gesundheitszen-
tren) und im Bereich der Holz-
und Forstwirtschaft. In dieser
kleinteiligen Branche gebe es
700 000 private Waldbesitzer.
Im laufenden Jahr rechnet der
Präsident mit einer hohen An-
zahl von Genossenschaftsgrün-
dungen in Bayern.

Das Geschäft der 800 bayeri-
schen Waren- und Dienstlei-
stungsgenossenschaften war im
Berichtsjahr mit 10,6 Milliarden
Euro Umsatz stabil, „was eine
hervorragende Leistung ist ange-
sichts der Tatsache, dass die
deutsche Wirtschaft 2008 in drei
Quartalen geschrumpft ist und
sinkende Marktpreise in vielen
Bereichen Umsatz mindernd
wirkten“, sagte Götzl. Stark zu-
legen konnten die Handwerksge-
nossenschaften und die im länd-
lichen Warengeschäft tätigen
Unternehmen. Etwa die Hälfte
des Umsatzes erwirtschafteten
die 88 Kreditgenossenschaften
mit eigenem Warengeschäft.

Strukturwandel bei Milch

Ein zufrieden stellendes Jahr
hatte 2008 nach Ansicht des Ver-
bandes die genossenschaftliche
Milchwirtschaft, zu der 28 baye-
rische Genossenschaftsmolke-
reien (inklusive der zwei Zent-
ralen „Bayerische Milchindu-
strie BMI“ und „Bayernland“)

und 154 Milchliefergenossen-
schaften gehören. Sie haben mit
3,9 Millionen Tonnen 51 Prozent
der bayerischen Milchmenge er-
fasst und 2,67 Milliarden Euro
(+ 2,2 Prozent) umgesetzt. Der
genossenschaftliche Milchaus-
zahlungspreis habe mit 35,18
Cent je kg Milch um 4,5 Prozent
über dem Vergleichswert von
2007 (33,66 Cent) gelegen. Da-
mit habe die genossenschaftliche
Milchorganisation bewiesen,
dass sie Marktausschläge zumin-
dest in Teilen abfedern könne,
sagte Götzl, der aber zugleich
feststellte, dass der deutsche
Milchmarkt vor erheblichen
Strukturveränderungen stehe,
womit die Aufgabe von Bauern-
höfen gemeint ist.

Mehr Wettbewerb

Die Liberalisierung des
Agrarsektors in der EU werde
nicht ohne schmerzhafte Anpas-
sungsmechanismen kommen.
Mehr Markt bedeute mehr Wett-
bewerb, auch mit ausländischen
Anbietern. Es gebe zugleich
weltweit Milch-Überproduktion
und Nachfrageschwäche. Da
machten sich für die Landwirte
die genossenschaftliche Abnah-
megarantie sowie die Integration
in die Wertschöpfungskette der
Milchverwertung „richtig be-
zahlt“. Ohne Genossenschaften
müssten große Teile der Milch
auf den Spotmärkten zu Spot-
preisen verkauft werden.

Eine nachhaltige Erholung am
Milchmarkt sieht Götzl nicht.
Durch wachsende Produktionen
weltweit und eine verhalten sich
entwickelnde Nachfrage werde
die Milchmenge weiter zuneh-
men. Außerdem laufe zwingend
die staatliche Mengensteuerung
bis 2013/2014 aus. So habe es
der Agrarministerrat der EU be-
schlossen, „und so sollten wir es
akzeptieren. Dafür haben wir
noch sechs Jahre Zeit“, bemerkte
der Verbandspräsident. Forde-
rungen nach umfassenden Men-
gen- und Preissteuerungsmodel-
len seien politisch nicht mehr
durchzusetzen.

Hilfen für die Bauern

Es komme jetzt darauf an, ge-
meinsam auf allen Ebenen an
Modellen zu arbeiten, mit denen
Milchmengen künftig koordi-
niert werden könnten, und zwar
so, dass den Milchbauern unter
marktwirtschaftlichen Beding-
ungen eine faire Chance bleibe,
ihre Höfe und damit ihre Er-
werbsgrundlagen zu erhalten.
Politik, Verbände und Bauern
müssten jetzt den Übergang in
den Markt organisieren und ak-
tiv steuern, sage Glötzl. Leitbild
für ihn sei dabei die Soziale
Marktwirtschaft mit klaren und
verlässlichen Rahmenbedingun-
gen durch den Staat. Beim Über-
gang von einer Plan- in die
Marktwirtschaft müsse Unter-
nehmen, die aus dem Markt aus-
scheiden wollen, geholfen wer-
den, und zwar so, dass jene, die
sich im Markt bewähren wollen,
nicht belastet werden. Die zu-
kunftsgerichtete, wettbewerbs-
fähige Weiterentwicklung von
Landwirten und Verarbeitungs-
betrieben basiere darauf, dass
solche Betriebe aus dem Markt
ausscheiden, die ihre Wettbe-
werbsfähigkeit verloren haben.
Dieses unternehmerische Risiko
müsse auch in der Milchwirt-
schaft gelten. Bestandgarantien
seien vor dem Hintergrund des
generellen Trends zu einer inter-
nationalen Handelsliberalisie-
rung weder in Deutschland noch
in der EU durchzusetzen. dhg

Münchener Hypothekenbank mit solidem Ergebnis für 2008:

Jahresüberschuss auf Vorjahresniveau
Die Münchener Hypothekenbank eG hat im Krisenjahr 2008 ein
im Branchenvergleich stabiles Ergebnis erzielen können. Der
Jahresüberschuss beträgt 10,2 Mio. (Vorjahr 12,0 Mio. Euro).
Das Hypothekenneugeschäft wuchs trotz schwierigerer Markt-
bedingungen um rund 20 Prozent auf 4,1 Mrd. Euro.

„Wir haben in unserer Ge-
schäftsstrategie stets auf die
klassische Immobilienfinanzie-
rung gesetzt und uns nicht in to-
xischen Produkten engagiert. So
konnten wir die Auswirkungen
der Finanzmarkt- und Wirt-
schaftskrise auf unser Geschäfts-
ergebnis im vergangenen Jahr
begrenzen“, sagte Erich Rödel,
Vorstandsvorsitzender der Mün-
chener Hypothekenbank, auf der
Bilanzpressekonferenz.

Unter Beibehaltung der kon-
servativen Risikostandards kon-
nte die MünchenerHyp ihr Neu-
geschäft sowohl im privaten
Wohnungsbau als auch in der ge-
werblichen Immobilienfinanzie-
rung ausbauen. Im Geschäftsfeld
private Immobilienfinanzierung-
en stieg das Neugeschäft um 12
Prozent auf 1,8 Mrd. Euro, trotz
des in Deutschland sinkenden
Marktvolumens. Bei den gewer-
blichen Immobilienfinanzierung-

en konzentrierte sich die Bank
weiter auf das erstrangige Finan-
zierungsgeschäft und vergab Zu-
sagen in Höhe von 2,3 Mrd. Eu-
ro (+ 26 Prozent).

Steigendes Neugeschäft

Die Hypothekenbestände wur-
den um 1,9 Mrd. Euro auf 16
Mrd. Euro ausgeweitet. Die Bi-
lanzsumme stieg von 32,9 Mrd.
Euro auf 36,1 Mrd. Euro. Aus-
schlaggebend hierfür waren das
Wachstum des Hypothekenneu-
geschäfts sowie die Rückzah-
lung eines im Januar 2009 fälli-
gen Jumbo-Pfandbriefs, für den
in größerem Umfang Liquidität
vorgehalten wurde. Mit dem
steigenden Neugeschäft erhöh-
ten sich auch die sofort ergebnis-
wirksamen Vermittlerprovisio-
nen an die Partner der Münche-
nerHyp. Überdies stellte die
Bank neue Mitarbeiter ein, um

auch bei dem höheren Neuge-
schäftsvolumen die gewohnte
Betreuungsqualität gewährlei-
sten zu können. Aus diesen
Gründen erhöhte sich die Cost-
Income-Ratio auf 52,9 Prozent.

Obwohl sich durch die Finanz-
marktkrise die Refinanzierungs-
bedingungen verschlechterten,
konnte die MünchenerHyp den
Zinsüberschuss um 7,4 Mio. Eu-
ro auf 128,6 Mio. Euro steigern.
Das Betriebsergebnis vor Risiko-
vorsorge liegt mit 54,7 Mio. Eu-
ro um 5,7 Mio. Euro über dem
Vorjahreswert. Nach Risikovor-
sorge beträgt das Betriebsergeb-
nis 25,5 Mio. Euro. Das sind 6,1
Mio. Euro weniger als im Vor-
jahr. Mit dem Bewertungsergeb-
nis wurde den Risiken aus dem
aktuellen Marktumfeld angemes-
sen Rechnung getragen.

Ausgehend von den derzeitigen
wirtschaftlichen Rahmenbedin-
gungen führt die MünchenerHyp
in diesem Jahr ihr Geschäftsmo-
dell auf die Situation auf den Ka-
pital- und Immobilienmärkten
angepasst fort. „Wir werden im
Jahr 2009 auf Sicht fahren.“ �
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Sparkassen-Finanzgruppe rechnet vor:

Immobilienerwerb
so günstig wie selten

Wohnungsneubau bleibt hinter dem Bedarf auch in Bayern zurück
Nach dem Desasterauf den Finanzmärkten ist die Immobilie fürvie-
le Menschen wieder als sichere Wertanlage attraktiv geworden. Be-
flügelt wird der Wunsch nach den eigenen vier Wänden durch gün-
stige Kreditzinsen und ziemlich stabile Preise. Bei einer Pressekon-
ferenz derSparkassen-Finanzgruppe in München wurde auch deut-
lich, dass in Bayern, Baden-Württemberg und Hamburg die Lage
auf dem Wohnungsmarkt am angespanntesten ist. Bei der Finanz-
gruppe geht man für 2009 von stabilen Umsätzen im Wohnimmobi-
lienbereich bei weitgehend konstanten Preisen aus. EineAusnahme
bildet der Münchner Immobilienmarkt, wo das Neubaugeschehen
angesichts des Zuzugs weit unterdem Bedarf bleibt und deshalb mit
weiter steigenden Preisen und Mieten zu rechnen ist.

Der Neubau von Ein- und
Zweifamilienhäusern hat sich in
den vergangenen zehn Jahren hal-
biert und ist auf einen histori-
schen Tiefstand gesunken. Mit
zwei fertig gestellten Wohnein-
heiten je 1000 Einwohner ist
Deutschland in Europa Schluss-
licht. Den Grund dafür sieht
Franz Wirnhier, Sprecher der
Landesbausparkasse Bayern,
nicht zuletzt im Wegfall der Ei-
genheimzulage im Jahre 2005.

Reichte vor dem Wegfall ein
durchschnittliches Haushaltsein-
kommen von monatlich 3100 Eu-

derlich. Dadurch haben sich die
Wohneigentumschancen der so
genannten Schwellenhaushalte
verschlechtert.

Dabei ist der Bedarf hoch, nicht
zuletzt durch die Zunahme der
Single-Haushalte und den Wunsch
nach größerem Wohnraum. In
Deutschland werden bis zum Jahr
2025 jährlich zwischen 270.000
und 350.000 neue Wohnungen
benötigt, in Bayern allein 55.000,
doch fertig gestellt wird zur Zeit
nur etwa die Hälfte. Die Wohnei-
gentumsquote liegt in Deutsch-

vor allem in den Ballungszentren
(in Bayern die Regionen um
München, Regenburg, Nürnberg,
Fürth und Erlangen), auf die mitt-
lerweile fast die Hälfte des Woh-
nungsneubaus entfällt.

Klammert man die Region
München aus, hat sich der Immo-
bilienmarkt in Bayern im vergan-
genen Jahr konstant entwickelt.
Dies resultiert vor allem aus der
stabilen Entwicklung des Mark-
tes für gebrauchte Eigentums-
wohnungen, Reihenhäuser, Dop-
pelhaushälften, Einfamilienhäu-
ser und Grundstücke. Gebrauchte
Wohnungen waren durchschnitt-
lich um 7 Prozent günstiger zu
haben, wogegen Neubauwohnun-
gen sich um 14 Prozent verteuer-
ten. Bei Gewerbeimmobilien und
Wohnungspaketen kam es zu
deutlichen Einbrüchen.

Der Schwerpunkt der Nachfra-
ge liegt auf Gebrauchtimmobili-
en, bevorzugt in gewachsenen
Wohnvierteln. Stark gefragt sind
Einfamilienhäuser, Doppelhaus-
hälften und größere Eigentums-
wohnungen. Bei kleineren Eigen-
tumswohnungen ist das Angebot
größer als die Nachfrage. In Ober-
bayern sind Bauplätze knapp, an-
sonsten ist dasAngebot an Wohn-
baugrundstücken größer als die
Nachfrage. Die Preise für ge-
brauchte Ein- und Zweifamilien-
häuser, Doppelhaushälften und
Reihenhäuser sind weitgehend
stabil geblieben oder haben sogar
etwas nachgegeben, sieht man
von der Region München ab.

Die Effektivzinsen für Woh-
nungsbaukredite, die zwischen-
zeitlich angezogen hatten, sind
wegen der Wirtschaftsschwä-
che wieder gesunken. Für Hypo-
thekenkredite guter Bonität mit
zehnjähriger Zinsbindung zahlt
man derzeit, wie Rudolf Falter-
meier, Vizepräsident des Sparkas-
senverbandes Bayern, berichtete,
zwischen 4,40 und 4,80 Prozent.

Angesichts der niedrigen Neu-
bautätigkeit haben Bestandimmo-
bilien große Bedeutung. Inzwi-
schen entfallen rund 70 Prozent
der Wohnbauinvestitionen auf den
Wohnungsbestand. Die Moderni-
sierung von Bestandsgebäuden -
in Bayern sind zwei Drittel der
Ein- und Zweifamilienhäuser älter
als 30 Jahre - diene nicht nur dem
Klimaschutz, sondern gebe auch
der Konjunktur neue Impulse.
Nach dem Urteil von Fachleuten
setze ein Euro aus staatlichen Mit-
teln für den Wohnungsbau acht
Euro im Wirtschaftskreislauf frei.
Hinzu komme die Riester-Förde-
rung für den Wohnungsbau, die
unter bestimmten Bedingungen
an Zulagen, Steuervorteilen und
Zinsersparnissen bis zu 50.000
Euro bringen könne. dhg

ro, um den Kauf einer eigenen
Immobilie zu stemmen, sind jetzt
im Monat 450 Euro mehr erfor-

land mit 43 Prozent so niedrig wie
in keinem anderen europäischen
Land. Wenn gebaut wird, dann

LBS Bayern erweitert
ihre Riester-Produktpalette

Die LBS Bayern hat nunmehr eigene Vor- und Zwischenfinan-
zierungen auf der Basis von LBS-Bausparverträgen mit Rie-
ster-Förderung in ihre Produktpalette aufgenommen. Damit
können die Kunden eine komplette Riester-Finanzierung bei
der LBS abschließen und so „noch schneller, sicherer und ko-
stengünstiger in die eigenen vier Wände kommen“. Die Kom-
bination von Sofortfinanzierung und Riester-gefördertem
Bausparvertrag bietet die Landesbausparkasse auch in Zu-
sammenarbeit mit den bayerischen Sparkassen an.

Bei einem Vorfinanzierungskredit fallen zunächst nur die Zinsen
für die Darlehenssumme an. Statt der Tilgung wird ein Bausparver-
trag in Höhe des Kreditbetrags abgeschlossen. Er wird bis zur Zu-
teilung des Bauspardarlehens bespart und löst dann den Vorfinan-
zierungskredit ab.Auf diese Weise verschafft sich der Kunde Zins-
sicherheit bis zum Ablauf der Gesamtfinanzierung. Diese Vorteile
kann er jetzt bei der LBS mit den Möglichkeiten der Wohn-Riester-
Förderung verbinden.

Jeder Bausparer, der vier Prozent seines Brutto-Vorjahresein-
kommens abzüglich der ihm zustehenden Riester-Prämien auf ei-
nen geförderten LBS-Bausparvertrag einzahlt, erhält die vollen Zu-
lagen. Gefördert werden Spar- undTilgungsleistungen bis zu einem
Maximalbetrag von jährlich 2100 Euro (abzüglich der Zulagen). Je-
der Förderberechtigte bekommt eine Grundzulage von 154 Euro im
Jahr. Zusätzlich erhält er jährlich 185 Euro je Kind. Ist ein Kind
2008 oder später geboren, erhöht sich dieser Betrag auf 300 Euro.
Zudem kann man die Altersvorsorgebeiträge von der Steuer abset-
zen. Für Bausparer, die zu Beginn des Beitragsjahres das 25. Le-
bensjahr noch nicht vollendet haben, gibt es einen einmaligen Star-
terbonus in Höhe von 200 Euro. Die Förderung ist nicht an Ein-
kommensgrenzen gebunden. dhg.

16. Tagung Rohrleitungsbau in Berlin:

Kommunale Infrastruktur
als Lebensqualität

Zur traditionellen Tagung Rohrleitungsbau von Rohrleitungs-
bauverband e.V. (rbv) und Hauptverband der Deutschen Bauin-
dustrie e.V. (HBI) in Berlin fanden sich rund 160 Geschäftsfüh-
rer, Entscheidungs- und Verantwortungsträger aus Tief- und
Rohrleitungsbauunternehmen sowie verantwortliche Fachleute
ein. Im Mittelpunkt der Veranstaltung stand die Betriebs- und
Versorgungssicherheit.

Aufgrund veränderter Kriterien
und Betrachtungsweisen für den
Betrieb von Leitungsnetzen in der
Versorgungswirtschaft, die sich
aus rechtlichen, wirtschaftlichen,
technologischen und politischen
Entwicklungen in Europa ablei-
ten lassen, bieten sich innovativen
Unternehmen neue Chancen. Wie
Michael Knipper, Hauptge-
schäftsführer im Hauptverband
der Deutschen Bauindustrie e.V.,
nach der Begrüßung durch rbv-
Präsident Klaus Küsel anmerkte,
habe ein Gutachten des Deut-
schen Instituts für Urbanistik erst
kürzlich einen Investitionsstau in
Höhe von 70 Mrd. Euro für die
Städte und Gemeinden ermittelt,
die auf unterlassene Infrastruktu-
rinvestitionen in den vergangenen
Jahren zurückgeführt werden.
Mehr als die Hälfte der Summe
entfalle auf die Bereiche Abwas-
serkanäle und kommunale Stra-
ßen. Es sei unsinnig, so Knipper,
diese beiden Bereiche vom kom-
munalen Investitionsprogramm
auszuschließen, auf die der größte
Investitionsbedarf entfalle.

Um die gewünschten Produk-
tions- und Beschäftigungsaus-
wirkungen in der Deutschen
Bauwirtschaft zu erzielen, for-
derte Knipper von Bund und
Ländern eine größtmögliche Fle-
xibilität bei der Ausgestaltung
und Handhabung des kommuna-
len Inves-titionsprogramms. Nur
eine breit angelegte kommunale
Investitionsoffensive könne heu-
er für den gewünschten konjunk-
turpolitischen Impuls sorgen.
Dies gelte auch für die „unsicht-
bare“ Infrastruktur der Kanalnet-
ze, deren teilweise kritischer Er-
haltungszustand nicht täglich zu
besichtigen sei. Laut DIFU-Gut-
achten sind 20 % der Kanalisati-
on kurz- bzw. mittelfristig sanie-
rungsbedürftig.

In die „Kommunale Infrastruk-
tur als Lebensqualität – Investiti-
onsbedarf ins Leitungsnetz zur Be-
standserhaltung“ bot Martin Stahl
von der OEWA Wasser und Ab-
wasser GmbH, Leipzig, ebenfalls
umfangreiche Einblicke. Auf der
Datenbasis verschiedener Institu-
tionen und Einrichtungen analy-
sierte und bewertete er den Ge-

samtinvestitionsbedarf der kom-
munalen Infrastruktur für die Jah-
re 2006 bis 2020 auf rund 700
Mrd. Euro bei einem Investitions-
rückstand per Ende 2005 von ca.
75 Mrd. Euro. Auf den Investiti-
onsbedarf in den Trink- und Ab-
wassersektor entfallen dabei rund
87 Mrd. Euro; ca. 60 % davon auf
den Bau für Trinkwasser- und ca.
50 % für den Bau von Abwasser-
rohrleitungen.

Stadtumbau

Weniger der Bestandserhaltung
als vielmehr dem „Geographi-
schen Wandel -Auswirkungen auf
die Leitungsnetze“ galt derVortrag
von Prof. Matthias Koziol, Bran-
denburgische Technische Univer-
sität Cottbus. Koziol umriss die
Anpassung der technischen Infra-
struktur beim Stadtumbau, stellte
die unterschiedlichen Ausgangs-
bedingungen für den Stadtumbau
in Ost und West vor und demon-
strierte, wie bereits heute dieAus-
wirkungen des Minderverbrauchs
von Wasser auf die Ver- und Ent-
sorgungsnetze zu beobachten
sind. Die von ihm vorgeschlage-
nen Anpassungsstrategien umfas-
sen beispielsweise den geschoss-
weisen Umbau bzw. punktuellen
Abriss sowie den flächenhaften
Rückbau ganzer Siedlungseinhei-
ten sowie die Nachnutzung.

Überzeugungsarbeit leisten

Rohrleitungsbauunternehmer
sollten ihre Kundschaft von
der intelligenten Instandhaltung
überzeugen. Mit diesem Appell
traf Ralf Westermann, BET
Büro für Energiewirtschaft und
technische Planung GmbH,
Aachen, den Nerv der Zuhörer.
Er gehört in das Fazit zu der
Studie „Mögliche Auswirkung
der Anreizregulierung auf die
Dienstleister“, über die Müller
berichtete. Nach dieser Studie
führt die Anreizregulierung
künftig eindeutig zu Kosten-
senkungsmaßnahmen bei den
Netzbetreibern (vor allem im
Bereich der Instandhaltung und
der Reinvestitionen), was be-
reits heute spürbar negative

Auswirkungen auf die Bauun-
ternehmen hat.

Unter der Überschrift „Sicher-
heiten - eine sichere Sache?“ prä-
sentierte Prof. Horst Franke, Hei-
ermann Franke Knipp Rechtsan-
wälte, Frankfurt a. M., mit Geset-
zesauszügen, Paragraphen, Pro-
zessentscheidungen u. ä. Beispiele
und gab Hinweise und Tipps zu
„Problemen des Auftragnehmers
mit Sicherheitsleistungen, die er
selbst zu erbringen hat, wie auch
solche, die er von Auftraggebern
erhalten möchte“.

Oliver Zander vom Hauptver-
band der Deutschen Bauindu-
strie e.V. beleuchtete seinerseits
das Thema „Irrläufer des Mark-
tes? - Mindestlohn versus Tarif-
vertrag“ umfangreich und aussa-
gekräftig von der Definition und
den Regeln von „Markt – Tarif-
vertrag – Mindestlohn“ über eine
„Zurückschau von Tarifvertrag
und Mindestlohn in Konjunktur
und Krise“ bis zu einer „Voraus-
schau über die Tarifrunde 2009
und mittel- bis langfristig“. Sein
Fazit: „Tarifvertrag und insbe-
sondere Mindestlohn wirken ei-
ner reinen Marktwirtschaft ent-
gegen und sie erfüllen aber be-
sondere Funktionen im Rahmen
der sozialen Marktwirtschaft und
für die Branche!“

Anlässe für staatsanwaltliche
Untersuchungen im Haus benann-
te Bettina Haase, Bauindustriever-
band Hessen-Thüringen e.V., Er-
furt, in ihrem Vortrag „Betriebs-
und Versorgungssicherheit im
Rohrleitungsbau“. Sie skizzierte
Beispiele und entsprechende Ur-
teile für wettbewerbswidriges Ver-
halten, Verletzung der Verkehrssi-
cherungspflichten, Verletzung der
Pflichten aus der Baustellenver-
ordnung, Verstöße gegen das Ar-
beitnehmerentsendegesetz, Ver-
stöße gegen das Verbot derArbeit-
nehmerüberlassung sowie Ver-
stöße gegen das Schwarzarbeiter-
bekämpfungsgesetz und definierte
die zu ergreifenden Maßnahmen.

In seinem abschließenden Sta-
tement führte der Präsident des
Rohrleitungsbauverbandes, Klaus
Küsel, aus, dass in nur wenigen
Jahren das bisher für den Rohrlei-
tungsbau benötigte Personal und
Gerätebestände zum Teil über-
flüssig werden könnten und durch
die Veränderung der Märkte dage-
gen andere Ressourcen dringend
gebraucht würden. Diese Tendenz
hat der rbv bei seinen Rohrlei-
tungsbautagungen immer wieder

Versicherungskammer Bayern:

Fast alle Gebäude sind versicherbar
Augsburg. Durch die zunehmenden Naturgefahren wie Über-
schwemmungen, Hochwasser, Stürme und Hagel haben viele
Häuser in den vergangenen Jahren große Schäden erlitten.
Mehr als 14 Millionen Euro zahlte die Versicherungskammer
Bayern an ihre Gebäude-Versicherten in der Stadt und im
Landkreis Augsburg in den Jahren 2000 bis 2008. Das wirkli-
che Ausmaß der Schäden ist aber noch viel höher. Denn nur je-
der 10. Augsburger mit einer Wohngebäudeversicherung bei
der Versicherungskammer Bayern ist auch gegen Elementar-
risiken versichert; das sind die Risiken Überschwemmung,
Starkregen, Schneedruck, Erdrutsch und Erdbeben. Im Land-
kreis Augsburg ist es sogar nur jeder 15. Hauseigentümer.

Darauf machte Wolfgang Raab,
Leiter Risiko-Management bei der
Versicherungskammer Bayern,
aufmerksam. „Warum sich so we-
nig Hausbesitzer gegen die Natur-
gefahren nicht versichern, liegt
nicht daran, dass diese Häuser
nicht versicherbar wären. 99,9 Pro-
zent aller Wohngebäude in der
Stadt Augsburg und 99,8 Prozent
im LandkreisAugsburg sind gegen
Elementarschäden versicherbar.“

Nur für die nicht-versicherba-
ren Wohngebäude - in der Stadt
Augsburg also 0,1 Prozent und
im Landkreis Augsburg 0,2 Pro-
zent - können Hausbesitzer nach
einem Schaden-Ereignis auf
staatliche Hilfen zurückgreifen.

Die Notwendigkeit, diese Exis-
tenzrisiken abzusichern, wird von
der Bevölkerung nach wie vor
stark unterschätzt. Eine Feuerver-
sicherung haben zwar fast alle
Gebäudebesitzer abgeschlossen.
Aber die Gefahr, durch Hochwas-
ser oder Sturm zu Schaden zu

kommen, ist doppelt so hoch wie
durch Feuer - auch abseits von
Flüssen und Seen. Und: Starkre-
gen ist inzwischen für 50 Prozent
aller Überschwemmungsschä-
den verantwortlich.

Solche Risiken können günstig
versichert werden. Die Versiche-
rungskammer Bayern bietet ihren
Kunden eine Wohngebäudeversi-
cherung mit KlimaKasko. Für ein
Einfamilienhaus in Augsburg ko-
stet sie knapp 300 Euro im Jahr
und umfasst alle Schäden durch
Sturm, Hagel, weitere Naturgefah-
ren sowie Leitungswasser und
Feuer. Je nach Risiko-Lage des
Hauses steigt der Beitrag. Mehr als
80 Prozent der Gebäude in Augs-
burg liegen in der risikoärmsten
Zone. Kunden der Versicherungs-
kammer Bayern erhalten zudem
kostenlos das elektronische Un-
wetterfrühwarnsystem WIND. Es
warnt per E-Mail, SMS oder Fax
postleitzahlengenau vor heranzie-
henden Unwettern. �

deutlich hervorgehoben. In der
Konsequenz bedeutet dies, dass
sich die Rohrleitungsbaufirmen
von den branchenbezogenen
Grenzen befreien und neu definie-
ren müssen. DK
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Kanalsanierung:

Kommunen wachsen
mit der Aufgabe

Nürnberger Kolloquium von Verbund IQ

Die Wärmegewinnung aus Abwasser sowie Hausanschlüsse und
Schächte stehen im Mittelpunkt der Nürnberger Kolloquien zur
Kanalsanierung. Organisator dieserVeranstaltung, die am 14. Mai
2009 in der Georg-Simon-Ohm-Hochschule stattfindet, ist die auf
den Weiterbildungsbedarf von technischen Fach- und Führungs-
kräften spezialisierte Verbund IQ gGmbH. Kooperationspartner
sind die Georg-Simon-Ohm-Hochschule Nürnberg sowie Vertre-
ter aus Industrie (Güteschutz Kanalbau, Rohrsanierungsverband)
und Kommunen (Stadt Nürnberg).

Zielgruppe des Kolloquiums
Kanalsanierung sind Entscheider
aus Kommunen und Industrie so-
wie Bauingenieure und Techniker
aus Tiefbau- und Wasserwirt-
schaftsämtern, Stadtentwässe-
rungsbetrieben, Umweltbehörden
und -verbänden, Bauunternehmen,
Ingenieurbüros und Bauabteilun-
gen der freien Industrie.

Wärmegewinnung aus Abwas-
ser kann für Netzbetreiber und
Kommunen nicht zuletzt wegen
des Imagegewinns durchaus loh-
nenswert sein. Wie sich durch die-
se alternative Energiequelle Ko-
sten senken und gleichzeitig CO2-
Emissionen reduzieren lassen, er-
fahren die Kolloquium-Teilneh-
mer an einem Praxisbeispiel der
Stadt Ludwigshafen.

Über Chancen und Grenzen
solch alternativer Energiegewin-
nung informiert ein weiterer Vor-
trag anhand der Ergebnisse einer

systematischen Untersuchung im
Rahmen einer Energiekarte für 13
Gemeinden rund um Poing.

Interessante Perspektiven und
neueAufgaben ergeben sich in Sa-
chen Grundstücksentwässerung,
wenn die Länder dem Hausei-
gentümer die Verantwortung nicht
wie vielerorts üblich beim An-
schlussstutzen übertragen, sondern
die Kommunen die Hauseigentü-
mer von Gesetzes wegen intensiv
beraten und mit Sanierungskon-
zepten unterstützen müssen.

Über die praktischen Erfahrun-
gen in Beratung und Unterstüt-
zung der Hauseigentümer berich-
tet ein Vertreter der Gemeinde
Schwanau, die bereits Erfahrun-
gen mit einem solchen ganzheitli-
chen Vorgehen sammeln konnte.

Das Kolloquium wird von einer
Hausmesse begleitet Hier können
sich Teilnehmer über praxiser-
probte Lösungen informieren. �

Unternehmertag der Bayerischen Bauindustrie:

Bauforderungssicherungsgesetz
abschaffen!

„Unser größtes Ärgernis ist derzeit das neue Bauforderungssi-
cherungsgesetz“, betonte Prof. Thomas Bauer, Präsident des
Bayerischen Bauindustrieverbandes, beim Unternehmertag
2009 der Bayerischen Bauindustrie in Würzburg. „Noch nie
habe ich ein nahezu in allen Bestandteilen derart unsinniges
und dummes Gesetz gesehen. Hier wurde Gesetzesarbeit mit
exakt null Prozent wirtschaftlicher Kompetenz erledigt.“

Das Vorgängergesetz, das An-
fang des vorigen Jahrhunderts
verabschiedet wurde, war sinn-
voll, so Bauer. Dadurch wurde
geregelt, dass ein Bauherr einen
Bankkredit, der sich auf ein Bau-
werk bezieht und durch Grund-
pfandrecht gesichert ist, nur für
das Bauwerk verwenden darf –
aber für nichts anderes!

Wertschöpfungskette

Dieses Gesetz wurde nun mas-
siv erweitert. „Baugeld“ sind jetzt
auch alle Zahlungen, die alle an
diesem Bauwerk beteiligten Un-
ternehmen erhalten, die in der
Wertschöpfungskette auf den
Bauherrn folgen: Hauptunterneh-
mer, Nachunternehmer, dessen

Nachunternehmer, usw. Ab so-
fort gelten somit die bisherigen
Beschränkungen der Verwen-
dung des Baugeldes für diesen
erweiterten Baugeldbegriff und
in der gesamten Bau-Wertschöp-
fungskette.

Fehlregulierung

Jetzt, so Bauer, ist eine totale
Fehlregulierung daraus gewor-
den: „Das Ergebnis ist ein Trep-
penwitz. Exakt jeder Geschäfts-
führer einer Baufirma – und auch
weitere Führungskräfte – haften
bei Insolvenz ihres Bauunterneh-
mens persönlich dafür.“

Die praktischen Folgen erläu-
terte Bauer am Beispiel: Geldein-
gänge müssen nun nach Projek-

ten getrennt und nach derzeitigem
Stand auf Treuhandkonten für die
Ausgaben des Bauobjekts verfüg-
bar gehalten werden, für alleAus-
gaben: Subunternehmer, Materia-
lien, Löhne, Gehälter. Bauer:
„Die übliche Methode, mit Geld-
eingängen die täglichen Zahlun-
gen zu erledigen, ist somit verbo-
ten.“ Sogar die Löhne der Mitar-

beiter müssen nach dem Wortlaut
des Gesetzes anteilig aus den
Konten der Baustellen bezahlt
werden, auf denen sie tätig waren.

Bauer: „Der enorme zusätzli-
che Liquiditätsbedarf, die höhe-
ren Personalkosten durch die
überbordende nötige Bürokratie
und die noch nicht absehbaren
Auswirkungen der Kontrolle, ob
diese Bestimmungen auch peni-
bel eingehalten werden, lassen
nur einen Schluß zu: Das Gesetz
muss wieder weg oder massiv
korrigiert werden!“

Der Verbandspräsident fordert
daher die Bundesregierung mit
Nachdruck auf: „Bringen Sie die-
ses Gesetz sofort in Ordnung!“�

Der von der Graeff Container- und Hallenbau GmbH, Mann-
heim, gebaute provisorische Schulkomplex umfasst Klassen-
und Sozialräume für etwa 250 Schüler. ��

50 Container fliegen
über die Bäume

Der Mannheimer Systembauspezialist GRAEFF GmbH, der
mit dem Bau eines provisorischen Schulkomplexes für ein
Gymnasium in der Innenstadt Mannheims betraut wurde, hat-
te ungewöhnliche Auflagen zu erfüllen. Die aus 50 Containern
bestehende Anlage steht auf einer dem Schulgebäude vorgela-
gerten Grünfläche, inmitten alten Baumbestands. Das Gelän-
de ist jedoch nur von der Straßenseite erreichbar, die am
Straßenrand stehenden Bäume durften beim Aufbau nicht in
Mitleidenschaft gezogen werden. Die Container wurden des-
halb mit einem Spezial-Autokran mit einem Ausleger von über
60 m Länge über die Bäume gehoben.

Das altehrwürdige Karl-Fried-
richs-Gymnasium (KFG) in
Mannheim muss renoviert wer-
den und benötigt für einen Zeit-
raum von vier Jahren Klassen-
und Sozialräume für ca. 250
Schüler. Die auf den Bau von
Container-Großanlagen speziali-
sierte GRAEFF Container und
Hallenbau GmbH erhielt den
Zuschlag für das Projekt, ein-
schließlich der logistischen Auf-
gabe, die für die acht Klassen-
räume benötigten 50 Container
auf einer Grünanlage aufzubau-
en, ohne den Baumbestand zu
beeinträchtigen.

Schneller Aufbau

Um die Verkehrsbehinderung
in der Innenstadt Mannheims
auf das Notwendigste zu be-
schränken, lieferte und errichte-
te GRAEFF die Anlage inner-
halb eines Tages.

Der zweigeschossige Kom-
plex wurde auf einer Betonplatte
errichtet, die zu Ende der Miet-

zeit ohne Beeinträchtigung der
Grünanlage rückstandsfrei abge-
baut wird.

Spezialfahrzeug im Einsatz

GRAEFF setzt im Schul- und
Bürobau den bewährten Contai-
ner 3001 Plus ein, der serien-
mäßig in eigenen Werken gefer-
tigt wird. Die Ausstattung der
einzelnen Container erfolgt im
Werk, der Aufbau an der Baustel-
le erfolgt mit den bordeigenen
Kranen der Lkws. Für das KFG
musste die Spedition auf ein Spe-
zialfahrzeug mit einem Ausleger
von über 60 m Länge zurückgrei-
fen, um die Container sicher über
die Bäume zu befördern.

Zum vereinbarten Termin stan-
den die Container für den Unter-
richt zur Verfügung, ohne Zwi-
schenfälle beim erschwerten Auf-
bau. Modulares Bauen, das zeigt
dieses Projekt, ist flexibel genug,
um auch unter schwierigen Be-
dingungen kostengünstige und ef-
fektive Lösungen zu finden. �

OK.BAU:

Der Digitale Bauantrag
Die AKDB unterstützt die elektronische Zusammenarbeit zwi-
schen kreisangehörigen Gemeinden und Landratsamt im Baube-
reich. Dafür vertreibt die AKDB die Lösung „OK.BAU – Der Di-
gitale Bauantrag“. OK.BAU ist seit 2002 bei einigen Landkreisen
in Bayern im Einsatz. In Kürze wird die zweite Generation dieser
Lösung zur Verfügung stehen. Seitens der Landkreise besteht be-
reits erhebliches Interesse.

Das bauaufsichtliche Verfahren
weist in den meisten Fällen noch
zahlreiche Medienbrüche auf, sei
es bei der Antragsabgabe, Stel-
lungnahme der Gemeinde, Plan-
bearbeitung oder der Fachstellen-
beteiligung. Die Bearbeitungszei-
ten ziehen sich in die Länge, da der
entsprechende Akt in Papierform
vorliegen muss.Weitere Zeitverlu-
ste liegen in manuellen Datener-
fassungen, Aktentransporten und
Postversand begründet. Immer
wieder unterbrechen telefonische
Auskünfte an den Bauherrn die
Tätigkeit der Sachbearbeiter.

Umfang und Funktionsweise
des Softwarepakets

Die AKDB hat eine Lösung
entwickelt, von der Landkreise,
Gemeinden und Bürger profitie-
ren. Zunächst erfassen Sachbear-
beiter in der Gemeinde die Bau-
anträge und unterziehen sie der
sogenannten gemeindlichen Bau-
antragsvorbehandlung. Hierfür
steht aus der Software TERAwin
der AKDB ein entsprechendes
Modul zu Verfügung. Das Land-
ratsamt bearbeitet die Bauanträge
im Rahmen des Baugenehmi-
gungsverfahrens. Dafür wieder-
um setzen die Prozessbeteiligten
das Verfahren OTS BAU ein.

Die elektronische Zusam-
menarbeit zwischen Gemeinden
und Landratsamt besteht zum ei-
nen in der automatisierten Weiter-
leitung der betreffenden Daten
und Dokumente, zum anderen in
der aktuellen Information über je-
weilige Sachstände. Grundlagen
dafür sind die genannten Verfah-
ren. Die Dokumente wie Bauan-
trag, Lageplan und gemeindliche
Stellungnahme zum Bauvorha-
ben werden in der elektronischen

Bauakte abgelegt und von beiden
Seiten entsprechend ihrem Zu-
griffsrecht bearbeitet. Jede Bau-
akte ist mit einem Bauvorgang
des Fachmoduls im Landratsamt
verknüpft.

Optimaler Datenschutz

Die gemeinsame Nutzung der
elektronischen Bauakte erfordert
eine ausgeprägte Rechtesteuerung:
Die AKDB sorgt auch an dieser
Stelle für optimalen Datenschutz.
Die einzelnen Dokumente sind
normalerweise automatisiert aus
dem Fachverfahren in Ordnern ab-
gelegt, was eine übersichtliche
Strukturierung ermöglicht. Alle
bei der Baugenehmigung erzeug-
ten Dokumente werden automati-
siert in den jeweiligen Ordner der
Bauakte eingestellt.

Auch der Genehmigungsbe-
scheid wird in die elektronische
Akte übernommen und steht der
Gemeinde zur Einsichtnahme zur
Verfügung. Die Kunden können
auch über das Internet auf die Do-
kumente in der elektronischen
Bauakte zugreifen. Dies ist eine
Voraussetzung für Zugriffe durch
Gemeindemitarbeiter sowie durch
externe Beteiligte, beispielsweise
Entwurfsverfasser oder anzuhö-
rende Fachämter. Die Bauakte
dient also auch als Auskunftsme-
dium für alle Beteiligten.

Elektronischer
Aktenumlauf

Die Daten und Informationen
werden in digitaler Form, im Zu-
sammenhang mit der Antragser-
fassung von der Gemeinde zum
Landratsamt und – nach der Ent-
scheidung – in entgegen gesetzter
Richtung weiter geleitet. Die Ge-
meinde startet den Vorgang und
adressiert ihn an das Landratsamt,
bekommt ihn wieder zurück und
beendet ihn. Beide Seiten können
den Vorgang mit Informationen,
Erläuterungen und Dokumenten-
anhängen versehen.

Unkomplizierter
Webservice

Die Antragsdaten sind die
wichtigsten Daten, die auf diese
Weise übermittelt werden. Den
Dateianhang übernimmt ein so-
genannter Webservice, der un-
kompliziert per Knopfdruck auf-
gerufen wird. Über diesen Web-
service werden auch die Anlage
einer neuen Bauakte und der
Aufruf des elektronischen Ak-
tenumlaufs mit Adressierung an
das Landratsamt automatisch
durchgeführt.

Der Sachbearbeiter im Land-
ratsamt sichtet die angelieferten
Antragsdaten und prüft sie auf
Vollständigkeit und Richtigkeit.
Nur bei Akzeptanz dieser Daten
werden diese vom Sachbearbeiter
in die Datenbank übernommen.

Fachtagung der DSK Bayern
„Flächenmanagement, Flächenrecycling,
Innenentwicklung - neue Schwerpunkte
einer nachhaltigen Stadtentwicklung“

Am 8. Juli findet in Nürnberg im Presseclub (Nürnberger
Akademie) eine Fachtagung der DSK Deutsche Stadt- und
Grundstücksentwicklungsgesellschaft, Regionalbüro Bay-
ern, zum Thema „Flächenmanagement, Flächenrecycling,
Innenentwicklung - neue Schwerpunkte einer nachhaltigen
Stadtentwicklung“ statt.

Ziel der Veranstaltung, die um 9 Uhr beginnt und voraus-
sichtlich gegen 16.45 Uhr enden wird, ist es, interessierten Ge-
meinden und Städten in Bayern die Möglichkeit zu geben, sich
anhand ausgewählter Beispiele aus größeren und kleineren
Kommunen über den aktuellen Stand der Fachdiskussion zu
informieren.

Am Vormittag sollen nach einer allgemeinen Einführung
zwei „best-practise“ Beispiele aus anderen Bundesländern zur
Diskussion gestellt werden. Am Nachmittag werden dann aus-
gewählte bayerische bzw. fränkische Beispiele vorgestellt und
gemeinsam diskutiert. An der Veranstaltung werden u. a. die
Städte Nürnberg, München, Regensburg und Tübingen, das
Bayerische Staatsministerium für Umwelt und Gesundheit, das
Bayerische Landesamt für Umwelt sowie das Deutsche Insti-
tut für Urbanistik teilnehmen.
Eine Anmeldung ist ab Mitte Mai möglich.
Weitere Informationen unter Tel.: 0911 / 520 99 40 oder
Mail: nuernberg@dsk-gmbh.de �

Anderenfalls würde der Ablauf
der Gemeinde abgelehnt und mit
entsprechender Kommentierung
zurückgeleitet.

Einlesevorgang

Der Einlesevorgang der An-
tragsdaten erfolgt automatisiert
per Knopfdruck. Danach ist ein
neuer Vorgang angelegt und mit

der von der Gemeinde neu er-
zeugten Bauakte verknüpft, für
das Landratsamt entfällt die ma-
nuelle Datenerfassung. Abgerun-
det wird die Lösung durch eine
online Sachstandsauskunft, deren
Aufruf ebenfalls in TERAwin in-
tegriert werden kann. So erhält
die Gemeinde Einsicht in den ak-
tuellen Stand der Sachbearbei-
tung des Landratsamts. �
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Den Unimog live erleben!

Besuchen Sie uns auf der demopark,

Stand B-237, 21.–23. Juni in Eisenach.

Damit Sie auch bei den
Kosten gut abschneiden.
Der Mercedes-Benz Unimog U 20.

Kompakt, wendig und günstig in Anschaffung und Unterhalt: Gerade, wenn’s eng wird, zeigt er

seine wahre Größe. Mit dem Unimog U20 mähen Sie Böschungen, Randstreifen oder Grünland

und Brachflächen. Mit seinem Wendekreis von nur 12,60 m und einem Gesamtgewicht von

7,5 bzw. 9,3 t ist er wie gemacht für kommunale Einsätze, ob Bauhof oder Garten- und Landschaftsbau.

Mehr Informationen bei Ihrem Unimog Partner oder unter www.mercedes-benz.de/unimog

Beutlhauser-Bassewitz GmbH & Co. KG

Regensburger Straße 23, 93095 Hagelstadt

Tel.: 09453 99 11-10, Fax: 09453 99 11-06

E-Mail: verkauf.unimog@bassewitz.de

Internet: www.bassewitz.de

Carl Beutlhauser Baumaschinen und Nutzfahrzeuge GmbH & Co. KG

Albert-Ruckdeschel-Str.19, 95326 Kulmbach

Tel.: 09221 5 07-0, Fax: 09221 8 44 81

E-Mail: verkauf.unimog@bassewitz.de

Internet: www.beutlhauser.de

Henne-Unimog GmbH

Hürderstraße 6, 85551 Heimstetten

Tel.: 089 12 06-6100, Fax: 089 12 06-6127

E-Mail: henne-unimog.hst@daimler.com

Internet: www.henne-unimog.de

Wilhelm Mayer GmbH & Co. KG Nutzfahrzeuge

Industriestraße 29–33, 89231 Neu-Ulm

Tel.: 0731 97 56-214, Fax: 0731 97 56-410

E-Mail: nutzfahrzeuge@wilhelm-mayer.com

Internet: www.wilhelm-mayer.com

Auch in wirtschaftlichen Krisenzeiten:

Vorrang für die Sicherheit
Massive Katastrophenschutz-Investitionen in den nächsten 10 Jahren

Minister Herrmann übergibt 40 Krankentransportwagen an die Hilfsorganisationen

Im Beisein der Spitzen der bayerischen Hilfsorganisationen und
führender Repräsentanten von Feuerwehr, THW, Bundeswehr
und Polizei hat Innenminister Joachim Herrmann in Erlangen
40 hochmoderne Krankentransportwagen (KTW) ihrer Bestim-
mung übergeben. Dies ist die größte Einzelinvestition in die
Strukturen des bayerischen Katastrophenschutzes in den ver-
gangenen Jahrzehnten.

Mit dieser Beschaffung und
mit dem für die nächsten zehn
Jahre beschlossenen Investitions-
programm der Staatsregierung
für den Katastrophenschutz in
Höhe von 40 Mio. Euro wird ge-
zielt das gesamtes bayerisches
Hilfeleistungs- und Gefahrenab-
wehrsystem gestärkt. Und dies
geschieht nicht von ungefähr: die
neuen Bedrohungslagen, etwa
Naturkatastrophen oder terroristi-
sche Anschläge, werden die Ge-
fahrenabwehr des Freistaats künf-
tig stark fordern.

Der Freistaat investierte in den
letzten sechs Jahren bereits über
15 Millionen Euro in Fahrzeuge
und Gerät für den Katastrophen-

schutz. „Um auch zukünftig auf
spezielle Einsatzlagen großer Di-
mension vorbereitet zu sein, ist
die ständige Ergänzung und Ver-
besserung der Ausstattung auch
in den nächsten Jahren unbedingt
erforderlich. Beginnend mit dem
Doppelhaushalt 2009/2010 legen
wir deshalb für den Katastro-
phenschutz ein bayerisches Inve-
stitions- und Beschaffungspro-
gramm, angelegt auf die nächsten
zehn Jahre, mit einem Volumen
von mindestens 40 Millionen Eu-
ro auf“, so Herrmann. Damit kön-
ne man mehr als 350 Einsatzfahr-
zeuge, 140 Fahrzeuganhänger, 20
Boote sowie weitere Ausstat-
tungsgegenstände für Feuerweh-

ren und Hilfsorganisationen be-
schaffen. „Wir setzen dabei die
Schwerpunkte vor allem dort, wo
sich der Bund in Sachen Leistun-
gen für die ergänzende Ausstat-
tung im Katastrophenschutz zu-

und sei damit gut auf Bedro-
hungslagen vorbereitet. „Dieses
enorme Potential, die vorbildliche
Einsatzbereitschaft und die große
Leistungsfähigkeit unserer Ein-
satzkräfte ist Gewähr für einen ef-
fektiven und erfolgreichen Kata-
strophenschutz zum Wohle unse-
rer Bürgerinnen und Bürger. Es
liegt mit sehr am Herzen, dieses
starke Netzwerk zu erhalten und
weiter auszubauen“, sagte Herr-
mann. Abschließend wies er dar-
auf hin, dass die unmittelbare Ge-
fahrenabwehr im Katastrophen-

Neuer Mercedes-Benz
Hybridbus im Fahrbetrieb

Mehr als 250 Kunden aus 15 Ländern haben erstmals den Mer-
cedes-Benz Gelenkbus Citaro G BlueTec Hybrid in den vergan-
genen Tagen im Fahrbetrieb live erlebt. Die Experten aus eu-
ropäischen Verkehrsbetrieben lobten bei dem 18 Meter langen
Hybrid-Stadtbus das völlig abgasfreie Fahren auf Teilstrecken,
den leisen und praktisch ruckfreien Antrieb, das einzigartige
Fahrzeugkonzept mit vier elektrischen Radnabenmotoren sowie
die weltweit größte Lithium-Ionen Batterie im Fahrzeug-Einsatz.
Diese Batterie speichert die Energie aus dem Dieselgenerator und
die beim Bremsen zurückgewonnene elektrische Energie.

Der Mercedes-Benz Citaro G
BlueTec Hybrid reduziert somit
den ohnehin schon niedrigen Die-
selverbrauch um bis zu 30 Prozent
und im gleichen Maß den vieldis-
kutierten CO2-Ausstoß. Der neue
Hybrid-Omnibus wurde in den
vergangenen Monaten umfang-
reich im Versuchsbetrieb getestet.
Ebenso hat das Fahrzeug die mehr-
wöchige Wintererprobung am Po-
larkreis unter härtesten Einsatzbe-
dingungen erfolgreich absolviert.

Die ersten Fahrzeuge werden
noch in diesem Jahr an die Ver-
kehrsbetriebe ausgeliefert. Markt-
kenner erwarten in Europa bei
entsprechender Förderung der

Der Dieselmotor dient im seriel-
len Hybridbus als Generatoran-
trieb zur bedarfsweisen Strom-
erzeugung. Den erzeugten Strom
speichern wartungsfreie Lithium-
Ionen Batterien, die auf dem Dach
montiert sind. Die Batterien wer-
den nicht nur durch den Dieselge-
nerator gespeist, sondern auch
durch die beim Bremsen rückge-
winnbare Energie, die so genann-
te Rekuperation.

Die beim Bremsen während
des Heranfahrens an Haltestellen
oderAmpeln gewonnene Energie
wird sowohl zur Versorgung des
Fahrzeugs im Stand als auch beim
Anfahren genutzt. So kann der

Innenminister Joachim Herrmann (3. v. r.) vor einem der
neuen Krankentransportwagen. ��

KTW TYP B für den
Katastrophenschutz

Basisfahrzeug
Modell: Mercedes Benz Sprinter Kastenwagen Hochdach
Fahrzeugtyp: 315 CDI
Motorleistung: 110 KW
Getriebe: Schaltgetriebe, 6 Gang
Ausstattung: Schiebetür rechts, verstärkte Vorderachse,
Rückwandtür zweiflügelig 270 Grad
Radstand: 3665 mm
Zulässiges Gesamtgewicht: 3880 Kg �

rückgezogen hat“, so Herrmann.
Bayern hat 27 der 40 Kranken-

transportfahrzeuge im Gesamt-
wert von 2,1 Millionen Euro be-
schafft. 13 baugleiche Fahrzeuge
sind durch den Bund finanziert.
Die Fahrzeuge sind in den letzten
Wochen sukzessive bei den Hilfs-
organisationen Arbeiter-Samariter
Bund, Bayerisches Rotes Kreuz,
Johanniter Unfallhilfe und Malt-
eser Hilfsdienst in Dienst gestellt
worden. Die KTW sind als Kata-
strophenschutzfahrzeuge bei ei-
nem Massenanfall von Verletzten
Garant für eine effiziente Hilfe
und den schnellen Abtransport
Verletzter. Ein Beispieleinsatz
zeigt, dass die Beschaffung nicht
nur für abstrakte Bedrohungs-
szenarien von Nutzen ist, sondern
auch bei der Bewältigung von
Alltagsschadenslagen wertvolle
Dienste leisten kann: Beim
„Amoklauf“ am Landgericht
Landshut im April 2009 hat bei
den Maltesern der erste „Echtein-
satz“ eines neu zugewiesenen
KTW stattgefunden.

Dass die Fahrzeuge keine
„Schönwetter-Autos“ sind, be-
stätigte die vorherrschende Witte-
rung am Übergabetag. Dies tat
aber der guten Stimmung der
Teilnehmer keinen Abbruch. An-
gehörige der anwesenden Hilfs-
organisationen spendeten großes
Lob für dieAnschaffung. „Das ist
das Beste, was wir in letzter Zeit
als Einsatzmittel bekommen ha-
ben, wegweisend in Ausstattung,
Einsatzwert und Qualität!“, so ein
Besatzungsmitglied eines KTW.

Bayern habe mit 470.000 Ein-
satzkräften, darunter 440.000 Eh-
renamtlichen, das größte Einsatz-
potential in der nichtpolizeilichen
Gefahrenabwehr in Deutschland

schutz in die alleinige Zuständig-
keit der Länder falle und im Inter-
esse der Bevölkerung keinesfalls
zum Spielball zentralistischer
Tendenzen im Bund oder in Eu-
ropa werden dürfe.

In diesem Zusammenhang be-
tonte er auch die nachhaltigen
Bemühungen der Bayerischen
Staatsregierung für eine praxisge-
rechte Ausgestaltung des sog.
EU-Führerscheins für die Ein-
satzkräfte: „Seit mehr als einem
Jahr bemühe ich mich hier um ei-
ne praktikable Lösung, die die
Einsatzfähigkeit der Feuerwehr,
des Rettungsdienstes und des
THW nicht beeinträchtigt. Ich
freue mich daher über den Durch-
bruch, den wir in den letzten Wo-
chen erzielen konnten. Eine Son-
derfahrberechtigung für Fahrzeu-
ge bis 7,5 Tonnen für den gesam-
ten Bereich des Katastrophen-
schutzes, also für Feuerwehr, frei-
willige Hilfsorganisationen und
THW, beseitigt die dringenden
Probleme“.

Er werde jedoch sehr genau
darauf achten, dass die Länder
hinsichtlich der Anforderungen
an die Ausbildung den zugesag-
ten Gestaltungsspielraum tatsäch-
lich bekämen. Herrmann kündig-
te an, hier nochmals initiativ zu
werden. Er werde bei der Innen-
ministerkonferenz sowie im Bun-
desrat weiter intensiv auf eine
praxisnahe, unbürokratische Re-
gelung drängen. Bayern hält an
seinem Ziel einer ausbildungs-
und prüfungslosen Ausweitung
der Fahrerlaubnis Klasse B fest.
„Alles andere hilft den ehrenamt-
lichen Mitgliedern unserer Hilfs-
organisationen, Feuerwehren oder
des Technischen Hilfswerks nicht
wirklich weiter.“ �

z Trennwandschrank mit Apothekerauszug, Medikamenten-
fach, Schubladenschrank,Thermobox, Schrank für Notfall-
rucksäcke inklusive Handwaschgelegenheit, Trennwand-
staufach
z Hochschrank für Sauerstoff hinten links
z Mittelkonsole zwischen Fahrer- und Beifahrersitz
z Halterungen für Vakuummatratze, Schaufeltrage und
Krankentragestuhl
z Sitze: Begleitersitz RTW 1 auf Radkasten links, Begleitersitz
RTW 3 an der Trennwand
z Deckencenter mit Infusionshalter
z Innenbeleuchtung mit Notbeleuchtung
z Hydraulischer Ambulanztisch Typ HYDROPULS Komfort
z Nottragenhalterung EN 1789 konform
z Mechanische Einstiegshilfe Schiebetür rechts
z Standheizung Luft
z Dachluke im Patientenraum
z Netzeingang 230V mit galvanischer Schutztrennung
z Zusatzbatterie mit Trennrelais
z 12V Bordstromversorgung
z Warnanlage Hänsch DBS 2000
z Funkvorrüstung Digital und Analog
z Sauerstoffinstallation. �

Der Mercedes Benz Citaro G BlueTec Hybrid: zukunfts-
orientierte Technik für Städte. ��

Hybridtechnik durch die öffentli-
che Hand ein jährliches Nachfra-
gepotential von mindestens 300
Hybrid-Omnibussen in Westeu-
ropa, mit denen Dieselverbrauch,
CO2-Freisetzung und Schad-
stoffemissionen in den Städten
drastisch reduziert werden könn-
ten. In Nordamerika hat Daimler
mit seiner Omnibusmarke Orion
schon 1 700 Hybrid-Omnibusse
im Straßenverkehr und ist damit
Weltmarkführer bei der Hybrid-
technik in Nutzfahrzeugen.

Beim Mercedes-Benz Citaro G
BlueTec Hybrid handelt es sich
um ein technologisch besonders
anspruchsvollen, seriellen Hybri-
dantrieb, der abgasfreies Fahren
im reinen Batteriebetrieb auf kur-
zen Strecken ermöglicht. DerAn-
trieb wird in einem Gelenkbus
vom Typ Citaro G eingebaut
und treibt mit vier Radnaben-
motoren Mittel- und Hinterachse
an. In dieser Kombination ist der
Hybrid-Gelenkbus einzigartig.

Hybridbus an Haltestellen, im
Stand und beim Beschleunigen
rein elektrisch agieren, ein-
schließlich einer deutlichen Redu-
zierung des Geräuschs. Den ei-
gentlichen Antrieb auf die Räder
des Citaro G BlueTec Hybrid
übernehmen vier elektrische Rad-
nabenmotoren an Mittel- und Hin-
terachse des Omnibusses. Die Ge-
samtleistung der Radnabenmoto-
ren von 320 kW ist für einen Ge-
lenkbus selbst unter schweren Ein-
satzbedingungen großzügig be-
messen.

Downsizing ist einer der
großen Vorteile des seriellen Hy-
brids im Citaro: Anstelle eines
üblicherweise im Gelenkbus ver-
wendeten großvolumigen Rei-
hensechszylindermotors mit
zwölf Litern Hubraum kommt
ein kompakterer Motor mit 4,8
Litern Hubraum zum Einsatz.
Das Motorgewicht reduziert sich
auf diesem Weg von etwa 1000
kg auf nur noch rund 450 kg. �
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Der starke tiroler Partner

TrakTorenwerk LInDner GmbH
6250 Kundl/Tirol, Tel. +43 5338 74 20-0, Fax-DW 333
www.lindner-traktoren.at

Unitrac 102 // kippbare komfortkabine, einzelradfederung, 4-rad-Lenkung, 5000 kg nutzlast, Partikelfilter,
16/16-Gang-Splittgetriebe, Front- und Heckzapfwelle, 2-kreis-Hydraulik

Mit Unitrac (im Bild) und Geotrac erzielte Lindner ein
Umsatz- und Exportplus. Foto: Lindner

Schwingungen bei Traktoren:

EU-Norm bereits
heute erfüllt

Die Modelle Unitrac und Geotrac vom Tiroler Traktoren-
hersteller Lindner sind bereits heute für die neue EU-
Richtlinie gerüstet, die Arbeitnehmer vor Schwingungen
schützen soll - Technische Highlights wie Einzelradauf-
hängung und hydraulische Federung sorgen für den
Schutz des Fahrers.

Eine neue Richtlinie der
EU, die 2002 beschlossen
wurde, hat den Schutz der
Gesundheit der Arbeitnehmer
vor Vibrationen zum Inhalt.
„Die Richtlinie regelt die täg-
lich zulässige Schwingungs-
exposition für den Fahrer und
soll insbesondere vor Rü-
ckenschmerzen und Schädi-
gungen der Wirbelsäule be-
wahren“, erläutert Hermann
Lindner. Die Richtlinie gilt ab
2007 für alle neuen Transpor-
ter in Kommunalbetrieben
und ab 2011 für bestehende
Geräte. Ab 2014 fallen alle
landwirtschaftlichen Geräte
unter die neue Richtlinie.

Für die Zukunft gerüstet

Mit Tiroler Traktoren- und
Transportertechnologie sind
Gemeinden und Landwirte
bereits heute auf der sicheren
Seite: So verfügt die Unitrac-
Serie über Einzelradaufhän-
gung und hydraulische Fede-

rung. Darüber hinaus schützt
der luftgefederte Sitz den Fah-
rer vor ungesunden Schwin-
gungen. „Das Lindner-Fede-
rungskonzept hat sich seit ei-
nem Jahrzehnt bewährt und
erfüllt bereits heute die EU-
Richtlinie.“ Aktuell sind mehr
als 1.700 Unitrac-Fahrzeuge
bei Gemeinden, Profi-Land-
wirten, Liftgesellschaften so-
wie Bau- und Transport-Un-
ternehmen im Einsatz.

Federungskomfort

Auch die neue Geotrac-Se-
rie 4 ist für die neuen Anfor-
derungen gerüstet und er-
füllt die EU-Richtlinie. „Der
124er, dessen Kommunalaus-
gabe bereits bei zahlreichen
Tiroler Gemeinden im Ein-
satz steht, ermöglicht dem
Fahrer durch seine Einzel-
radaufhängung und die luft-
gefederte Kabine höchsten
Federungskomfort bei 50
km/h“, erklärt Lindner. �

Der Lindner Geotrac erfüllt schon heute die neue EU-Richt-
linie zum Schutz von Arbeitnehmern vor Schwingungen. ��

Lindner steigert
Umsatz und Export
Traktorenhersteller mit Umsatzplus von 7 Prozent

Im Geschäftsjahr 2008/09 konnte der Tiroler Traktorenherstel-
ler Lindner Zuwächse beim Umsatz und der Exportquote ein-
fahren. „Wie geplant steigerten wir den Umsatz um sieben Pro-
zent auf rund 65 Millionen Euro“, erläutert Geschäftsführer
Hermann Lindner.
Für das laufende Wirtschaftsjahr
werde neuerlich ein Um-
satzwachstum von sieben Pro-
zent anvisiert. Lindner: „Die
Gründe für die optimistische
Prognose sind unter anderen die
verstärke Nachfrage nach Fahr-
zeugen mit technisch hochwerti-
gerAusstattung sowie der erfolg-
reiche Start unserer neuen Trak-
toren-Generation Geotrac 4.“

Mit dem Geotrac 124, dem
stärksten Modell der Firmenhi-
storie, gelang Lindner im Vor-
jahr der Einstieg ins Traktoren-
segment über 100 PS. „Seit dem
Start der Serienproduktion im
Frühjahr 2008 haben wir bereits
mehr als 200 Geotracs der Gene-
ration 4 hergestellt.“ Mit dem
neuen Geotrac 124 können nun
auch große Landwirtschaften
und Gutshöfe effizient bewirt-
schaftet werden. „Darüber hin-
aus setzen immer mehr Gemein-
den auf den neuen Geotrac,
als Ergänzung zur Unitrac-Rei-
he.“ Derzeit stehen mehr als
1.700 Unitrac-Fahrzeuge bei Ge-
meinden, Profi-Landwirten, Lift-
gesellschaften sowie Bau- und
Transport-Unternehmen im
ganzjährigen Einsatz.

Geotrac meistverkauftes
Traktoren-Modell

Im Geschäftsjahr 2008/09 ver-
ließen 1.350 Geotracs und 200
Unitrac-Transporter das Lind-
ner-Werk in Kundl. Auch im lau-
fenden Geschäftsjahr sollen
1.550 Fahrzeuge gefertigt wer-
den. Zuwächse gab es 2008/09
beim Beschäftigtenstand, der
von 202 auf 210 Mitarbeiter er-
höht wurde.

Im ersten Quartal 2009 belegte
Lindner im österreichischen

Ranking der Standardtraktoren
mit einem Marktanteil von 15
Prozent Platz zwei, bei Trakto-
ren bis 130 PS sogar Platz eins.
In den Bundesländern Tirol,
Vorarlberg und der Steiermark
ist Lindner Marktführer, in
Salzburg liegt das Tiroler Unter-
nehmen auf Platz zwei. „Mit
dem Geotrac 73 stellen wir
Österreichs meistverkauftes
Traktorenmodell, der Geotrac
93 rangiert auf Platz drei, der
neue Geotrac 124 auf dem aus-
gezeichneten fünften Platz.“

Markteintritt in Spanien
und im Baltikum im Visier

Die Exportquote des Trakto-
renherstellers, der zu 100 Pro-
zent im Besitz der Familie Lind-
ner steht, wuchs 2008/09 von 37
auf 42 Prozent. Deutschland, die
Schweiz und Frankreich waren
dabei die wichtigsten Auslands-
märkte, auch Slowenien ent-
wickelte sich positiv. „Wir
schafften darüber hinaus den
Markteintritt in Nord-Spanien,
wo die klimatischen Bedingun-
gen mit jenen in Tirol vergleich-
bar sind. Heuer visieren wir Li-
tauen und Estland als neue
Märkte an“, sagt Lindner.

Im Frühjahr 2008 wurde das
neue Lindner-Technologiezen-
trum in Kundl eröffnet, auch
heuer setzt der einzige rein öster-
reichische Traktorenhersteller
auf Innovation. „Wir werden
2009/10 fünf Prozent des Umsat-
zes in Modernisierung und Ent-
wicklung investieren“, kündigt
Lindner an. Fokus werde neben
der kontinuierlichen Weiterent-
wicklung der Fahrzeuge auch
auf die Erweiterung des Maschi-
nenparks gelegt. �

Vier bis fünf Mann fahren mit dem Multicar FUMO mit
Doppelkabine bequem zum Einsatzort und verrichten dort
verschiedenste Aufgaben. ��

Multicar FUMO mit Doppelkabine in der Grünpflege:

Der „Mannschaftswagen”
Multicar FUMO, das ist der kompakte Geräteträger und
Transporter mit den vielen Talenten. Mit nur 1,62 Metern
Breite bewältigt man mit ihm auch auf engen Fußwegen unter-
schiedlichste Aufgaben. Aufgrund der drei Anbauräume des
Multifunktions-Fahrzeuges lassen sich gleich mehrere Aufga-
ben in einem Arbeitseinsatz wirtschaftlich erledigen. Wer sei-
ne Mitarbeiter möglichst effizient einsetzen will, der wird die
Vorteile der optionalen Doppelkabine schnell erkennen.

Ein kleiner Arbeitstrupp von
vier, bis auf Kurzstrecken, auch
fünf Mitarbeitern fährt in dieser
Doppelkabine bequem zum Ein-
satzort. Wo bisher ein zweites
Transportfahrzeug nötig war,
genügt heute ein einziger FUMO
mit Doppelkabine.

Der Komfort der Space Frame-
Kabine überzeugt dabei nicht nur
den Fahrer, sondern auch die Mit-
fahrer. Die ergonomisch gestalte-
ten Sitze lassen sich leicht ver-
stellen, ermöglichen einfaches
Durchsteigen, sind dabei wider-
standsfähig und für den meist rau-
en Arbeitsalltag bestens geeignet.

Die Wirtschaftlichkeit dieser
Doppelkabine lässt sich anhand
eines Beispiels anschaulich er-
klären. Nehmen wir an, in der
Kaiserstraße ragt das Gestrüpp
der Lorbeerhecke zu sehr auf
die Gehwege und im Stadtpark
gewinnt das Unkraut die Über-
hand und muss geschnitten wer-
den. Man kann nun einen Mann
fünf Tage lang immer in die
gleiche Richtung schicken –
oder aber vier Mann einen Tag
lang zu einem gemeinsamen
Team-Einsatz.

An der Frontanbauplatte des
FUMO wird ein Frontausleger
mit einem Schlegelmähkopf von
Fiedler montiert. Eine Hecken-
schere wird als weiteres Aus-
tausch-Werkzeug auf dem serien-
mäßigen Dreiseitenkipper des
FUMO mitgenommen. Auf der
Pritsche finden daneben ein hand-
geführter Rasenmäher und weite-
re manuelle Hilfsmittel Platz.
Hinten am Fahrzeug wird außer-
dem ein Kippanhänger angekup-
pelt. Die vier Arbeiter nehmen
bequem in der Doppelkabine des
FUMO Platz und los geht´s.
Dank einer Gesamtzugleistung

von 7,5 Tonnen ist der FUMO gut
für diese Fahrt gerüstet.

Die manuellen Arbeitsgeräte
werden von der Pritsche genom-
men. Der FUMO fährt in Schritt-
geschwindigkeit an der zu
mähenden Grünfläche entlang.
Der Fahrer steuert den hydrauli-
schen Frontausleger mit Schle-
gelmähkopf bequem aus dem
Fahrzeug heraus und hat durch
die abgerundete Panorama-Front-
scheibe und die weit herunterge-
zogenen Seitenfenster besten
Blick auf Gerät und Grünfläche.
Das Unkraut direkt um die Bäu-
me und Parkbänke herum wird in
der gleichen Zeit von den anderen
Mitarbeitern mit den manuellen
Arbeitsgeräten gemäht.

Innerhalb weniger Minuten
wird der Schlegelmäher am Fied-
ler Frontausleger durch die
Heckenschere ausgetauscht. Der
Fahrer fährt auch hier in Schritt-
geschwindigkeit an der Hecke
entlang und steuert die Hecken-
schere einfach aus der Kabine
heraus. Das Schnittgut wird auf
den mitgeführten Anhänger gela-
den und auf dem Rückweg direkt
am Häckselplatz abgeladen.

Durch mehr als 100 verschie-
dene Vor- undAnbauten lässt sich
ein Multicar für vielfältige Auf-
gabengebiete wie Mäharbeiten,
Straßenreinigung, Straßen- und
Wegebau, Bewässerung von Gar-
ten- und Grünanlagen, für den
Winterdienst und vieles mehr
schnell und komfortabel umrü-
sten. Wie alle Multicar-Baurei-
hen, so wird auch der FUMO mit
Doppelkabine serienmäßig mit
Euro 4-Motor ausgeliefert und
darf die grüne Plakette tragen.
Damit hat er auch in ausgewiese-
nen Umweltzonen an 365 Tagen
im Jahr freie Fahrt. �

demopark + demogolf 2009 in Eisenach:

Das Branchenereignis des Jahres
Vom 21. bis 23. Juni 2009 öffnet die Freilandausstellung demopark
+ demogolf zum sechsten Mal ihre Tore.Auf über 250.000 qm wird
in Eisenach auch in diesem Jahr das komplette Maschinenpro-
gramm für die Grünflächenpflege, den Landschafts- sowie den
Sport- und Golfplatzbau zu sehen sein. Damit handelt es sich um
die größte Freilandausstellung ihrerArt in Europa.

Der Messestandort auf dem
Flugplatzgelände Eisenach-Kin-
del hat sich bei Ausstellern wie
Besuchern bestens etabliert, so
dass die Ausstellungsfläche be-
reits vollständig ausgebucht ist.

Rund 370 Aussteller sowie deut-
lich vergrößerte Standflächen zei-
gen, dass die demopark + demo-
golf mittlerweile als das Branche-
nereignis des Jahres gilt.

Nach der erfolgreichen Premie-
re vor zwei Jahren wird die de-
mogolf wieder ein umfangreiches
Angebot rund um die Golfplatz-
technik bereitstellen. Greenkee-
per können auf eigens angelegten
Grünflächen Golfplatzpflegema-
schinen verschiedener Hersteller
im praktischen Einsatz sehen.
Vom Fairway-Mäher über die
Projektplanung bis zum Zubehör
erstreckt sich die große Bandbrei-
te an Golfplatzbedarf, die von 58
Ausstellern präsentiert wird. Die
Ausstellungsbereiche demopark
und demogolf ergänzen sich in
idealer Weise, zumal sie fließend
ineinander übergehen.

Auf der demopark wird das ge-
samte Spektrum an Maschinen
für den Garten- und Landschafts-
bau sowie die Grünflächenpflege
vertreten sein, um den Besuchern
einen umfassenden Überblick für
ihre Kaufentscheidung geben zu
können. Nochmals erweiterte
Ausstellungs- und Demonstrati-
onsflächen machen das Maschi-
nenangebot größer denn je. Inno-
vationen und Weiterentwicklun-
gen erwarten den Besucher in al-
len Produktsegmenten. Zu den

größten Bereichen gehören die
Grünflächenpflege und die Kom-
munaltechnik. Mit einer wach-
senden Zahl von internationalen
Ausstellern aus 14 Ländern ent-
wickelt sich die demopark + de-
mogolf zum europäischen Treff-
punkt der Garten- und Land-
schaftsbauer.

Vielfältige Angebote

Eine klare und übersichtliche
Gliederung kennzeichnet das
über 250.000 Quadratmeter gro-
ße Ausstellungsgelände. Kurze
Wege und vielfältige Angebote
machen den Besuch der Ausstel-
lung zu einem entspannten Erleb-
nis. Unmittelbar neben dem Mes-
segelände stehen den Besuchern
kostenfreie Parkplätze zur Verfü-
gung. Für Bahnreisende wird ein
kontinuierlicher Bustransfer vom
ICE-Bahnhof Eisenach zur de-
mopark + demogolf bereitge-
stellt. Mit der Eintrittskarte erhält
der Besucher außerdem einen
kompakten Ausstellungskatalog.

Die konsequente Gliederung nach
Produktsegmenten macht ihn zu
einem unverzichtbaren Wegwei-
ser auf dem Messegelände und
zur wertvollen Informationsquelle
nach derAusstellung.Auf großzü-
gigen Wegen sind alle Messestän-
de bequem zu erreichen. Als be-
sonderen Service wird auch in
diesem Jahr wieder eine Messe-
bahn angeboten, die auf dem
Gelände hin- und herpendelt.

Erneut wird es auf der demo-
park + demogolf eine zentrale Prä-
sentation von Neuheiten geben.
Die innovativsten Maschinen und
Geräte werden von einer Jury mit
Gold- und Silbermedaillen ausge-
zeichnet und im Rahmen einer
großen Neuheiten-Schau erstmals
der Öffentlichkeit vorgestellt.
Zahlreiche Neuheiten und Pro-
duktverbesserungen sind bereits
angekündigt, wobei dasAlleinstel-
lungsmerkmal und damit die At-
traktivität der demopark + demo-
golf maßgeblich darin begründet
liegt, dass Neuentwicklungen in
der Praxis vorgeführt werden. �
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SüdWasser GmbH:

Synergieeffekte sinnvoll nutzen
Die kommunale Trinkwasserver- und Abwasserentsorgung im
Freistaat stellt die Kommunen vor immer neue Herausforde-
rungen. Die SüdWasser GmbH, ein Unternehmen der E.ON
Bayern AG, Regensburg, bietet hier umfangreiche Dienstlei-
stungen an. Über deren Leistungsspektrum sprach die GZ mit
Johannes Schneider, Geschäftsführer Technik und Vertrieb.
GZ: Herr Schneider, Sie sind
Geschäftsführer der SüdWas-
ser GmbH. Inzwischen arbei-
ten Sie mit mehr als 70 Kom-
munen zusammen. Warum
haben sich Ihre Partner für
Ihr Haus entschieden?

Schneider: Die kommunale
Trinkwasserver- und Abwasser-
entsorgung in Bayern unterliegt
einem permanenten Optimie-
rungsprozess. Steigende Anfor-
derungen an die Qualität, neue
Vorgaben für Organisation und
Qualifikation des Personals so-
wie das notwendige hohe Niveau
der technischen Ausstattung der
Ver- und Entsorgungsunterneh-
men stellen alle Kommunen
ständig vor neue Aufgaben.

Zusammen mit dem leistungs-
fähigen Partner SüdWasser ist es
für viele, insbesondere kleinere
Kommunen möglich, diesen Her-
ausforderungen zu begegnen,
Synergieeffekte sinnvoll zu nut-
zen um auch in Zukunft ihren
Bürgerinnen und Bürgern Was-
ser in bester Qualität zu liefern
und die Abwasserentsorgung auf
einem technisch hohen Niveau
sicherzustellen.

GZ: Wie sieht das Leis-
tungsspektrum des Unter-
nehmens aus?

Schneider: Die SüdWasser ist
ein Dienstleistungsunternehmen.

Die Beratung und Unterstützung
unserer Partner bis hin zum ver-
antwortlichen Betrieb der kom-

munalen Anlagen stehen im Vor-
dergrund.

Über den Anlagenbetrieb mit
kommunalem und/oder eigenem
Personal hinaus berät SüdWas-
ser auch die Eigentümer der
Wasserver- und Abwasserentsor-
gungsanlagen und deren Planer
bei Erweiterung, Umbau und
Betrieb, um Lösungsvorschläge
bereits im frühen Stadium opti-
mal umsetzen zu können.

GZ: Die technischen, be-
triebswirtschaftlichen und or-
ganisatorischen Anforderun-
gen an kommunale Wasser-
versorgungs- und Abwasserbe-
seitigungsunternehmen wach-
sen ständig. Wie qualifiziert
sind Ihre Mitarbeiter? Und
wie sieht es mit der Weiterbil-
dung aus?
Schneider: SüdWasser verfügt
neben einer modernen techni-
schen Ausstattung über ein
hochmotiviertes Team fachkun-
diger Mitarbeiter - von der
Fachkraft für Wasserversor-
gungs- bzw. Abwassertechnik
(früher Ver- und Entsorger) über
den Wasser-/Abwassermeister
bis hin zum Ingenieur. Ständige
qualifizierte Weiterbildungsmaß-
nahmen sind für uns eine Selbst-
verständlichkeit.

GZ: Die SüdWasser GmbH
ist ein Unternehmen von E.ON
Bayern. Es gibt Kommunalpo-
litiker, die befürchten, dass ei-
ne Geschäftbeziehung mit die-
sem Unternehmen zu einer
Privatisierung des sensiblen
Wasserbereichs führen würde,

die wiederum eine Verschlechte-
rung der bisher in Bayern aus-
gezeichneten Trinkwasserqua-
lität nach sich ziehen könnte.

Schneider: Das Gegenteil ist
der Fall. Im Rahmen unseres
breit gefächerten Leistungs-
spektrums bietet SüdWasser
den Kommunen umfangreiche
Dienstleistungen an. Wir stellen
unser Fachwissen und unsere
langjährigen Betriebserfahrun-
gen unseren Partnern zur Verfü-
gung. Damit tragen wir dazu bei,
die Eigenständigkeit und einen
verlässlichen Kostenrahmen zu
sichern. Ein Blick auf die Refe-
renzliste zeigt, dass dieses Kon-
zept mit einem modernen Dienst-
leistungsportfolio große Akzep-
tanz bei Kommunen in ganz Bay-
ern findet.

GZ: Es gibt Kommunen, die
die technische und/oder kauf-
männische Betriebsführung

Johannes Schneider
Geschäftsführer

Technik und Vertrieb

Beruflicher Werdegang:
z Umweltberater Landrats-
amtAnsbach
z Abteilungsleiter Recyc-
ling Entsorgungswirtschaft
z Vertriebsmitarbeiter FÜW
(heute N-ERGIE)
z Vertriebsleiter, später Pro-
kurist GAW (Recon/Bayern-
werk)
z seit 2002 Geschäftsführer
SüdWasser (E.ONBayern).�

ihres Wasser- und Abwasser-
bereichs an ein professionelles
Unternehmen delegieren möch-
ten. Was passiert mit guten
Mitarbeitern, die teilweise
schon über viele Jahre bei der
Kommune angestellt sind?

Schneider: Niemand muss um
seinen Arbeitsplatz fürchten. Im
Rahmen unserer Dienstleistun-
gen bleiben die Kolleginnen und
Kollegen Angestellte der Kom-
munen. Lediglich die technische
Verantwortung für den Betrieb
wird durch erfahrene Ingenieure
der SüdWasser übernommen.
Dort wo es notwendig und sinn-
voll ist, ergänzen wir den Betrieb
mit eigenem Personal.

GZ: Wäre es auch denkbar,
einen Bereitschafts- und Ent-
störungsdienst bei Ihnen zu
buchen? Übernehmen Sie
auch Urlaubs- und Krank-
heitsvertretungen?

Schneider: SüdWasser verfügt
zwischenzeitlich über ein bay-
ernweites Netz an Partnern. Un-
sere Mitarbeiter sind hochmoti-
viert und wohnen in der Fläche,
so dass wir nahezu überall in
Bayern in der Lage sind auch
derartige Dienstleistungen anzu-
bieten, sofern es der kommunale
Partner wünscht.

GZ: Wie sieht es mit einer
Referenzliste aus? Bei welchen
Städten und Gemeinden kön-
nen sich Kolleginnen und Kol-
legen aus der kommunalen Fa-
milie nach Ihren Dienstleistun-
gen erkundigen?

Schneider: Interessierten
Kommunen stellen wir gerne un-
sere umfangreiche Referenzliste
zur Verfügung. Wir haben Part-
ner in allen Regionen Bayerns,
die immer gerne über die Qua-
lität unserer Zusammenarbeit
Auskunft geben. �

Technische Zusammenarbeit zwischen Bayern und dem rumänischen Banat:

Hilfe bei der Wasserversorgung
Die Bewohner von Temeswar, der wichtigsten Stadt des Banat
im Westen Rumäniens, sind noch heute stolz darauf, dass hier
vor 125 Jahren Europas erste dauerhafte elektrische Straßenbe-
leuchtung erstrahlte. Damals war Temeswar für die Siedler aus
dem Rheinland und der Pfalz, aus Lothringen, Franken und
Bayern, die als „Banater Schwaben“ diesen Landstrich zur
Kornkammer des k. u. k. Kaiserreichs machten, zum wirtschaft-
lichen und kulturellen Zentrum geworden.

Dass die Stadt diese mitteleu-
ropäische Geschichte immer
noch lebt und pflegt, wurde einer
von Bürgermeister Hep Monatze-
der angeführten Münchner Dele-
gation auf Schritt und Tritt deut-
lich. Das Deutsche ist hier immer
noch präsent, auch wenn die Stadt
seit 1920 zu Rumänien gehört
und offiziell Timisoara heißt.
Heute gehört sie zu den wichtig-
sten in Rumänien. Den Münch-
nern, die vor acht Jahren bereits
ausrangierte Trambahnen nach
Temeswar gebracht hatten, ging
es diesmal vor allem darum, Un-
terstützung bei der Sanierung des
Kanalnetzes und der Wasserver-
sorgung zu leisten. Beide stam-
men noch aus der k.u.k.-Ära.

Ilie Vlaicu, der visionäre Chef
des Temeswarer Wasserversor-

gers Aquatim, zeigte den Münch-
nern in seiner Firmenzentrale an-
lässlich des Tags des Wassers
stolz die historischen Fotos von
1912, als die ersten Abwasser-
rohre verlegt wurden. Zwei Jahre
später war auch die Trinkwasser-
leitung fertig. Gegenwärtig wird
das Klärwerk von einer deut-
schen Firma komplett in eine
moderne Anlage umgebaut.

Robert Schmidt, der Technische
Werkleiter der Münchner Stadt-
entwässerung, kennt die alten und
die neuen Anlagen von früheren
Besuchen gut und hat vor einiger
Zeit auch zwei kleine Pilotanlagen
von der Isar an die Bega gebracht,
durch die im Kleinen studiert wer-
den kann, wie moderne Abwas-
sertechnik funktioniert. Das wer-
den die rumänischen Kläran-

lagen-Techniker demnächst auch
im Rahmen jener Kurse lernen
können, die von der deutsch-
rumänischen Stiftung „Aquade-
mica“ angeboten werden.

Es war das eigentliche Ziel die-
ser Reise, das Abkommen zur
Gründung dieser Stiftung zu un-
terzeichen, die landesweit Impul-
se setzen und Bestandteil eines
nationalen Umweltkompetenz-
Zentrum mit Schwerpunkt Was-
serwirtschaft werden soll. Die
Gründungsurkunde wurde im
Großen Sitzungssaal des Temes-
warer Rathauses unter reger Teil-
nahme der einheimischen Me-
dien unterzeichnet. Stifter sind
die Stadtwerke von Temeswar
(Aquatim) und die Münchner
Stadtentwässerung (MSE).

Das Münchner Engagement
hat neben dem Ausbau gut nach-
barschaftlicher Beziehungen vor
allem auch das Ziel, die Umwelt
zu schonen, an der besonders in
kommunistischer Zeit Raubbau
betrieben wurde. Für die Münch-
ner Stadtentwässerung entsteht, so
Schmidt, der Nebeneffekt, dass
Spezialisten der MSEAuslandser-
fahrung sammeln und danach
kompetent mitreden können,
wenn es - etwa in Brüssel - darum
geht, neue Verordnungen und Ge-
setze zu verabschieden. Anderer-
seits wird auf diese Weise auch
ein interessanter Absatzmarkt für
deutsche und auch bayerische
Firmen vorbereitet, die in der
Klärtechnik an der Weltspitze zu
finden sind.

Zweites Ziel der Reise war der
Landkreis Karasch-Severin mit
dem Semenic-Gebirge oberhalb
der einstigen Hüttenstadt Reschitz.
Das integrierte Planungskonzept
„Modellregion Banat“, das auch
diese Gebirgsregion einschließt,
wurde nun, als Partnerschaft zwi-
schen Bayern und den rumäni-
schen Kreisen Temesch und Ka-
rasch-Severin, während der Reise
offiziell besiegelt. Vorrangig geht
es darum, die planerischen Grund-
lagen modellhaft auch für den
ländlichen Raum zu schaffen, dass
diese Region umwelt- und land-
schaftsschonend entwickelt wird,
etwa durch den Ausbau der Trink-
wasserversorgung im ländlichen
Raum. Hier engagieren sich eben-
falls die MSE zusammen mit der
aquaKomm (eine Tochter der
Stadtwerke München, Augsburg
und der MSE), RMD-Consult und
die COPLAN AG. Als weitere
Fachberater sind Mandatsträger
aus bayerischen Gemeinden mit
ihrem praktischen Erfahrungs-
schatz eingebunden.

Zudem soll die Region durch ei-
nen sanften Tourismus auch für
Gäste aus dem Ausland attraktiv
werden. Die Erschließung neuer
touristischer Ressourcen ist mit
den Anforderungen von Natur-
und Gewässerschutz in Einklang
zu bringen. Dazu soll eine Unter-
stützung im Aufbau von „Good
Governance“ Strukturen gegeben
werden. Köstner/Schuchardt

Diringer & Scheidel baut
Schlauchliner in Erlangen ein

Fast vier km schadhafte Kanäle hat die Diringer & Scheidel
Rohrsanierung GmbH&Co. KG im vergangenen Jahr im Auf-
trag des Entwässerungsbetriebs der Stadt Erlangen mit
Schlauchlinern saniert. Bei dem Verfahren wird ein werkseitig
mit Polyesterharz getränkter Nadelfilzschlauch im Kühltrans-
porter zur Einbaustelle geliefert, über einen Inversionsturm in
die zu sanierenden Haltungen eingebaut, danach mit Wasser-
druck formschlüssig an die Rohrwandung angepasst und
anschließend mit Warmwasser ausgehärtet. Das Ergebnis ist
ein Produkt, dessen Standard und Qualität allen Anforderun-
gen in punkto Dichtheit, statischer Tragfähigkeit und hydrau-
lischem Abflussverhalten gerecht wird.

Zu den weiteren nennenswerten
Vorteilen dieses Verfahrens zählt
neben der sehr kurzen Einbauzeit
der Umstand, dass im Gegensatz
zu Sanierungsmaßnahmen in of-
fener Bauweise Aufgrabungen
weitestgehend entfallen – eine
wichtige Voraussetzung vor allem
für Arbeiten in verkehrstechnisch
stark frequentierten Bereichen wie
der ErlangerAltstadt.

Ganzheitliches System

„Die im Zuge der „Kanalsanie-
rung 2008 Erlangen“ ausgeführ-
ten Arbeiten sind Bestandteil des
vorliegenden baulichen Sanie-
rungskonzeptes der Stadt“, erläu-
tert Christian Mayer, Entwässe-
rungsbetrieb der Stadt Erlangen,
Bereich Kanalbau. Nach einer
festgelegten Prioritätenfolge kon-
zentrierten sie sich in den Berei-
chen Altstadt, Zollhaus und Alter-
langen. In diesen Gebieten wur-
den Haltungen mit Rohrquer-
schnitten von DN 250 bis DN 500
in geschlossener Bauweise mit
dem Schlauchliningverfahren sa-
niert und dabei auch rund 580
Hausanschlüsse saniert.

Festgestellt wurden die Mängel
in den betroffenen Kanalteil-
stücken bei den turnusmäßigen
Kamerabefahrungen, die im Zuge
der Eigenüberwachungsverord-
nung (EÜV) durchgeführt wer-
den. „Neu am ganzheitlichen Sa-
nierungskonzept ist unter ande-
rem der Umstand, dass im Stadt-
gebiet nicht mehr wie früher „par-
tiell“, son-dern haltungsweise in-
standgesetzt wird“, erklärt Christi-

an Mayer. Mit diesem Ansatz sol-
len Kosten gespart werden. Des-
halb werden die bei den Kamera-
befahrungen erfassten Schäden –
rund 400 km des städtischen Ka-
nalnetzes sind bereits untersucht –
in einer Datenbank zusammenge-
fasst und in Schadensklassen von
1 bis 5 eingeteilt. Anschließend
werden die Prioritäten für die an-
stehenden Sanierungsmaßnah-
men mit einer farbigenAbstufung
gekennzeichnet. „Erwähnenswert
ist in diesem Zusammenhang,
dass die Tiefbaumaßnahmen mit
den Bauvorhaben der anderen
städtischen Dienststellen abge-
stimmt werden“, so Mayer weiter.
„Auf diese Weise verhindern wir,
dass zum Beispiel ein gerade neu
gepflasteter Platz nach nur kurzer
Zeit erneut von Bauarbeiten in
Mitleidenschaft gezogen wird.“

Einschränkungen auf
ein Minimum reduziert

Die gesamten Sanierungsmaß-
nahmen inklusive aller vorberei-
tenden Maßnahmen und Nachar-
beiten sollten nach Vorgaben des
Auftraggebers in der Zeit von
Mitte April bis Ende September
abgewickelt werden. Der eigentli-
che Einbau der Inliner hat dabei
jedoch nur ca. 2 bis 3 Wochen im
Juni in Anspruch genommen, so
dass die Verkehrsbehinderungen
und Einschränkungen der Anlie-
ger durch die Baustelleneinrich-
tungen sehr kurz gehalten werden
konnten. Das gute Einvernehmen
mit den betroffenen Bürgern ist
Bauleiter Mayer dabei ein beson-

deres Anliegen. Diese werden im
Vorfeld durch städtische Mitarbei-
ter und 1 bis 2 Tage vor Beginn
der Bauarbeiten noch einmal
durch das ausführende Unterneh-
men angesprochen und infor-
miert. Vor dem Einbau des
Schlauchliners sind dann wichtige
Vorarbeiten auszuführen. „Hierzu
zählen unter anderem die Vorbe-
reitung der Haltungen mit dem
KA-TE-Roboter, einem hydrauli-
schen Fräsroboter, der den Kanal
von einragenden Scherben oder
Ablagerungen und anderen Hin-
dernissen befreit“, erklärt Dipl.-
Ing. (FH) Daniel Korczinski, Bau-
leiter, Diringer & Scheidel Rohr-
sanierung GmbH&Co. KG, NL
Nürnberg. Im gleichen Arbeits-
gang werden noch einmal Lage
und Position der vorhandenenAb-
zweige bzw. Stutzen ermittelt, um
sie nach Einzug und Aushärten
des Liners problemlos mit dem
Fräsroboter öffnen zu können.
Nach dem Einbau des Preliners
kann dann der für die jeweilige
Haltung maßgeschneiderte Nadel-
filzschlauch in das beschädigte
Rohr inversiert werden.

Formschlüssig angepasst

Beim sog. letzten Schuss der
Sanierungsmaßnahme, einer Hal-
tung inAlterlangen, wurde der ge-
tränkte Schlauchliner vom Lkw
über ein Förderband gleichmäßig
und materialschonend auf den In-
versionsturm geführt, durch einen
Stahltrichter geleitet und anschlie-
ßend vor der zu sanierenden Hal-
tung positioniert. Nach Aufbau
des entsprechenden Überdrucks
wurde das geharzte Material
durch Wasserdruck in den Kanal
inversiert. „Der Druck der Was-
sersäule sorgt dann dafür, das sich
der Inliner aufweitet und form-
schlüssig an die Wandung des
alten Kanals anpasst“, so Korc-
zinski weiter. Nach der vollständi-
gen Auskleidung der Haltung
wurde das Wasser erwärmt, um
den Schlauchliner auszuhärten.

Weiterbildung des Personals von Abwasseranlagen:

Geschulte Mitarbeiter für
moderne Abwassertechnik
Seit 1946 wurden in Bayern etwa 32 Milliarden Euro in kommuna-
le Abwasseranlagen investiert. Die Länge der Kanäle liegt bei
86.000 Kilometern. Diese Einrichtungen können nicht ohne qualifi-
ziertes Personal betrieben werden: Das Betriebspersonal benötigt
regelmäßige Fortbildung. Um alle Aufgaben der kommunalen Ab-
wasserentsorgung erfüllen zu können, sind durchschnittlich 0,6Ar-
beitskräfte je 1.000 Einwohnernotwendig. Damit ergibt sich in Bay-
ern ein Personalbestand von rund 7.800 Beschäftigten. Hier drängt
sich die Frage auf: Kann es sich ein kommunalerBetrieb leisten, sei-
ne Mitarbeiter nicht ständig weiterbilden zu lassen? Wie anders
können sie mit der technischen Entwicklung Schritt halten?

DieAbwasseranlagen sind heu-
te fast schon technische Wunder-
werke geworden. Nach den Aus-
wertungen aktueller Benchmar-
king-Projekte besuchen die Mitar-
beiter einer Abwasseranlage drei
Fortbildungstage pro Jahr. In einer
Empfehlung der OECD werden
fünf Fortbildungstage genannt,
um das Personal in wirtschaftli-
cher Betriebsführung und Um-
weltschutz zu schulen.

Manche Bürgermeister messen

den Abwasseranlagen nur gerin-
gen Stellenwert bei. Liegt es
vielleicht auch daran, dass man
mit den Abwasseranlagen we-
nig „Staat machen“ kann? Wenn
die gewaltigen Investitionen im
Boden „verschwunden“ sind,
sieht man nichts mehr davon
und Gebühren muss der Bürger
dafür auch noch zahlen. Eine
gezielte Öffentlichkeitsarbeit
muss die Bürger über ihr Eigen-
tum an der Abwasserbeseiti-
gung informieren.

Zur ständigen Weiterbildung
des Betriebspersonals und der
Führungskräfte in der Verwaltung
von Abwasseranlagen bietet der
Fachverband DWAAngebote von
Praktikern für Praktiker. Als Hilfe
zur Selbsthilfe wird bei den Ka-
nal- und Kläranlagen-Nachbar-
schaften fachlicher Austausch für
die Mitarbeiter von Kanalbetrieb
und Kläranlage geboten. Bürger-
meister sollten auch am Ver-
gleichsprojekt „Benchmarking
Abwasser Bayern 2009“ teilneh-
men. Es ist von den kommunalen
Spitzenverbänden, der DWA und
dem Bayerischen Umweltmini-
sterium initiiert worden. IBST

Das Ergebnis ist ein Produkt,
dessen Standard und Qualität
allen Anforderungen eines
Schlauchliners entspricht. Auf-
grund der bei der Sanierung einge-
setzten Verfahrenstechnik ist es
für den Sanierungserfolg von er-
heblicher Bedeutung, dass die Sa-
nierungsunternehmen geeignete
Maßnahmen zur Qualitätssiche-
rung durchführen und diese
durch unabhängige Zertifizie-
rungen gegenüber dem Auftrag-
geber nachweisen“, stellt Chri-
stian Mayer fest. Anforderun-
gen, die sowohl das Unterneh-
men als auch das eingesetzte
Verfahren erfüllen. �
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Moosburger Umwelttechnikforum:

„Effizienz auf Kläranlagen“
Das zweite Moosburger Umwelttechnikforum, das unter dem
Motto „Effizienz auf Kläranlagen“ stand, war ein voller Er-
folg. Die beiden Veranstalter, das Bayerische Institut für Um-
welt- und Kläranlagentechnologie Biukat e.V. und die Bayeri-
sche Verwaltungsschule, konnten in der Stadthalle über 160
Teilnehmer und 25 Fachaussteller begrüßen.

Wie der Vorsitzende des
Bayerischen Instituts für Um-
welt- und Kläranlagentechnolo-
gie (Biukat), Dr. Josef Hofmann,
in seiner Begrüßung hervorhob,
sind im Gegensatz zur derzeit tru-
delnden Finanzwirtschaft bei der
Abwasserreinigung Nachhaltig-
keit und Effizienz wichtige Vor-
gaben, die bei den kommunalen
Kläranlagenbetreibern seit Jahren
umgesetzt werden. Außerdem sei
die im Grundgesetz verankerte
Verpflichtung zum Umwelt-
schutz nur mit einem starken
Staat machbar, der sich nicht aus
der Verantwortung zurückzieht,
sondern von seinen Kläranlagen-
betreibern hohe Effizienz bei der
Abwasserreinigung durch klare
rechtliche Vorgaben und konse-
quente Überwachung dieser Vor-
gaben einfordert.

Beitrag zur Nachhaltigkeit

Leitender Baudirektor Erich
Englmann, Referatsleiter im
Bayerischen Umweltministeri-
um, betonte, dass die Effizienz
von Kläranlagen einen wichtigen
Beitrag zur Nachhaltigkeit leiste.
Dazu sind aus seiner Sicht mehre-
re zukünftige Handlungsfelder
anzugehen, wie etwa die Erster-
schließung von bisher nicht ent-
sorgten Ortsteilen, die Nachrü-
stung der Kläranlagen auf den
Stand der Technik und auf weiter-
gehende Anforderungen, die Er-
tüchtigung und Erneuerung be-
stehender Kläranlagen, die
Durchführung von Energieanaly-
sen auf Kläranlagen und die deut-
liche Steigerung der Energieeffi-
zienz, die Anwendung neuer
Technologien sowie die inter-
kommunale Zusammenarbeit.

Rohstoffquelle

In einem Dutzend Fachvorträ-
gen wurden dem Fachpublikum,
das vorwiegend von kommunalen
Kläranlagenbetreibern und Inge-
nieurbüros stammte, interessante
Informationen aus den Bereichen
Abwasserreinigung, Kofermenta-
tion und Energienutzung sowie
Klärschlammentsorgung gebo-
ten. Dass Abwasser und Klär-
schlamm nicht nur aufwändig ent-
sorgt werden müssen, sondern
auch als Rohstoffquelle dienen
können, zeigten mehrere Beiträge.

So wurde ein Verfahren zur
Phosphatrückgewinnung aus dem
Abwasser vorgestellt, was die
Kläranlage bei der Abwasserrei-
nigung zur „Düngemittelfabrik“
werden lassen könnte. Mittels
moderner Technologien soll die
Energieeffizienz einer Kläranlage
wesentlich verbessert werden.

Die Vorstellungen gingen so-
weit, dass Kläranlagen als Strom-
und Wärmelieferanten dienen
könnten. Wichtige Rolle spielt
hierbei eine bessere Gasausbeute
aus dem Klärschlamm in Faultür-
men, die auch Lebensmittelabfäl-
le zur Gasproduktion verwenden
könnten. Mittels einer Brennstoff-
zelle, über die als einzige in Bay-
ern die Moosburger Kläranlage
verfügt, wird mit dem Faulgas
Methan Strom gewonnen. Dies
wird zunehmend bedeutender,
weil die Ausbringung von Klär-
schlamm auf Feldern auf geringe-
re Akzeptanz stößt.

Weniger bekannt dürfte indes
die Tatsache sein, dass ausge-
schiedene Arzneimittelrückstän-
de zunehmend die Umwelt bela-
sten und über das Trinkwasser zu
einer Gefahr für den Verbraucher
werden könnten. Auch für dieses
Problem wurde ein Verfahren
vorgestellt, mit dem die Rück-
stände günstig aus demAbwasser
entfernt werden können. DK

Bayerischer Städtetag / Bezirksversammlung Mittelfranken:

Schub in Krisenzeiten
Im Freilandmuseum Bad Windsheim fand die jüngste Bezirks-
versammlung Mittelfranken des Bayerischen Städtetags statt.
Unter der Leitung des Bezirksvorsitzenden, Fürths Oberbür-
germeister Thomas Jung, standen die Vorstellung des Eu-
ropabüros der bayerischen Kommunen in Brüssel, das Kon-
junkturpaket II sowie die Ergebnisse des kommunalen Bil-
dungsgipfels auf der Tagesordnung.

„Das Konjunkturpaket II und
die entsprechenden bayerischen
Verwaltungsvorschriften bieten
keinen Anlass zur Euphorie“,
betonte der Vorsitzende des
Bayerischen Städtetags, Ober-
bürgermeister Hans Schaidin-
ger. Nach Schätzungen können
rund 500 Projekte bedacht wer-
den. Rein rechnerisch komme
damit nur jede vierte Gemeinde
zum Zug. Andererseits stehe mit
rund 1 Milliarde Euro Bundes-
mittel, zu denen noch rund 125
Millionen Euro Landesmittel
sowie 125 Millionen Euro eige-
ne kommunale Mittel kommen,
ein hoher Betrag für Investitio-
nen zur Verfügung. „Damit kön-
nen wir in Krisenzeiten mit
kommunalen Investitionen der
Konjunktur einen Schub ge-
ben“, so der Verbandschef.

Mehr Flexibilität erhofft

Schaidinger bedauerte, dass
die Staatsregierung das Kon-
junkturpaket weitgehend auf die
energetische Sanierung konzen-

triert hat: „Da hätten wir uns
mehr erwartet. Wir hätten uns
auch mehr Flexibilität erhofft.
Die Verhandlungen um die Aus-
gestaltung dieser Richtlinien er-
innerten an die Echternacher
Springprozession: Kaum hatten
wir in den Verhandlungen mit
der Bayerischen Staatsregie-
rung drei Schritte vor gewagt,
um einfachere Regelungen bei
der Mittelvergabe durchzuset-
zen, sprangen staatliche Beden-
kenträger gleich wieder zwei
Schritte zurück, um doch wie-
der neue Auflagen zu formulie-
ren und schärfere Kontrollme-
chanismen einzubauen.“

Tragfähiges Ergebnis

Ein vereinfachtes pauscha-
liertes Verfahren wollte der
Freistaat zum Leidwesen der
Städte nicht zulassen. Aber ins-
gesamt bezeichnete der Vorsit-
zende das Ergebnis als tragfähig
– nicht zuletzt dank der vom
Bayerischen Städtetag erreich-
ten Änderungen. Jetzt könne die

energetische Sanierung auch bei
einer Generalsanierung oder ei-
nem Ersatzneubau gefördert
werden.

Enge zeitliche Vorgaben

Allerdings, so räumte Schai-
dinger ein, hemme die Be-
schränkung auf die energetische
Sanierung von Gebäuden weite-
re kommunale Investitionen
und somit eine breite konjunk-
turelle Auswirkung: „Ursprüng-
lich hatte der Bund mit dem
Konjunkturpaket den Kommu-
nen bewusst eine breite Palette
eröffnet, wonach über das ener-
getisch Notwendige hinaus wei-
tere Baumaßnahmen förder-
fähig gewesen wären. Der Frei-

staat hat aber leider das Pro-
gramm letztlich so verengt, dass
hauptsächlich Ausbaugewerbe,
Fensterbauer und Dämmstoff-
produzenten vom Konjunktur-
paket profitieren.“ Auch seien
die zeitlichen Vorgaben so eng,
dass größere Neubauprojekte
kaum mehr machbar sind. Zur
Anrechnung staatlicher Investi-
tionen, etwa in Universitäten
oder Hochschulen, auf kommu-
nale Projekte aus dem Konjunk-
turpaket, meinte Schaidinger:
„Soweit Mittel in staatliche Pro-
jekte fließen, erwarten wir, dass
diese nur in bescheidenem Um-
fang angerechnet werden.“

Wichtiger Finanzimpuls

Regierungspräsident Dr. Tho-
mas Bauer, der über das Kon-
junkturpaket II in Mittelfranken
informierte, wies darauf hin, dass
die Gesamtinvestitionen in Mit-
telfranken von 195 Millionen Eu-

Probierten das Puzzle im Amtszimmer des OB im Alten
Rathaus gleich aus: Handwerkskammerpräsident Hans Stark,
Landrat Herbert Mirbeth, Hauptgeschäftsführer Toni Hinter-
dobler, Oberbürgermeister Hans Schaidinger und Bürgermei-
ster Gerhard Weber (von links). Bild: osr

40 Handwerksberufe in
einem Puzzle „versteckt“

Handwerkskammer beschenkt Kindergärten
in Stadt und Landkreis Regensburg

Regensburg. (osr) Spielerisch können Kinder in der Stadt und im
Landkreis Regensburg künftig das Handwerk in all seinen Facet-
ten kennen lernen. 250 Puzzles lieferte die Handwerkskammer
für die rund 130 Kindergärten imAlten Rathaus an. Ein Künstler
hat in den 200-Teile-Puzzles 40 der über 130 Ausbildungsberufe
des Handwerks in einer Stadtsituation „versteckt“.

Die Handwerkskammer möch-
te damit bereits kleinere Kinder
auf die verschiedenen Hand-
werksberufe im täglichen Um-
feld aufmerksam machen, sagte
Kammerpräsident Hans Stark.
Er hoffe, dass sich Kinder da-
durch ein wenig mehr mit der
Realität und dem Handwerk be-
fassen. Immerhin sei das Hand-
werk eine Voraussetzung dafür,
dass Industriebebtriebe über-
haupt arbeiten könnten. Puzzles
seien anerkannte Lernmedien,
weshalb der Freistaat dieses Pro-
jekt fördere.

Stadt des Handwerks

OB Hans Schaidinger nannte
es eine wichtige Aktion, frühzei-
tig bei Kindern Verständnis dafür
zu wecken, wie wichtig das
Handwerk ist. Da Regensburg
meist mit Industrieunternehmen
in Verbindung gebracht werde,
machte er deutlich, dass „Re-
gensburg auch eine Stadt des
Handwerks“ ist. Und Bürger-
meister Gerhard Weber ergänzte,
dass er sich sicher sei, dass das
Spiel in den Kindergärten gerne

genutzt werde und die Kinder
damit ihren Spaß hätten.

Landrat Herbert Mirbeth sag-
te, dass die Begeisterung für Be-
rufe wie Bäcker, Elektriker, Op-
tiker oder Fotograf gerade in jun-
gen Jahren schon ausgeprägt sei.
Das Puzzle mache Appetit auf
mehr. „Wir würden uns freuen,
einige der Kinder, die damit heu-
te spielen, später bei unseren
Ausbildungstagen oder als Teil-
nehmer an einem Technik-Camp
im Landkreis wieder begrüßen
zu dürfen.“

An den Nachwuchs denken

Wie wichtig es sei, dass Kinder
schon in ganz jungen Jahren das
Handwerk kennen lernen, machte
Hauptgeschäftsführer Toni Hin-
terdobler an zwei Beispielen
deutlich: Einerseits seien Hand-
werksbetriebe auch in der jetzi-
gen Wirtschaftskrise die Stabils-
ten, andererseits gebe es in Ost-
bayern in zehn Jahren 20.000 we-
niger Jugendliche unter 18 Jah-
ren. Da sei es verständlich, schon
heute an den Handwerkernach-
wuchs von morgen zu denken.�

ro ein wichtiger Finanzimpuls für
die mittelfränkischen Kommunen
und Auslöser für nachhaltige zu-
sätzliche Investitionen sind. Die
Regierung von Mittelfranken sei
für viele Förderprogramme zen-
traler Ansprechpartner und arbei-
te intensiv daran, das neue Kon-
junkturpaket so schnell wie mög-
lich umzusetzen.

Antragstellung

Die Antragstellung für die
Programme erfolge grundsätz-
lich bei den Bezirksregierun-
gen. Lediglich für Maßnahmen
der Dorfentwicklung erfolge die
Antragstellung bei den Ämtern
für ländliche Entwicklung, für
Werkstätten für behinderte Men-
schen beim Zentrum Bayern für
Familien und Soziales. Bislang
seien 1.109 Anträge bzw. Be-
werbungen mit einem voraus-
sichtlichen Investitionsvolumen
von insgesamt rund 836 Mio.
Euro eingegangen. Davon ent-
fielen 681 Anträge auf den Be-
reich der kommunalen Bildung
mit 588 Mio. Euro und 428 An-
träge auf den Bereich der kom-
munalen Infrastruktur mit 248
Mio. Euro.

Ausgewogene Verteilung

Wie Bauer betonte, werde die
Regierung von Mittelfranken in
enger Abstimmung mit einem
Beirat, dem unter anderem Ver-
treter der kommunalen Spitzen-
verbände und der freien Wohl-
fahrtsverbände Mittelfrankens
angehören, dafür Sorge tragen,
dass eine regional ausgewogene
Mittelverteilung erreicht wird.
Weitere Kriterien werden die
Zusätzlichkeit der geplanten In-
vestition, die Finanzkraft des
Maßnahmeträgers, die Nachhal-
tigkeit der Maßnahme und son-
stige Qualitätskriterien (z. B. re-
gionale Ausgewogenheit) sein.

Stichwort kommunaler Bil-
dungsgipfel: Wie Verbandschef
Schaidinger bemerkte, „ließen
sich alle Wünsche zwar nicht
umsetzen“, aber insgesamt sei-
en die Ergebnisse – „wenn man
auf das Mögliche und Machba-
re sieht - ein Fortschritt“. Wich-
tigstes Resultat sei, „dass die
Weichen für einen verstärkten
Ausbau der Ganztagsschulen ge-
stellt sind, weil Land und Kom-
munen sich endlich darüber ei-

nig geworden sind, dass die Or-
ganisation der Ganztagsschule
eine staatliche Veranstaltung ist“,
so Schaidinger. Dies sei ein Er-
folg des Städtetags, der seit sei-
ner Vollversammlung 2001 in
Augsburg konsequent für dieses
Prinzip eingetreten war.

Ganztagsmodelle

Ab nächstem Schuljahr über-
nimmt der Staat Verantwortung
und Trägerschaft für die gebun-
denen und offenen Ganztags-
schulen (mit Ausnahme der
Mittagsbetreuung an Grund-
schulen). Im Gegenzug dafür,
dass die Kommunen bei den of-
fenen Ganztagsmodellen entla-
stet werden, leisteten sie künftig
einen Zuschuss von 5.000 Euro
pro Schulklasse bzw. Gruppe
und Schuljahr.

Sonderfinanzierung

Ebenso konnte der Städtetag
einen Erfolg mit seiner Forde-
rung nach einer Sonderfinanzie-
rung erzielen, so Schaidinger.
Der Freistaat wird sich künftig
stärker an den Bauinvestitionen
für den Ausbau der Ganztags-
schule beteiligen und den lan-
desdurchschnittlichen Förder-
satz nach Art. 10 FAG um 15
Prozentpunkte von 35 auf 50
Prozent anheben. DO.

Berliner Filmpreis für
Furth im Wald

Die Drachenstichstadt Furth im Wald darf sich über eine hohe
Auszeichnung freuen: Ihr Werbefilm belegte bei der Internatio-
nalen Tourismusbörse ITB in Berlin, der weltweit größten Rei-
semesse, beim Wettbewerb „Goldenes Stadttor“ in der Katego-
rie „Stadttourismus“ den dritten Platz. Die 9000-Einwohner-
Stadt befindet sich damit in der Rangliste unter Metropolen wie
Kopenhagen, Amsterdam, Lodz und Essen. 95 Filme aus 34
Ländern waren eingereicht worden.

Die Mitglieder der Jury kamen
aus den Bereichen Tourismus,
Film, Public Relations und aus öf-
fentlichen Institutionen. Bei der
Bewertung wurde einAugenmerk
auf folgende Kriterien gelegt: Vi-
suelle Performance (Wirkung von
Bildgestaltung und Schnitt), aku-
stischer Gesamteindruck (Musik,
Sounds und Sprache), emotionale
Wirkung, Informationswert sowie
Konzeption und Kreativität.

Der Werbefilm, gefilmt und
geschnitten von Bruno Hartl,
kommt einer elfminütigen Lie-
beserklärung an Furth gleich.
Wer sich die Mini-DVD betrach-
tet, wrd in eine Welt entführt, die
zum Urlauben und Relaxen ein-
lädt. „Furth hat seinen Urlaubs-
gästen einiges zu bieten - vor al-
lem Familien und Kindern“,
heißt es nach einer kurzen ge-
schichtlichen Einführung. In den
nachfolgenden Minuten sind das
Wildgehege und Waldmuseum
der Familie Deglmann, die
Waldbühne, die Hammer-
schmiede, der Further Wildgar-
ten und die mystischen Felsen-
keller zu sehen. Nicht fehlen

dürfen das Erlebnismuseum von
Rolf Schüler, das Drachenmuse-
um und der Drachenstich.

Dass das Further Ungeheuer
auch im Gastronomiegewerbe sei-
nen Platz hat, wird mit dem „Dra-
chenzimmer“ im Hotel „Waldes-
ruh“ in Kühberg deutlich. Aber
auch kulinarisch hat Furth einiges
zu bieten, was ein Streifzug durch
die Gastronomie vom urigen Rit-
terkeller des Hotels Hohenbogen
über bayerische Schmankerl im
Gasthof „Zum Bay“ bis zur ex-
quisiten internationalen Küche im
Restaurant „Seerose“ beweist.
Kunst und Kultur bietet die Stadt
an der Grenze nicht zu knapp -
vom Jazz-Abend bis zum Orche-
ster-Gastspiel.

Doch der wirkliche Genuss,
den Furth im Wald zu bieten hat,
ist die Natur. Ob das rund 200
Kilometer lange Wanderwege-
netz, die Trails für Mountainbi-
ker oder der 18-Loch-Golfplatz -
alles ist eingebettet in eine herr-
liche Gebirgslandschaft. So
kommt die Quintessenz am Ende
des Films einem Prädikat gleich:
„Eine Idylle für die Seele“. DK
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„So eine Firma wie den Er-
dinger Weißbräu müssten wir
in unserer Stadt haben. Dann
wäre unser Name buchstäb-
lich weltweit in aller Munde.“
Mein Chef, der Bürgermeister,
las fasziniert eine Zusammen-
fassung der Sponsoring-Akti-
vitäten dieses Global Players
in Hopfen und Malz beim dies-
jährigen Biathlon-Zirkus. Von
Skandinavien und Italien über
Sibirien bis nach Südkorea zur
Weltmeisterschaft war die Brauerei präsent und
mit ihr die namensgebende Stadt.

Es ist eine kostenlose Standortwerbung, die
wir uns natürlich auch wünschen würden. Man
könnte auf Coburg und Nürnberg neidisch wer-
den, deren Namen durch Versicherungen bun-
desweit ein Begriff sind. Und vielleicht wissen
nicht alle Chinesen, wo Deutschland genau auf
dem Globus liegt, aber mit den Begriffen „Bay-
ern“ und „München“ können in dem fußball-

vernarrten Reich der Mitte alle etwas anfangen.
Selb ist für Porzellan bekannt, Rödental durch
die Hummel-Figuren. In Rosenheim ermitteln
Cops, Bad Tölz hat einen Bullen – und wir?

Es ist schon so: Firmen und ihre Namen ver-
mitteln Emotion und Imagination. Das kommt
natürlich in erster Linie ihnen selber und dem
Produkt zugute, aber es färbt auch auf den Stand-
ort ab. BMW steht für Dynamik, Eleganz und In-
novation in Energieeffizienz. Da schadet es unse-
rer Heimat nicht, dass das „B“ für „Bayerische“
steht. Eine Versicherung steht für Solidität, Por-
zelliner für Kreativität und wo bitteschön wird
ein Sibiriak zur Zeit die sonnigsten Biergärten
oder eine Koreanerin die knackigsten Lederho-
senträger vermuten, wenn nicht in Erding.

Natürlich kann die enge Verbindung einer
Kommune mit einer Firma, einem Produkt, ei-
ner Stilrichtung auch böse in die andere Rich-
tung ausschlagen. Kann man sich in einer Stadt,
die dem Gelsenkirchener Barock den Namen
gegeben hat, als progressive junge Frau wohl-
fühlen? Wem steigt bei der Erwähnung von

Leuna oder Leverkusen nicht
ein beißender Chemiegeruch
in die Nase? Aber auch einen
schlechten Ruf kann man sich
zu Nutze machen. So erhielt
Kyritz an der Knatter seinen
Beinamen einst wegen seiner
infernalisch laut knatternden
Mühlen – heute wird der Spott-
name touristisch vermarktet.

Wir haben nix. Keine Firma
von Weltruf hat unsere Stadt
im Namen, unsere Mittelständ-

ler sind zwar Gott sei Dank kreuzsolide, pro-
duktmäßig aber überhaupt nicht sexy und wenn
man die Kriminalfälle unserer Ordnungshüter
verfilmen wollte, schliefen einem wahrschein-
lich schon beim Drehen die Füße ein. Wir haben
nicht einmal einen schlechten Ruf, dem man
sich verpflichtet fühlen könnte.

Nein, wenn uns schon keiner mit seiner Marke
huckepack nimmt, dann müssen wir unsere Stadt
eben selbst zur Marke machen. Wir müssen den
Namen unserer Stadt mit positiven Begriffen ver-
binden, Emotionen wecken, eine Story stricken,
die positive Assoziationen erzeugt, neugierig
macht und gute Gefühle wachruft.

Wichtig ist, dass sich Investoren auf Standort-
suche, junge Familien, die sich eine dauerhafte
Bleibe ausgucken oder Kurzreisende, die für ein
paar Tage Urlaub in der Heimat machen wol-
len, mit unserer Stadt positiv auseinandersetzen.
Es muss prickeln, wie wenn der Kaiser persön-
lich im Fernsehen am Weißbier nippt.

Mein Chef, der Bürgermeister, ist schon im-
mer Feuer und Flamme für die Idee gewesen,
aus unserem beschaulichen Städtchen eine
Marke zu machen, um damit Investoren und Be-
sucher zu locken. Ich bin mal gespannt, ob er
unserem manchmal arg betulichen Stadtrat
diesmal das Konzept schmackhaft machen
kann. Ich gebe ihm schon mal argumentative
Munition mit dem heutigen Kalenderblatt, auf
dem ein Satz von Henry Ford steht: „Wer auf-
hört zu werben, um Geld zu sparen, kann eben-
so seine Uhr anhalten, um Zeit zu sparen.“

GesternGZ hat mein Chef gesagt ...

Die Stadt zur
Marke machen

Gesundheitsregion Würzburg – Bäderland Bayerische Rhön AG:

Innovatives Entwicklungskonzept
Die Gesundheitsregion Würzburg – Bäderland Bayerische Rhön
AG hat fristgerecht zum 31. März 2009 ein umfassendes und in-
novatives Entwicklungskonzept beim bundesweiten Wettbewerb
der „Gesundheitsregionen der Zukunft“ vorgelegt. Das Projekt
hat ein Gesamtvolumen von rund 19,63 Mio. Euro und schafft 65
hochwertige neue Arbeitsplätze in der gesamten Region über die
ersten vier Jahre. Stadt und Landkreis Würzburg, die Landkrei-
se Bad Kissingen und Rhön-Grabfeld, die Universität Würzburg
und die Fachhochschule Würzburg-Schweinfurt, sowie die Indu-
strie- und Handelskammer Würzburg-Schweinfurt sind die
Gründungsgesellschafter des neuen Trägerunternehmens für die
Stärkung und Förderung der regionalen Gesundheitswirtschaft.

Das Leitthema für das regiona-
le Konzept lautet „Förderung der
Gesundheitskompetenz und der
Eigeninitiative“. Patienten und
Gesunde sollen nicht nur Konsu-
menten von Gesundheitsdienst-
leistungen sein, sondern auch
Produzenten ihrer Gesundheit. In
der Gesundheitsregion Würzburg
– Bäderland Bayerische Rhön ar-
beiten Betroffene mit Multiplika-
toren und professionellen Akteu-
ren zusammen, um diesen Leitge-
danken nachhaltig umzusetzen.

Integration der Partner

Die Bevölkerung soll befähigt
werden, durch Selbstmanage-
ment den Umgang mit ihrer Ge-
sundheit aktiv, selbständig und
eigenverantwortlich zu steu-
ern. Das Projekt stärkt besonders
die individuelle Verantwortung
der Menschen in der Region und
bindet sie aktiv in Entscheidun-
gen zur Erhaltung, Förderung und
Wiederherstellung der Gesund-
heit ein. Darüber hinaus werden

die regionalen Versorgungsange-
bote weiter vernetzt; Krankenver-
sicherungen, Schulen und Betrie-
be werden als Partner in das Pro-
jekt integriert.

Die qualifizierten Projekte glie-
dern sich in sechs Themenberei-
che: „Gesundheitsförderung in al-
len Lebensabschnitten“, „Patien-
tenschulung“, „Durch Selbsthilfe
zur Eigenverantwortung“, „Mo-
bilität und Autonomie“, „Präven-
tivkonzepte für die Kardiologie“,
und „Gesundheitskompetenz für
das Schnittstellenmanagement“.
Die mit dem Projekt verbundenen
Querschnittsaufgaben, von der
Öffentlichkeitsarbeit bis hin zu
Qualitätsmanagement und Qua-
litätssicherung, werden dabei un-
ter dem Dach der neuen Träger-
gesellschaft gebündelt.

Mit der Projektidee konnte sich
die mainfränkische Region be-
reits im vergangenen Jahr gegen
eine starke Konkurrenz durchset-
zen; im Rahmen des vom Bun-
desministerium für Bildung und
Forschung ausgerufenen Wettbe-

werbs „Gesundheitsregionen der
Zukunft“ gelang es, unter die
zwanzig Finalisten zu kommen –
als eines von nur zwei Projekten
aus Bayern. Am 27. Mai werden
die fünf Siegerregionen im Rah-
men des Hauptstadtkongresses in
Berlin von Bundesministerin An-
nette Schavan bekannt gegeben.

Renommierter Leuchtturm

Der Vorsitzende des Aufsichts-
rates, Thomas Habermann, äußer-
te sich gemeinsam mit seinen
Aufsichtsratskollegen erfreut
über die Einreichung des Ent-
wicklungskonzepts: „Das Projekt
stellt ein besonders wichtiges ge-
meinsames Thema für die Re-
gion, sowohl für den Wirtschafts-
und Wissenschaftsstandort Würz-
burg wie auch für das Kur- und
Bäderland Bayerische Rhön, dar.

In der Region sind rund
35.100 Arbeitsplätze unmittelbar
mit der Gesundheitswirtschaft
verbunden. Das Universitätskli-
nikum in Würzburg mit den rund
4.500 Vollzeitstellen ist ein auch
im internationalen Vergleich
hoch renommierter wissen-
schaftlicher Leuchtturm. Im Bä-
derland Bayerische Rhön befin-
den sich mehr als 40 Kliniken
und Sanatorien, sowie zahlreiche
Medizintechnik- und Spezialla-
borunternehmen.

Die Bündelung der regionalen
Kapazitäten der Kurorte mit den
vorhandenen Kompetenzen im
Universitäts-, Forschungs-, Kli-
nik- und Rehabereich, im Ver-
bund mit den Selbsthilfeeinrich-
tungen vor Ort, bietet allerbeste
Voraussetzung für die Etablie-
rung eines umfassenden Regio-
nalkonzepts. In der Summe bein-
haltet die erfolgreiche Gesund-
heitsregion Würzburg – Bäder-
land Bayerische Rhön alle rele-
vanten Bereiche einer Wert-
schöpfungskette in der Gesund-
heitswirtschaft. Wir gehen mit
einem starken Konzept in die
Endrunde des Bundeswettbe-
werbs.“

Regionale Cluster fördern

MdL Barbara Stamm, Vorsit-
zende des Vereins Health Care
Bayern e.V. und Mitglied desAuf-
sichtsrates der Gesundheitsregion
Würzburg – Bäderland Bayeri-
sche RhönAG, wies auf die große
Bedeutung des erfolgreichen Ab-
schneidens einer bayerischen Re-
gion im bundesweiten Wettbe-
werb hin: „Bereits im Sommer
2005 hat der Bayerische Minister-
rat ein Maßnahmenpaket be-
schlossen, um die Vermarktungs-
strategien in den Bereichen Me-
dizin, Technologie, Gesundheit
und Tourismus zu bündeln. Hier-
zu gehört auch, dass die Bildung
regionaler Gesundheitscluster in
Bayern unterstützt und gefördert
werden soll. Denn es hat sich ge-
zeigt, dass die Strategien zur
Förderung und Positionierung
der bayerischen Gesundheits-
wirtschaft vor allem durch eine
nach innen gerichtete Kompo-
nente fokussiert werden müssen.
Zielrichtung ist dabei, den Ge-
sundheitsstandort Bayern als sol-
ches weiter aufzuwerten und ei-
ne stärkere und nachhaltigere
Identifikation mit dem „Produkt
Gesundheit“ zu schaffen.“ �

Kommunale Krankenhäuser:

Fusion in der Region Rosenheim
Jetzt ist es beschlossene Sache: Die Kliniken in Stadt und
Landkreis Rosenheim schließen sich zusammen. Künftig wer-
den sie von einer Gesellschaft betrieben. Kreistag und Stadtrat
stimmten jeweils einstimmig für eine Fusion der Triamedklini-
ken in Wasserburg, Bad Aibling und Prien mit dem Klinikum
Rosenheim. Für den Patienten soll die Versorgung damit lang-
fristig gesichert und noch besser werden. Geplant ist, dass die
neue Gesellschaft ihren Betrieb zum 1. Juli 2009 aufnimmt.

Im Rahmen einer Pressekon-
ferenz meinte Oberbürgermei-
sterin Gabriele Bauer, der politi-
sche Wille sei überaus wichtig,
jetzt stehe aber ein schwerer
Weg bevor, denn die handelnden
Personen müssten dieses Papier
mit Leben erfüllen. Nach dem
erfolgten Grundsatzbeschluss ist
vorgesehen, den Gesellschafter-
vertrag und die weiterführenden
Verträge in einer gemeinsamen
nichtöffentlichen Sitzung des
Verwaltungsrates der Kreisklini-
ken sowie des Verwaltungsrates
des Klinikums weiter zu präzi-
sieren bzw. vorzubereiten. Die
Verträge werden anschließend
dem Stadtrat und dem Kreistag
zur Verabschiedung vorgelegt.

Der bisherige Vorstand des
Klinikums, Günther Pfaffeneder,
wird die Geschäftsführung der
neuen Firma „Kliniken der Stadt
und des Landkreises Rosenheim
GmbH“ übernehmen. Beide Sei-
ten werden an der neuen Gesell-
schaft jeweils 50 Prozent der An-
teile halten. Das Personal wird
zu den bestehenden Bedingun-
gen übernommen.

Obwohl das jährliche Defizit
der drei Kreiskliniken in den ver-
gangenen Jahren deutlich redu-
ziert werden konnte, muss der
Landkreis immer noch jedes Jahr
ein Minus ausgleichen. Neider-
hell nannte eine Summe von
mehr als zwei Millionen Euro.
Zum wirtschaftlichen Erfolg des
Klinikums der Stadt wollte Pfaf-

feneder keine Auskunft erteilen.
Bauer sagte allerdings, die Stadt
finanzierte jährlich eine Pau-
schale von drei Millionen Euro.
Sowohl der Landrat als auch die
Oberbürgermeisterin hoffen auf
Synergie-Effekte. Ziel ist, die
neue Gesellschaft so zu führen,
dass eine Null oder sogar ein
leichtes Plus herauskommt. Nei-
derhell wies in diesem Zusam-
menhang darauf hin, dass ein
Minus im Betriebsergebnis nach
einer Übergangsphase von ein-
einhalb Jahren zu gleichen Tei-
len getragen wird.

Erhalt der Klinikstandorte

Wesentliches Ziel der Fusion
ist der Erhalt aller vier Klinik-
standorte. Die wohnortnahe Ver-
sorgung soll langfristig gesichert
werden. Durch die neue Größe
ist es zudem leichter möglich,
am medizinischen Fortschritt
teilzuhaben. Die Verantwortli-
chen gehen davon aus, dass die
gemeinsame Klinikgesellschaft
eine Reihe von Vorteilen bringen
wird. So soll beispielsweise die
Wettbewerbsposition gestärkt
werden, was sich in den Ver-
handlungen mit Fachbehörden
und Krankenkassen bemerkbar
machen wird. Bei Investitionen
können sich die Möglichkeiten
verbessern, staatliche Förderun-
gen zu erhalten. Außerdem er-
möglicht eine gemeinsame Per-
sonalpolitik besser auf den dro-

henden Ärzte- und Pflegekräfte-
mangel reagieren zu können.
Sollte es notwendig sein, wird
eine Expansion mit weiteren
kommunalen Krankenhausträ-
gern ausdrücklich nicht ausge-
schlossen.

Die neue Gesellschaft „Klini-
ken der Stadt und des Landkrei-
ses Rosenheim“ wird über 2.100
Beschäftigte haben. In allen vier
Häusern mit insgesamt 1.080
Betten wurden 2008 knapp
46.000 Patienten stationär und
knapp 68.000 Patienten ambu-
lant versorgt. DK

Ziel der Metropolregion Nürnberg:

„Familienfreundlichste
Wirtschaftsregion“

Die Europäische Metropolregion Nürnberg will die familien-
freundlichste Wirtschaftsregion Deutschlands werden. Dazu wird
aktuell ein Arbeitsprogramm erarbeitet, das in der Metropolregi-
on umgesetzt werden soll. Die Bertelsmann Stiftung und das Bun-
desfamilienministerium unterstützen die Aktivitäten im Rahmen
ihres seit 2003 bestehenden Kooperationsprojektes „Balance von
Familie und Arbeitswelt“. Familienfreundlichkeit soll sich zum
herausragenden Standortfaktor der Metropolregion entwickeln.

Auf diese Weise sollen beruf-
stätige Mütter, Väter und Arbeit-
geber ermutigt werden, Familie
und Beruf besser miteinander zu
vereinbaren. Außerdem soll die
Anwerbung von Fachkräften er-
leichtert werden, um einem
künftigen Mangel an qualifizier-
ten Arbeitskräften zu begegnen.
Zudem fördert Familienfreund-
lichkeit die Ansiedlung weiterer
Unternehmen in der Region. Of-
fizieller Beginn der Initiative
wird im Juli 2009 sein.

Der Vorsitzende des Rates der
Europäischen Metropolregion,
Oberbürgermeister Dr. Ulrich
Maly, begrüßt das Modellprojekt:
„Nürnberg hat im Jahr 2000 mit
der Gründung des bundesweit er-
sten Bündnisses für Familie
schon einmal eine Vorreiterrolle
übernommen – dazu haben wir
jetzt eine weitere Chance. Famili-
enfreundlichkeit beeinflusst in
hohem Maße die Wachstum-
schancen in einer Region. Stan-
dortentscheidungen sowohl von
Unternehmen als auch von Pri-
vatpersonen hängen von einem
attraktiven wirtschaftlichen Um-
feld und der Lebensqualität für
Familien ab. Mit der Entwicklung
der Metropolregion Nürnberg hin
zur familienfreundlichsten Wirt-
schaftsregion können wir eine
Region mit Vorbildcharakter in
Deutschland schaffen.“

Dazu ist ein umfangreiches
Maßnahmenpaket geplant. In
Seminaren sollen beispielsweise
Führungskräfte und Personalver-
antwortliche aus Unternehmen zu
Managern für eine familien- und
lebensphasenorientierte Personal-
politik qualifiziert werden. Ver-
treter aus Kommunen, Kammern
und Verbänden bilden sich zu Be-

ratern für familienbewusste Ar-
beitswelt weiter. Überdies soll die
Beratung für Betroffene verbes-
sert und das Angebot an Kinder-
betreuung mit betrieblicher Un-
terstützung in enger Kooperation
mit den Kommunen erweitert
werden. Die Metropolregion bie-
tet nach den Worten der stellver-
tretenden Vorstandsvorsitzenden
der Bertelsmann Stiftung, Frau
Liz Mohn, mit der „Initiative fa-
milienbewusste Personalpolitik“
ein Netzwerk von 200 Unterneh-
men an, das eine hohe Fachkom-
petenz aufweist: „Die neuen Pro-
gramme der Bertelsmann Stif-
tung ergänzen die gute Arbeit der
Initiative, Kammern, Kommunen
und Familienbündnisse. In der
Region entsteht flächendeckend
eine familienfreundliche Infra-
struktur mit Experten, die Unter-
nehmen und ihre Mitarbeiter je-
derzeit kompetent beraten und
unterstützen.“

Work-Life-Balance-Angebote

Der Geschäftsführer des Fo-
rums „Wirtschaft und Infrastruk-
tur“ der Metropolregion Nürn-
berg, berufsmäßiger Stadtrat Dr.
Roland Fleck, hält das Modell-
projekt für eine große Chance:
„Es ist ein ambitioniertes und zu-
kunftsorientiertes Ziel, die famili-
enfreundlichste Metropolregion
Deutschlands zu werden. Wir
stellen ebenfalls Ressourcen zur
Verfügung, damit sich Familien-
freundlichkeit zu einem echten
Standortvorteil der Region Nürn-
berg bis Ende 2010 entwickeln
kann.“ Die im Bündnis für Fami-
lie gewonnenen jahrelangen Er-
fahrungen und vielfältigen Kon-
takte bringt der Stab Familie im

Baar-Ebenhausen:

Wayand neuer
Bürgermeister
Ludwig Wayand von der

CSU ist neuer Bürgermeister
der Gemeinde Baar-Ebenhau-
sen im Landkreis Pfaffenh-
ofen an der Ilm. Bei der Neu-
wahl, die nach dem Tod des
bisherigen Amtsinhabers Ko-
lisnek (CSU) notwendig ge-
worden war, siegte Wayand
mit 68,5 Prozent der gültigen
Stimmen gegen den SPD-Her-
ausforderer Stefan Behr. Er
wolle an die erfolgreiche Ar-
beit des verstorbenen ersten
Bürgermeisters anknüpfen
und dessen Weg weiter gehen,
sagte Wayand. Schwerpunkte
seiner künftigen Arbeit sollen
das Festhalten an der Hoch-
wasserfreilegung, Entwick-
lung der Infrastruktur und eine
für die Gemeinde möglichst
attraktive Lösung beim bevor-
stehenden Ausbau der ICE-
Trasse sein. KI

Referat für Jugend, Familie und
Soziales in das Projekt ein.

Die Schirmherrschaft über die
Initiative hat der Vorstandsvorsit-
zende der DATEV eG, Dieter
Kempf, übernommen: „Gerade in
einer wirtschaftlichen Krise
kommt es darauf an, qualifizierte
Fachkräfte an das Unternehmen
zu binden und als Arbeitgeber
attraktiv zu bleiben. Dafür ist
eine Unternehmenskultur mit
guten Work-Life-Balance-An-
geboten unerlässlich.“ �
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Messtechnik und Systemlösungen
HYDROMETER GMBH
Industriestr. 13 | 91522 Ansbach
Tel.: 09 81/ 18 06 0
Fax: 09 81/ 18 06 605
www.hydrometer.de

Gmeiner GmbH
Daimlerstraße 18

92533 Wernberg-Köblitz

Tel.: 09604/93267-0, Fax: -49
E-Mail: info@gmeiner-online.de
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Vorschau auf GZ 10
In unserer Ausgabe Nr. 7, die am 14. Mai erscheint,
behandeln wir folgende Fachthemen:
zz Umwelt- und Abfalltechnik
zz Kommunales Verkehrswesen - ÖPNV
zz Sicherheitstechnik, Kontroll- und Überwachungsanlagen
zz Brand- und Katastrophenschutz
zz Schulungen
zz Kommunale Museen

Beilagenhinweis
Dieser Ausgabe der Bayerischen Gemeindezeitung liegt die
Sonderbeilage unseres Verlags - Das Passauer Land - bei.
Wir bitten um freundliche Beachtung. ��

10 Jahre Arbeitsvermittlungsgesellschaft in-arbeit:

Ingolstädter Erfolgsmodell
Die Ingolstädter Tochterfirma in-arbeit GmbH feiert Jubiläum.
Die Arbeitsvermittlungsgesellschaft hat in den vergangenen
zehn Jahren knapp 2.000 Menschen beim Wiedereinstieg in ei-
nen Job geholfen. Über 12.000 Ingolstädter Bürgerinnen und
Bürger nahmen die Dienstleistungen von in-arbeit bislang in An-
spruch. Die Gesellschaft vermittelt Langzeitarbeitslose, über-
lässt Unternehmen Arbeitnehmer und ist für sog. 1-Euro-Jobs in
Ingolstadt zuständig.

Laut Fritz Bernhard, städtischer
Sozialreferent und, wie Werner
Richler Geschäftsführer von in-
arbeit, fungierte der heutige Bei-
ratsvorsitzende, Oberbürgermei-
ster Alfred Lehmann, damals als
Geschäftsführer – zusammen mit
Sozialreferent Fritz Bierschnei-
der. Gründungsmütter und -väter
waren der damalige OB Peter
Schnell, „der die Schubkraft
gab“, und ein Stadtrat, der die
Mittel zur Verfügung stellte. in-
arbeit ist heuteArbeitgeber für 92
Personen, darunter zwei Auszu-
bildende, 78 Saison- und Zeitar-
beitskräfte, aber auch Lehrkräfte
und das Verwaltungspersonal.

Während in Deutschland sich
seit In-Kraft-Treten des Bundes-
sozialhilfegesetzes die Sozialhil-
fequote bis 2002 mehr als ver-
dreifachte, ist es in-arbeit und
dem städtischen Sozialamt gelun-
gen, den Trend weiter steigender
Sozialhilfezahlen zu stoppen.
Durch die Vermittlung von 1250
Sozialhilfeempfängern in regulä-
re Arbeit zwischen 1999 und
2002 hat die Stadt innerhalb we-
niger Jahre städtischer Arbeits-
vermittlung unter den bundes-
deutschen Großstädten plötzlich
eine der niedrigsten Sozialhilfe-
quoten geschafft. 2009 hat der
Bezirk der Bundesagentur fürAr-
beit der Region Ingolstadt inzwi-

schen die niedrigste Arbeitslosig-
keit in Bayern erreicht. „Dass wir
diese Spitzenplätze einnehmen,
liegt aber auch daran, dass es im-
mer ein Anliegen der Kommune
war, sich für eine gute Situation
auf dem Arbeitsmarkt einzuset-
zen und hilfesuchende Menschen
individuell zu unterstützen“, be-
tont OB Lehmann.

Von A bis Z

Das Angebot reicht dabei von
A wie Arbeitsvermittlung bis Z
wie Zeitarbeit. Mit langjährigem
Know-how helfen die Mitarbeiter
von in-arbeit bei der Arbeitsver-
mittlung weiter. Sie wollen die
Bewerber langfristig in Arbeit
bringen und achten dabei nicht
nur auf den Lebenslauf des jewei-
ligen Bewerbers, sondern vor al-
lem auf dessen Persönlichkeit.
Durch den guten Kontakt zu ver-
schiedensten Unternehmen der
Region wissen die Mitarbeiter,
welche Stelle zu welchem Be-
werber passt.

Zeitarbeit - Übernahme aus-
drücklich erwünscht. So lautet
das Motto in einem weiteren zen-
tralen Arbeitsbereich. Die Mitar-
beiter, die bei in-arbeit beschäftigt
sind, werden zusätzlich pädago-
gisch betreut und begleitet und
unter regulären Arbeitsmarktbe-

dingungen bei Entleihunterneh-
men eingesetzt. Mitarbeiter der
Arbeitnehmerüberlassung wer-
den nach Abschluss eines befri-
steten Arbeitsvertrages angestellt
und in verschiedenen Bereichen
wie beispielsweise in der Produk-
tion, im Büro oder in der Haus-
wirtschaft platziert. Bei Eignung
ist eine Weiterbeschäftigung in ei-
nem unbefristetenArbeitsverhält-
nis bei in-arbeit möglich. Im
Schnitt werden auf diese Weise
täglich 75 Mitarbeiter verliehen.

Mitarbeiter buchen

„Ingolstädter helfen Ingolstäd-
tern“ ist eine Initiative von in-ar-
beit, die es Ingolstädter Bürgern
ermöglicht, zeitlich befristet Mit-
arbeiter für Haushalt und Garten
zu buchen. Wer eine Arbeitskraft
benötigt, kann sich im Internet un-
ter www.in-arbeit-ingolstadt.de
informieren. Seit Einführung des
Sozialgesetzbuches II vermittelt
in-arbeit im Auftrag des Jobcen-

ters Ingolstadt zudem 1-Euro-
Jobs. Die Gesellschaft kümmert
sich um die Akquise, Organisati-
on, Vermittlung und Abrechnung
dieser Arbeiten. Die Zahl der Zu-
satzjobber variiert täglich; meist
handelt es sich um etwa 300 Per-
sonen, die in gemeinnützigen Ar-
beiten bei verschiedenen karitati-
ven Einrichtungen, Kirchen, Uni-
versitäten oder Ämtern der Stadt
beschäftigt sind. Diese Beschäfti-
gung ist meist auf sechs Monate
befristet und erfolgt mit bis zu
25 Wochenstunden.Auch eine re-
gelmäßige Unterstützung beim
Schreiben von Bewerbungen ist
durch in-arbeit gewährleistet.
Zusätzlich können die Mitarbei-
ter Weiterbildungskurse belegen,
das Erlernte in kurzfristigen Be-
schäftigungen erproben und da-
durch zusätzlich regulären Lohn
verdienen.

Nachdem viele Arbeitsver-
mittlungen infolge geringer
Deutschkenntnisse oftmals
scheitern, bietet in-arbeit schon
seit April 1999 Deutschkurse an.
Daher werden vorrangig arbeits-
und berufsbezogene Themen be-
handelt, um die Mitbürger fit für
die Aufgaben im Berufsleben zu
machen. DK

8. Alzenauer Gesundheitstage:

Den Tagen mehr
Leben geben

Wie bereits in den Jahren zuvor vermittelten bei den Alzenauer
Gesundheitstagen vom 21. bis 26. März ausgewiesene Experten
verschiedener Fachgebiete einem breiten Publikum wissenswerte
Informationen zu unterschiedlichsten Krankheitsbildern. Den
ortsansässigen Hilfseinrichtungen und Selbsthilfegruppen boten
die Gesundheitstage zudem eine Plattform zur Präsentation. Er-
ster Bürgermeister Walter Scharwies fungierte als Schirmherr
der Veranstaltung.

Der Benefiz-Gesundheitslauf
„Alzenau bewegt sich!“ bildete
heuer den Auftakt. Bei strahlen-
dem Sonnenschein waren rund
400 Läufer am Start. Auch die
dritte Auflage des Laufs des Li-
ons Clubs Aschaffenburg-Alzen-
au wurde zu einem tollen Ge-
meinschaftserlebnis.

Tags darauf stand das Thema
Demenz im Mittelpunkt: Etwa 8
bis 13 Prozent aller Menschen
über 65 Jahren leiden unter einer
Demenz, bei den über 90-Jähri-
gen sind es sogar 40 Prozent.
Nach Schätzungen von Patien-
tenverbänden leben in Deutsch-
land weit über eine Million Men-
schen mit altersbedingten Hirn-
leistungsstörungen und vermut-
lich wird diese Zahl noch weiter
steigen, weil der Anteil alter
Menschen an der Gesamtbevöl-
kerung zunimmt. Im Rahmen
der Gesundheitstage wurden Be-
handlungsmöglichkeiten ebenso
aufgezeigt wie Strategien für
Angehörige von Demenzkran-
ken. Die Mitmach-Angebote
dieses Eröffnungstages rundeten
das Thema praxisnah ab.

Bei einer Podiumsdiskussion
wurden darüber hinaus die Pläne
für das Alzenauer Hospiz, dessen
Baubeginn bevorsteht, vorgestellt.
Mit der Einrichtung eines sta-
tionären Hospizes wird die Be-
treuungskette für schwer- und tod-

kranke Menschen in der Region
erweitert. Die engmaschige Ver-
netzung mit bestehenden und er-
fahrenen ambulanten Hospizgrup-
pen, Pflegediensten und niederge-
lassenen Ärzten einerseits und den
Palliativstationen der nächsten
Krankenhäuser andererseits ist ei-
ne wichtige Voraussetzung für den
Erfolg der Arbeit zum Wohle der
betroffenen Menschen.

Pläne für das Hospiz

Im Hospiz Alzenau, das ge-
meinsam vom Kreisverband des
BRK Aschaffenburg und der So-
zialservice-Gesellschaft der BRK
GmbH getragen werden wird,
kann bis zu acht Gästen Gebor-
genheit, Gastfreundschaft sowie
umfassende Hilfe und Pflege zu-
teil werden.

Neben der Diskussion über ein
augenärztliches Thema, dem
„Grauen Star“, stand ein weiterer
Tag im Zeichen der Fortbildung.
Für Ärzte, Therapeuten, Pflege-
kräfte, Lehrer und Erzieher gab es
jeweils zertifizierte Angebote.
Am letzten Tag der Gesundheits-
tage ging es schließlich um das
wichtige Thema „Organspende“.
Prof. Dr. med. Günter Kirste, Me-
dizinischer Vorstand der Deut-
schen Stiftung Organtransplanta-
tion, konnte hierzu als Referent
gewonnen werden. DK

Erster Einbürgerungstest im
Traunreuter Rathaus

Zehn Personen aus acht Nationen haben am ersten Einbürge-
rungstest im Traunreuter Rathaus teilgenommen, den die VHS
Traunreut durchgeführt hat. Die Volkshochschulen waren vom
zuständigen Bundesamt für Migration und Flüchtlinge in
Nürnberg (BAMF) exklusiv beauftragt worden, die gesetzlich
vorgeschriebenen Einbürgerungstests auszuführen.

97 akkreditierte bayerische
Volkshochschulen garantieren
ein flächendeckendes und wohn-
ortnahes Angebot in Bayern. Seit
dem 1. September 2008 wird
von jeder Person, die eingebür-
gert werden will, unter anderem
ein Nachweis verlangt, dass sie
Kenntnisse der Rechts- und Ge-
sellschaftsordnung und der Le-
bensverhältnisse in Deutschland
besitzt. Der Einbürgerungstest
ist ein reiner Wissenstest. Es gilt
33 Fragen auf einem Fragenbo-
gen in Multiple-Choise-Form zu
beantworten, wobei jeweils vier
Antwortmöglichkeiten vorgege-

ben sind, von denen nur eine die
richtige ist. Wer innerhalb von
60 Minuten 17 Fragen richtig
ankreuzt, hat den Test bestanden
und erhält eine entsprechende
Bescheinigung.

Nach einer Schätzung des
Bayerischen Innenministeriums
bewerben sich pro Jahr 13.000
Personen um die Deutsche
Staatsbürgerschaft. „Mit den
Einbürgerungstests und den da-
mit verbundenen Einbürge-
rungskursen leisten die Volks-
hochschulen Bildungsarbeit im
Bereich Integration“, so Bürger-
meister Franz Parzinger. �
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